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Vorwort 

 
 
Die Schweizerische Eidgenossenschaft ist auf Grund ihrer 
genossenschaftlichen Wurzeln und der Übernahme der Ideen 
der französischen Revolution über Freiheit und Gleichheit 
ein durch und durch demokratisches Land geworden. In den 
26 Kantonen und im Bund wird die repräsentative Demo-
kratie ergänzt durch ausgebaute Institutionen der direkten 
Demokratie. Dieser demokratische Dualismus zwingt zu ei-
nem breiten gesellschaftlichen Konsens und gewährleistet 
eine berechenbare Entwicklung des Staates. Der im interna-
tionalen Vergleich ungewöhnlich hohe Grad an Demokratie 
ist unter den schweizerischen Verhältnissen zu einem Garan-
ten sozialer Stabilität und wirtschaftlicher Wohlfahrt ge-
worden. 
Das vorliegende Werk vermittelt einen Überblick über die 
komplexen rechtlichen Grundlagen der schweizerischen 
Demokratie. Dabei wird auch die geschichtliche Entwick-
lung in die Darstellung einbezogen; sie ist für das Verständ-
nis der geltenden Ordnung unerlässlich. 
Das Werk will praxisfreundlich sein. Aus diesem Grund ist 
die Darstellung nicht nach abstrakten Problembereichen ge-
gliedert. Die Volksrechte, also die Institutionen der direkten 
Demokratie, werden für Bund und Kantone je gesondert 
dargestellt. Dies führt in einzelnen Punkten zu Wiederholun-
gen, die um der Übersichtlichkeit willen in Kauf genommen 
wurden. Grundsätzliche Fragen werden im Prinzip aber nur 
einmal behandelt; dies erklärt die Querverweise. 
Die Darstellung beruht auf dem Stand der Gesetzgebung 
Ende Juni 2000. 
Das Buch ist während mehrerer Jahre entstanden; der Ab-
schluss hat sich zuletzt verzögert, weil die Regelungen der 
neuen Bundesverfassung von 1999 einzuarbeiten waren. 
Eine Reihe von Assistenten haben mitgewirkt: lic. iur. Tho-
mas Scherrer, lic. rer. publ. Mathias Walti, lic. iur. und 
lic. rer. publ. Stefan Lüchinger und lic. iur. Olivier Savoy 
(Universität St. Gallen) sowie lic. iur. Bernhard Rütsche 
(Universität Bern). Ihnen allen gebührt der Dank der Auto-
ren. Ein besonderer Dank geht an die Assistenten, die in der 
Schlussphase mitgearbeitet haben: lic. iur. Kuno Sutter und 
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lic. rer. publ. Christoph Albrecht (Universität St. Gallen) so-
wie lic. iur. Reto Feller (Universität Bern). Sie haben durch 
Exposés zu ausgewählten Fragen, Auswertung von Literatur 
und Judikatur und Abklärung von Einzelheiten wertvolle Bei-
träge erbracht. Ganz besonders sei lic. rer. publ. Christoph 
Albrecht gedankt, der mit grossem Engagement die Dar-
legung der gesetzlichen Regelungen und andere Belege à 
jour gebracht und auf Unklarheiten aufmerksam gemacht 
hat; seiner Mitarbeit sind auch das deutsch-französische und 
französisch-deutsche Glossar sowie das Sachregister zu ver-
danken. 
Herzlich zu danken ist Frau Ruth Wälti. Sie hat über die Ja-
hre hinweg mit unermüdlicher Geduld, mit Hilfsbereitschaft 
und Zuverlässigkeit den Text ins Reine geschrieben, die zah-
llosen Überarbeitungen und Überarbeitungen von Überarbei-
tungen eingebaut und das Manuskript schliesslich druckfer-
tig präsentiert. 
Dank gebührt auch der Forschungskommission der Univer-
sität St. Gallen und dem Schweizerischen Institut für Verwal-
tungskurse an der Universität St. Gallen. Sie haben durch 
Bereitstellung von Krediten für Assistenz- und Sekretariat-
sarbeiten die Entstehung des Werkes grosszügig unterstützt. 
Das Buch ist ein Gemeinschaftswerk. Die Verantwortlichkeit 
für die Teile  
1–4 (§§ 1–40) liegt bei Yvo Hangartner, für den Teil 5 (§§ 
41–48) bei Andreas Kley. 
 
St. Gallen / Bern, 30. Juni 2000 Yvo Hangartner / Andreas Kley
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I. Terminologie 

Stimmrecht (droit de vote) bedeutet wörtlich das Recht, an 
(Volks-)Abstimmungen teilzunehmen1. Im Allgemeinen wird 
der Begriff des Stimmrechts jedoch in einem weiteren Sinn 
verstanden, nämlich als die Befugnis, die demokratischen 
(politischen) Rechte im Sinn der Mitwirkung der Bürger im 
Staat wahrzunehmen2. Das Stimmrecht ermöglicht also, in 
den vorgeschriebenen Verfahren an Volkswahlen und Volks-
abstimmungen teilzunehmen, Volksreferenden und Volksini-
tiativen zu unterzeichnen und andere demokratische Rechte 
auszuüben3. Es ermöglicht die Teilhabe an den Volksrechten. 
In der schweizerischen Terminologie bezeichnet das Stimm-
recht somit auch das Recht auf Teilnahme an Wahlen4. Oft 
                         
1 In diesem Sinn z.B. Art. 74 Abs. 2 BV 1874.  
2 In diesem Sinn z.B. Art. 1 BPR; § 25 KV LU; Art. 17 Abs. 3 KV UR; Art. 50 KV AR; 

Art. 28 Abs. 1 und 2 KV TI; vgl. etwa RHINOW, Volksrechte 105; WIDMER 3; HÄFE-

LIN /HALLER N. 578. 
3 Vgl. SCHWINGRUBER 29; RHINOW, Volksrechte 109 f. 
4 Siehe Art. 1 BPR. 
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wird allerdings vom Stimm- und Wahlrecht gesprochen5. 
Nicht zum Stimmrecht gehört hingegen in der geläufigen 
Terminologie das Recht, gewählt zu werden, also das passive 
Wahlrecht; seine Umschreibung knüpft jedoch an das 
Stimmrecht an6. Die Gesamtheit der Stimmberechtigten, de-
nen das Stimmrecht zusteht, ist das Volk im Sinne der Aktiv-
bürgerschaft (Stimmvolk, corps électoral)7. 
Statt von Stimmrecht wird auch von Aktivbürgerrecht ge-
sprochen8. Dieser Ausdruck vermeidet die Doppeldeutigkeit 
des Wortes Stimmrecht. Er ist aber weniger gebräuchlich. 
Das Stimmrecht wird häufig unterteilt in (a) Stimmfähigkeit 
und (b) Stimmberechtigung oder Stimmrecht im engern 
Sinn. Stimmfähigkeit bedeutet in der tradierten Terminologie 
das abstrakte oder virtuelle Stimmrecht9. Stimmfähig ist 
nach den üblichen Regelungen, wer das Schweizer Bürger-
recht besitzt, das 18. Altersjahr zurückgelegt hat und nicht 
(wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche) vom 
Stimmrecht ausgeschlossen ist10. Stimmberechtigung oder 
Stimmrecht im engern Sinn ist demgegenüber das Recht, die 
demokratischen Rechte tatsächlich ausüben zu können; die 
Stimmberechtigung ist also das Stimmrecht im aktuellen 
oder konkreten Sinn11. Die Unterscheidung geht auf das 
Wohnsitzerfordernis zurück; das Stimmrecht ausüben kann 
grundsätzlich nur, wer im betreffenden Gemeinwesen politi-
schen Wohnsitz hat12. Für Auslandschweizer haben der Bund 
und einige Kantone auf dieses Erfordernis verzichtet13. Fer-
ner stimmen Fahrende, das heisst Personen ohne festen 
Wohnsitz, in ihrer Heimatgemeinde14. Die Unterscheidung 
von Stimmfähigkeit und Stimmrecht im engern Sinn ist für 
                         
5 Siehe z.B. Art. 74 Abs. 2 BV 1874. 
6 Vgl. N. 234 und 243. 
7 Volk kann staatsrechtlich bedeuten: (a) Gesamtheit der Staatsangehörigen, (b) Gesamtheit 

der Stimmberechtigten, (c) Bevölkerung eines Landes; vgl. HANGARTNER, Staatsrecht I 23. 
8 Siehe z.B. Art. 74 Abs. 2 BV 1874; § 3 Abs. 2 und § 25 Ziff. 1 Bst. a KV SZ; Art. 15 und 

20 KV OW; Art. 8 und 10 KV NW. Vgl. HANGARTNER, Staatsrecht II 232 f.; GIACOMETTI, 
Staatsrecht der Kantone 207 f.; WIDMER 85 Anm. 25; JOHANN JAKOB RÜTTIMANN , Das 
nordamerikanische Bundesstaatsrecht verglichen mit den politischen Einrichtungen der 
Schweiz, Band I, Zürich 1867, 89. 

9 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 207; SCHWINGRUBER 31; WIDMER 3 und 13–15. 
10 Siehe z.B. Art. 136 Abs. 1 BV; Art. 38 KV SG; § 26 Abs. 2 KV LU. 
11 Siehe z.B. Art. 39 BV; vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 211; WIDMER 15 f. 
12 Siehe Art. 39 Abs. 2 BV; siehe z.B. §§ 27 und 28 KV LU; Art. 39 Abs. 1 KV SG; Art. 25 

Abs. 2 KV SO. 
13 Vgl. N. 52 und 117. 
14 Vgl. N. 112; im Bund siehe Art. 3 Abs. 1 zweiter Satz BPR. 
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den Bund somit obsolet geworden. Für Kantone ohne Aus-
landschweizerstimmrecht behält sie ihre Bedeutung hinsicht-
lich aller auswärts wohnhaften Schweizer Bürger, für Kanto-
ne mit Auslandschweizerstimmrecht hinsichtlich jener 
Schweizer Bürger, die in einem anderen Kanton (be-
ziehungsweise in einer anderen Gemeinde) politischen 
Wohnsitz haben. Das passive Wahlrecht setzt in der Regel 
den Wohnsitz im Gemeinwesen nicht voraus; wählbar sind 
also normalerweise auch lediglich stimmfähige Bürger15. 
Gewählte haben sich allerdings üblicherweise im Gemein-
wesen ihres Amtes niederzulassen. 
Zuweilen wird auch von Ausübungsberechtigung gespro-
chen16. Der Begriff bezieht sich, wie das Wort erkennen 
lässt, nicht auf die Zuerkennung des Stimmrechts, sondern 
auf die Voraussetzungen seiner Ausübung. Materielle Vor-
aussetzung ist, mit den dargelegten Ausnahmen für Ausland-
schweizer und Fahrende, der politische Wohnsitz in einer 
Gemeinde17. Technische Voraussetzung ist für jeden Stimm-
bürger der Eintrag im Stimmregister (Stimmregister der 
Wohnsitzgemeinde; bei Auslandschweizern im Stimmregis-
ter der Heimatgemeinde oder, wenn das Gesetz wie im Bund 
diese Wahlmöglichkeit einräumt, im Stimmregister der Hei-
matgemeinde oder einer früheren Wohnsitzgemeinde; bei 
Fahrenden nach den üblichen Regelungen im Stimmregister 
der Heimatgemeinde)18. 

 

II. Inhalt des Stimmrechts 

Das Stimmrecht hat formellen Charakter. Es legt fest, dass 
jemand die politischen Rechte ausüben kann und darauf ei-
nen Anspruch hat19; es begründet den Status des Stimmbür-
gers (sog. status activus). Hingegen beruhen die einzelnen 
demokratischen Rechte nicht unmittelbar auf dem Stimm-
recht, sondern sie ergeben sich aus den verfassungsrecht-
lichen und gesetzlichen Bestimmungen über die Volksrechte. 
Dies gebietet schon das Legalitätsprinzip. Die politischen 

                         
15 Siehe z.B. Art. 104 KV SG; Art. 7 Abs. 1 KV GR; vgl. N. 234 und 243. 
16 Vgl. z.B. SCHWINGRUBER 129; RHINOW, Volksrechte 106. 
17 Siehe Art. 39 Abs. 2 BV. 
18 Vgl. N. 112. 
19 Vgl. GRISEL, Initiative 60 f. 
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Rechte sollten deshalb nicht als Inhalt des Stimmrechts be-
zeichnet oder gar ihm gleichgesetzt werden20. 
Das Stimmrecht setzt voraus, dass die politischen Rechte 
wahrgenommen werden können. Sonst läuft es leer. Zum In-
halt des Stimmrechts gehört deshalb der Anspruch, in das 
Stimmregister aufgenommen zu werden, wenn die Voraus-
setzungen erfüllt sind21. Zusammen mit dem jeweils in Frage 
stehenden Volksrecht vermittelt das Stimmrecht auch den 
Anspruch des Stimmberechtigten darauf, dass Bund, Kanto-
ne und Gemeinden nach Massgabe der Vorschriften über die 
politischen Rechte Volkswahlen und Volksabstimmungen 
durchführen, Beschlüsse dem fakultativen Referendum un-
terstellen und alle anderen Vorkehren treffen, die im Hin-
blick auf die demokratischen Rechte vorgeschrieben sind22. 
Bund und Kantone haben die Stimmrechtsausübung überdies 
so zu regeln, dass die Stimmberechtigten von ihrem Stimm-
recht nach Möglichkeit auch tatsächlich Gebrauch machen 
können. Es sind daher zum Beispiel Bestimmungen über an-
gemessene Öffnungszeiten von Stimmlokalen, über Erleich-
terungen der Stimmabgabe durch Wehrmänner und Zivil-
schutzpflichtige im Dienst und über die Stimmabgabe durch 
Untersuchungshäftlinge und Strafgefangene zu erlassen23. In 
der Konkretisierung hat der Gesetzgeber allerdings einen 
erheblichen Gestaltungsspielraum. 

 

III. Rechtsnatur des Stimmrechts 

Die Praxis und die herrschende Lehre vertreten eine dualisti-
sche Konzeption des Stimmrechts24. Das Stimmrecht ist da-
nach sowohl ein Recht des einzelnen Stimmberechtigten als 
auch eine Organstellung in der Organisation des Gemeinwe-
sens. 
 
Das Stimmrecht ist zunächst ein verfassungsmässiges Indivi- 
dualrecht, auf das der Stimmberechtigte einen durchsetzba-
                         
20 So aber z.B. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 211.  
21 Vgl. N. 152. 
22 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 229 f.; AUER, Droits politiques 61–64. 
23 Siehe in diesem Sinn Art. 25 Ingress CCPR; vgl. NOWAK, Kommentar CCPR, N. 9 und 10 

zu Art. 25. 
24 Vgl. BGE 100 Ia 381; 99 Ia 729; AUER, Droits politiques 16–18; GRISEL, Initiative 61–68; 

AUBERT II N. **1101; KLEY, Grundpflichten 155–162. 
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ren Anspruch besitzt. Das Stimmrecht ist also ein subjektives 
verfassungsmässiges Recht25, ein Recht im Sinne von Art. 34 
und Art. 189 Abs. 1 Bst. a BV26. Indem das Stimmrecht den 
Zugang zu den demokratischen Rechten verschafft, ermög-
licht es dem einzelnen Stimmberechtigten, politische Frei-
heit wahrzunehmen. Dieser Aspekt steht verfassungs-
politisch im Vordergrund. In der Verfassungstradition ist das 
Stimmrecht ein Menschenrecht der eigenen Staatsange-
hörigen27. 
Das Stimmrecht vermittelt den Zugang zu den einzelnen 
Volksrechten. Ihr Gebrauch durch die Stimmberechtigten 
führt zur Staatswillensbildung. Die Ergebnisse der Volks-
wahlen und Volksabstimmungen werden rechtlich nicht den 
Stimmberechtigten, sondern dem Staat zugerechnet. Der ein-
zelne Stimmberechtigte ist deshalb Teilorgan des Staatsor-
gans Volk und sein Stimmrecht Ausdruck der Organstellung 
des Stimmberechtigten im Rahmen der Organisation des Ge-
meinwesens. Mit dem Gebrauch des Stimmrechts nimmt der 
Stimmberechtigte also nicht nur seine politische Freiheit 
wahr, sondern erfüllt auch eine öffentliche Funktion28. Poli-
tisch sind die Ergebnisse von Volkswahlen und Volksab-
stimmungen allerdings trotz der formellen Zuerkennung zum 
Staat materiell den Stimmberechtigten anzurechnen. Der 
demokratische Staat ist nicht anstaltlich, sondern körper-
schaftlich organisiert; er ist die Organisation seiner Bürge-
rinnen und Bürger. 
In der Schweiz hat vor allem Zaccaria Giacometti die Organ-
funktion des Stimmrechts hervorgehoben. Organe haben 
Aufgaben wahrzunehmen. Das Stimmrecht ist deshalb für 
Giacometti eine Organpflicht, deren Nichterfüllung Rechts-
nachteile zur Folge haben sollte29. Diese Auffassung fällt 
Giacometti um so leichter, als er in der Tradition des staats-
rechtlichen Positivismus30 die Möglichkeit der Selbstbin-
dung der Stimmberechtigten durch von ihnen positivierte 
verfassungsmässige Rechte der Bürger grundsätzlich ver-

                         
25 Vgl. HANGARTNER, Staatsrecht II 23 f. 
26 Vgl. EICHENBERGER, Komm. KV AG, N. 11 zu § 59; GRISEL, Initiative 28.  
27 Vgl. N. 14. 
28 Vgl. BGE 99 Ia 729 f.; 72 I 169. 
29 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 232 f.; ebenso SCHOLLENBERGER, Grundriss I 

39. 
30 Vgl. PAUL LABAND , Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 5. Aufl., Band 1, Tübingen 

1911, 151. 
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neint31. Giacometti betont aber die liberale Funktion der 
Grundrechte. Entsprechend unterstreicht er auch die Bedeu-
tung der Volksrechte als Einrichtungen zur Verwirklichung 
der politischen Freiheit der Bürger32. 
Die dualistische Konzeption des Stimmrechts hat rechtli-
che Konsequenzen. Weil das Stimmrecht ein subjektives 
Recht des Stimmberechtigten ist, kann er von ihm nach Gut-
dünken Gebrauch machen. Dies verhindert die Inanspruch-
nahme des Stimmrechts durch den Staat, die auf Grund rein 
funktioneller Betrachtung in totalitären Staaten üblich ist33. 
Als subjektives Recht kann der Stimmberechtigte sein 
Stimmrecht von vornherein auch in jenen Verfahren durch-
setzen, in denen nur Rechte eingeklagt werden können, also 
namentlich im Verfahren der staatsrechtlichen Beschwerde34. 
Anderseits ermöglicht die funktionelle Betrachtungsweise, 
die Ergebnisse von Volksabstimmungen und Volkswahlen 
rechtlich dem Staatsorgan Volk zuzuweisen. Dieser Aspekt 
rechtfertigt Stimmpflicht und Amtszwang35. Aus gleichem 
Grund werden Stimmrechtsbeschwerden auch dann zugelas-
sen, wenn der Beschwerdeführer ausschliesslich öffentliche 
Interessen verfolgt, zum Beispiel wenn er sich gegen die ge-
setzwidrige Anordnung der Volksabstimmung über ein 
rechtswidriges Initiativbegehren wendet36. Die organisati-
onsrechtliche Betrachtungsweise steht auch der Zuerken-
nung des Stimmrechts an Kinder (und dessen vertretungs-
weisen Ausübung durch die Erziehungsberechtigten) entge-
gen37. 
Sowohl als Individualrecht als auch als Ausdruck der Or-
gan-  stellung des Stimmberechtigten ist das Stimmrecht 
ein höchstpersönliches Recht. Der Inhaber kann es deshalb 
nicht delegieren. Wo die Gesetzgebung ausnahmsweise die 
Stimmabgabe durch Stellvertretung vorsieht, hat der Beauf-

                         
31 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 208–210. 
32 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 210. 
33 Vgl. z.B. den von ILSE STAFF, Justiz im Dritten Reich, Frankfurt am Main/Hamburg 1964, 

151 f., zitierten Entscheid des Ehrengerichtshofs der Reichs-Rechtsanwaltskammer vom 
23. Januar 1939. 

34 Siehe Art. 85 Bst. a OG. 
35 Vgl. N. 119 und 266. 
36 Vgl. BGE 114 Ia 271 E. 3, 105 Ia 12 E. 1, 102 Ia 550 E. 1b. Das Bundesgericht tritt jedoch 

nicht ein, wenn das kantonale Recht die Kassation einer rechtswidrigen Initiative nicht ver-
langt; vgl. Bger. vom 30. September 1965, ZBl 1966 31. 

37 Vgl. N. 58 und 59. 
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tragte daher gemäss Weisung des Stimmberechtigten zu han-
deln38. 

 

IV. Verfassungsrechtliche Anerkennung 

Die Schweizerische Eidgenossenschaft wird als Staatswesen 
durch den Willen des Volkes und der Kantone konstituiert. 
Die politischen Rechte der Einzelnen sind in dieser Betrach-
tungsweise vorgegeben und eine verfassungsrechtliche 
Selbstverständlichkeit. In diesem Sinn bestimmt die Bundes-
verfassung, dass die Eidgenossenschaft «die Freiheit und die 
Rechte des Volkes» schützt (Art. 2 Abs. 1 BV)39. Das 
Stimmrecht der einzelnen Bürger ergibt sich unmittelbar aus 
den Grundsätzen der Volkssouveränität und der Gleichheit40. 
Es gehört, in der Ausdrucksweise der obersten politischen 
Behörden in der Anfangszeit des Bundesstaates, «zum We-
sen einer demokratischen Republik»41, ist ein «Individual-
recht, auf dem unser republikanisches Staatswesen beruht»42. 
Diese Auffassung vom Stimmrecht folgt den Vorstellungen, 
wie sie theoretisch wegleitend von Jean-Jacques Rousseau 
(1712–1778) entwickelt43 und seit Ende des 18. Jahrhunderts 
im demokratischen Verfassungsstaat der Neuzeit verwirk-
licht wurden. Die moderne Schweiz konnte dabei an weit 
zurückreichende republikanische Traditionen in Städten und 
Talschaften der Alten Eidgenossenschaft anknüpfen. Zu-
sammen mit der Gewährleistung der Menschenrechte legiti-
miert die Verwirklichung der Demokratie die heute geltende 
staatliche Ordnung. 
Auf Grund des geschichtlich gewachsenen Demokratiever-
ständnisses steht das Stimmrecht nach den geltenden Rege-
lungen im Allgemeinen allerdings nur den stimmfähigen 
Staatsbürgern, nicht hingegen den Ausländern zu44. Das 

                         
38 Vgl. N. 178. 
39 Deutlicher noch Art. 5 BV 1848 und 1874, wo unmittelbar neben den konkreten «verfas-

sungsmässigen Rechten» in allgemeiner Weise «die Freiheit» und «die Rechte des Volkes» 
gewährleistet wurden. 

40 Vgl. GRISEL, Komm. BV, N. 6 zu Art. 74 BV 1874. 
41 Kommission des Ständerates, BBl 1860 I 367 f. 
42 Bundesrat, BBl 1895 IV 111 f. 
43 Vgl. vor allem Du contrat social ou principes du droit politique (1762) sowie Discours sur 

l'origine et les fondements de l'inégalité parmi les hommes (1755). 
44 Vgl. N. 54. 
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Stimmrecht ist ein Staatsbürgerrecht und kein Schweizern 
und Ausländern gleichermassen zustehendes Menschenrecht. 
Daraus den Schluss zu ziehen, es sei der verfassungsrechtli-
chen Ordnung nicht vorgegeben45, ist jedoch verfehlt. In der 
Tradition des westlichen Verfassungsstaates entspricht das 
Stimmrecht einer menschenrechtlichen Forderung. Das 
Stimmrecht des Einzelnen ist im Verfassungsstaat zu ver-
wirklichen, es darf aber auf den Rahmen der Nation be-
schränkt werden. Diese Einschränkung wird gerechtfertigt 
mit der Doppelnatur des Stimmrechts als Verwirklichung 
politischer Freiheit des Einzelnen einerseits und Ausdruck 
seiner Organstellung im Rahmen der Organisation des Ge-
meinwesens anderseits. Dabei ist nach heutigen Vor-
stellungen selbstverständlich, dass das Stimmrecht auch den 
Frauen zusteht46. 
Der formelle Verfassungsgeber in Bund und Kantonen ist 
somit verpflichtet, das Stimmrecht seiner stimmfähigen Bür-
ger anzuerkennen und verfassungsrechtlich zu positivieren. 
Andernfalls würde er seine eigene Legitimationsgrundlage 
verlieren. Weil die Demokratie nicht bestritten ist, werden 
ihre verfassungstheoretischen Grundlagen im schweizeri-
schen staatsrechtlichen Schrifttum allerdings kaum mehr er-
örtert. Dies ist gefährlich; die Idee der Demokratie muss 
immer wieder gerechtfertigt werden. 
Gegenüber den Kantonen wird die Demokratie und damit 
das Mitentscheidungsrecht der stimmberechtigten Bürger 
durch die bundesverfassungsrechtliche Bestimmung speziell 
gewährleistet, dass jeder Kanton sich eine demokratische 
Verfassung gibt, die der Zustimmung des Volkes bedarf und 
jederzeit der Revision zugänglich ist, wenn die Mehrheit der 
Stimmberechtigten es verlangt (Art. 51 Abs. 1 BV)47. 
Die positiven, konkreten politischen Rechte gemäss dem  
Verfassungs- und Gesetzesrecht von Bund und Kantonen mit 
Einschluss des Stimm- und Wahlrechts sind heute bundes-
verfassungsrechtlich ausdrücklich gewährleistet (Art. 34 
 
 
Abs. 1 BV). Auch die kantonalen politischen Rechte sind 
damit heute durch die Bundesverfassung grundrechtlich ge-
                         
45 Vgl. AUER, Droits politiques 13 f. 
46 Siehe Art. 25 Ingress i.V. mit Art. 2 Abs. 1 CCPR; vgl. noch die ausführliche Rechtferti-

gung des Frauenstimmrechts bei AUBERT II N. **1076–1082. 
47 Vgl. N. 1345–1370. 
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schützte Rechte. Deshalb ist der Rechtsschutz durch den 
Bund auch dann voll gewährleistet, wenn ein kantonales po-
litisches Recht lediglich in einem Gesetz und nicht in der 
Kantonsverfassung verankert ist48. Über Einräumung und 
Inhalt entscheidet unter Vorbehalt der Mindestanforderungen 
von Art. 51 Abs. 1 BV aber nach wie vor der kantonale Ver-
fassungs- und Gesetzgeber. 

 

V. Völkerrechtliche Grundlagen 

1. Universellrechtliche Grundlagen 

Das allgemeine Völkerrecht anerkennt das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker49. Rechtsnatur und Tragweite der ein-
zelnen Elemente des Selbstbestimmungsrechts sind aller-
dings umstritten. Nach Beschlüssen der UNO ist darunter 
das Recht der Völker zu verstehen, frei und ohne Einmi-
schung von aussen über ihren politischen Status zu entschei-
den und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwick-
lung zu gestalten50. Dieser freie Entscheid bezieht sich so-
wohl auf die Unabhängigkeit gegenüber aussen als auch auf 
die innere Selbstbestimmung. Damit wird das Prinzip der 
Volkssouveränität anerkannt. Nach herkömmlichen Vorstel-
lungen bedeutet dies aber nicht, dass die Völker eine Demo-
kratie einrichten müssen. Sie können auch eine andere 
Staatsform verwirklichen. 
Die meisten Staaten haben den Internationalen Pakt über  
bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 
(CCPR; UN-Zivilpakt)51 ratifiziert. Auch die Schweiz ist 
ihm 1992 beigetreten52. Der Pakt gewährt in Art. 25 jedem 
Staatsbürger das Recht und die (faktische) Möglichkeit, ohne 
Diskriminierung und ohne unangemessene Einschränkungen 
                         
48 Siehe Art. 189 Abs. 1 Bst. a (neu Art. 189 Abs. 1 Bst. a und f) BV. 
49 Siehe Art. 1 Ziff. 2 und Art. 55 Ingress der UN-Charta; vgl. VERDROSS/SIMMA  315–321; 

NOWAK, Kommentar CCPR, N. 1–39 zu Art. 1; DANIEL THÜRER, Das Selbstbestimmungs-
recht der Völker, Bern 1976. 

50 Vgl. die Deklaration der UN-Generalversammlung vom 24. Oktober 1970 über die Prinzi-
pien des Völkerrechts betreffend die freundschaftlichen Beziehungen und die Zusammen-
arbeit zwischen den Staaten in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen 
(Resolution 2625), United Nations Yearbook 1970, 789–792; übereinstimmender Art. 1 
Abs. 1 der beiden UN-Menschenrechtspakte vom 19. Dezember 1966. 

51 SR 0.103.2. 
52 Mit einigen Vorbehalten; siehe BB vom 13. Dezember 1991, AS 1993 747.  
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an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten unmit-
telbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen 
(Buchstabe a). Die Wahlen sollen echt, wiederkehrend, all-
gemein, gleich und geheim sein und die freie Äusserung des 
Wählerwillens gewährleisten (Buchstabe b). Auch soll jeder 
Staatsbürger unter allgemeinen Gesichtspunkten der Gleich-
heit Zugang zu öffentlichen Ämtern seines Landes haben 
(Buchstabe c)53. Die in Buchstabe a angesprochene direkte 
Demokratie gilt aber nur, soweit der Staat sie vorsieht; Sach-
abstimmungen sind nicht vorgeschrieben54. Zu Buchstabe b 
hat die Schweiz die Bestimmungen des kantonalen und kom-
munalen Rechts vorbehalten, welche vorsehen oder zulassen, 
dass Wahlen an Versammlungen nicht geheim durchgeführt 
werden55. Die Einschränkung dürfte zulässig sein, weil das 
Abkommen Vorbehalte nicht ausschliesst56. Da der Pakt das 
geheime Verfahren nur für Wahlen (Buchstabe b) ge-
währleistet, musste kein entsprechender Vorbehalt zu Sach-
abstimmungen (Buchstabe a) gemacht werden57. 
Hingegen hat die Schweiz das erste Fakultativprotokoll vom 
19. Dezember 1966 zum Internationalen Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte58 nicht ratifiziert. Nach diesem 
Protokoll können Einzelpersonen dem Ausschuss für Men-
schenrechte der UNO Mitteilung («communication») wegen 
Verletzung des Pakts machen. Nach den Erfahrungen mit der 
EMRK zog der Bundesrat es vor, «zuerst aufmerksam die 
Probleme zu klären, die ein Beitritt der Schweiz stellen kön-
ne»59. Das Fernbleiben von diesem Kontrollmechanismus 
des UN-Zivilpakts bedeutet aber nicht, dass die Schweiz die 
Rechtsprechung des Ausschusses ignorieren darf. Vielmehr 
muss die Schweiz die Garantien entsprechend der 
Rechtsprechnung des Ausschusses verstehen und durchset-

                         
53 Vgl. NOWAK, Kommentar CCPR, N. 1–45 zu Art. 25. 
54 Vgl. NOWAK, Kommentar CCPR, N. 13 zu Art. 25. 
55 Siehe Art. 1 Abs. 1 Bst. g des BB vom 13. Dezember 1991, AS 1993 747. 
56 Vgl. PETER MOCK, Quelques réflexions sur les réserves deposées par la Suisse lors de la 

ratification du Pacte international relatif aux droits civils et politiques, AJP 1994 984–992, 
namentlich 989. 

57 Vgl. aber CLAUDE ROUILLER, Le pacte international relatif aux droits civils et politiques, 
ZSR 1992 I 107–133, namentlich 128, der aus Gründen der Vorsicht einen gleichartigen 
Vorbehalt wie zu Buchstabe b vorschlug. 

58 United Nations Treaty Series (UNTS), Bd. 999, 301. 
59 Vgl. Botschaft betreffend den Beitritt der Schweiz zu den beiden internationalen Men-

schenrechtspakten von 1966 und zu einer Änderung des Bundesrechtspflegegesetzes vom 
30. Januar 1991, BBl 1991 I 1207. 
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zen. Für die Schweiz gelten im Übrigen die Staatenbe-
schwerden vor dem Ausschuss und die Pflicht, dem Aus-
schuss Berichte über die Verwirklichung der Rechte aus dem 
Pakt vorzulegen60. 
Die Zuerkennung politischer Rechte wird ferner in einer 
Reihe von universellen Abkommen über Diskriminierungs-
verbote angesprochen. Siehe namentlich: 

– Art. 7–9 des Übereinkommens vom 18. Dezember 1979 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau61; 

– das Übereinkommen von New York vom 31. März 1953 
über die politischen Rechte der Frau62 (von der Schweiz 
nicht ratifiziert); 

– Art. 3 Buchstabe d der ILO-Konvention Nr. 111 vom 25. 
Juni 1958 über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf63; 

– Art. 5 Buchstabe c des internationalen Übereinkommens 
vom 21. Dezember 1965 zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung64. 

2.  Europarechtliche Grundlagen 

Die Europäische Menschenrechtskonvention setzt die De-
mokratie im Sinn der europäisch-amerikanischen Verfas-
sungstradition voraus. In der Präambel bekennen sich die 
Unterzeichnerstaaten zu «einem wahrhaft demokratischen 
politischen Regime». In zahlreichen Bestimmungen der 
Konvention wird auf die demokratisch organisierte Gesell-
schaft Bezug genommen65. In dem (von der Schweiz bisher 
nicht ratifizierten) ersten Zusatzprotokoll verpflichten sich 
die Vertragsstaaten überdies, in angemessenen Zeitabständen 
Wahlen in die gesetzgebenden Körperschaften durchzufüh-

                         
60 Siehe Art. 41 und Art. 40 CCPR. Wird eine durch Staatenbeschwerde vorgelegte Sache 

nicht zur Zufriedenheit der beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so kann der Ausschuss eine 
ad hoc-Vergleichskommission einsetzen; siehe Art. 42 CCPR.  

61 SR 0.108. 
62 United Nations Treaty Series (UNTS), Bd. 193, 135. 
63 SR 0.822.721.1; AS 1961 809. 
64 SR 0.104. 
65 Siehe z.B. Art. 6 Abs. 1, Art. 8 Abs. 2, Art. 9 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2 und Art. 11 Abs. 2 

EMRK. 
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ren66. Die Satzung des Europarates, dem auch die Schweiz 
angehört, bekennt sich ebenfalls zur Demokratie67; der Eu-
roparat ist das gemeinsame Forum der europäischen Demo-
kratien. Daraus folgt, dass die Schweiz auch europarechtlich 
verpflichtet ist, ihren Bürgern das Stimmrecht zu gewähren. 
Dass die Bürger das Recht haben müssen, an der politischen 
Willensbildung ihres Staates teilzunehmen, gehört heute zum 
gefestigten Bestand europäischer Rechtsanschauung. In der 
Charta von Paris für ein neues Europa68, die 1990 im Rah-
men der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
(KSZE) proklamiert wurde, bekannten sich alle euro-
päischen Staaten69 zur Demokratie. Damit zeichnet sich auch 
die Bildung europäischen Völkergewohnheitsrechts auf De-
mokratie ab. 
Die Mitglieder der Europäischen Union – der Beitritt der 
Schweiz ist umstritten – müssen demokratisch organisiert 
sein70. Überdies setzt die Mitgliedschaft in der Union fak-
tisch die Mitgliedschaft im Europarat und die Ratifizierung 
der EMRK voraus. Daraus ergeben sich gemeinsame Mini-
malgrundsätze an Demokratie, die auf jeden Fall einzuhalten 
sind71. Konkrete Bestimmungen fehlen. Einzige Ausnahme 
ist, dass die Union den Mitgliedstaaten das Ausländerstimm-
recht in den Gemeinden vorschreibt72. Danach hat jeder Uni-
onsbürger73 mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er nicht besitzt, das aktive und passive 
Wahlrecht bei Kommunalwahlen. Dabei gelten die gleichen 
Bedingungen wie für die Angehörigen des betreffenden Mit-
gliedstaates. Der Rat der Europäischen Union hat dazu eine 

                         
66 Siehe Art. 3 ZP zur EMRK vom 20. März 1952; vgl. WILDHABER, IntKommEMRK, Art. 3 

1. ZP; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 15 f. 
67 Siehe Präambel und in Verbindung damit Art. 1 und 3 der Satzung des Europarates vom 5. 

Mai 1949, SR 0.192.030. 
68 Vom 21. November 1990, BBl 1991 I 1047. 
69 Ausgenommen Albanien, das sich an der KSZE nicht beteiligte. Seit 1991 ist jedoch auch 

dieser Staat Mitglied der KSZE. 
70 Siehe Art. 6 Abs. 1 der konsolidierten Fassung des Vertrags über die Europäische Union 

vom 7. Februar 1992. 
71 Siehe auch Art. 6 Abs. 2 des EU-Vertrags in der konsolidierten Fassung; Art. 17 der Erklä-

rung der Grundrechte und Grundfreiheiten des Europäischen Parlaments (EG) vom 12. Ap-
ril 1989, EuGRZ 1989 204–207. 

72 Siehe Art. 19 Abs. 1 der konsolidierten Fassung des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft vom 25. März 1957. 

73 Siehe Art. 17 Abs. 1 der konsolidierten Fassung des EG-Vertrags. 
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Richtlinie verabschiedet74. Diese hält unter anderem fest, 
dass allfällige Karenzfristen zwar zählen, der Wohnsitz in 
anderen Mitgliedstaaten indessen angerechnet werden 
muss75. Diese Vorschriften über das aktive und passive Aus-
länderwahlrecht bezwecken nicht die Harmonisierung der 
nationalen Wahlrechtsordnungen in der Europäischen Union; 
sie folgen aber dem Leitbild eines «Europas der Bürger». 
Zusammen mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und der 
Niederlassungsfreiheit der Selbständigerwerbenden76 bezwe-
cken sie, «die Beziehungen zwischen den Völkern der Mit-
gliedstaaten kohärent und solidarisch zu gestalten»77. 
Die Europäische Union selbst kennt als einziges demokrati-
sches Recht die Wahl des Europäischen Parlaments durch 
die Unionsbürger. Die Unionsbürger können daran nach 
Massgabe ihres Wohnsitzes in jedem Mitgliedstaat, nicht nur 
in ihrem eigenen Land, teilnehmen78. 
Das Abkommen vom 2. Mai 1992 über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR)79, das mit Rücksicht auf den negati-
ven Ausgang der Volksabstimmung vom 6. Dezember 199280 
von der Schweiz nicht ratifiziert wurde, hat als blosses Wirt-
schaftsabkommen die Wahlrechtsbestimmungen des EU-
Rechts nicht übernommen. 
Auch wenn das Völkerrecht die Demokratie grundsätzlich 
verlangt, ist ihre Ausgestaltung weiterhin Gegenstand des 
nationalen Rechts. Die Staaten haben dabei einen grossen 
Gestaltungsspielraum. 

 

 
                         
74 Vgl. Richtlinie 94/80 EG des Rates vom 19. Dezember 1994 über die Einzelheiten der 

Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Kommunalwahlen für Unionsbür-
ger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, 
ABl 1994 L 368, 38. 

75 Vgl. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 94/80 EG. 
76 Vgl. ROGER ZÄCH, Grundzüge des Europäischen Wirtschaftsrechts, Zürich/Baden-

Baden/Wien 1996, 109–150. 
77 Präambel der Richtlinie 94/80 EG. 
78 Siehe Art. 19 Abs. 2 und Art. 190 Abs. 2 der konsolidierten Fassung des EG-Vertrags; 

Richtlinie 93/109 des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Einzelheiten der Ausübung 
des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Europäischen Parlament für 
Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht 
besitzen, ABl L 329, 34. 

79 Siehe BBl 1992 IV 668. 
80 Siehe BBl 1993 I 167. 
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VI. Demokratietheoretische Postulate 

Demokratie ist eine vieldeutige Herrschaftsform81. Sie hat 
ihren nominellen Siegeszug im 20. Jahrhundert beinahe ab-
geschlossen; unabhängig von den realen Gegebenheiten 
nennen sich die meisten Staaten Demokratien. Prägend ist 
die westlich-verfassungsstaatliche Tradition. Im Zusam-
menwirken mit verschiedenen politischen Ideen82 haben sich 
jedoch mehrere Spielarten der Demokratie herausgebildet. 
Die Schweiz ist durch Formen der direkten Volksherrschaft 
geprägt83. Es gibt daher auch keine einheitliche Demokratie-
theorie. Auf Grund übereinstimmender Praxis der Verfas-
sungsstaaten haben sich aber gewisse allgemein anerkannte 
Anforderungen an die Demokratie herausgebildet. Nach die-
sen demokratietheoretischen Postulaten richten sich Gesetz-
gebung und Rechtsprechung der Demokratien; punktuell 
kommen in einzelnen Staaten jedoch Ausnahmen vor. 
Anerkannte demokratietheorische Postulate sind, dass Wah-
len allgemein, gleich, direkt, geheim und frei sein müssen84. 
Diese Grundsätze wurden vor allem für die Wahlen in die 
gesetzgebenden Körperschaften entwickelt85. Sie gelten im 
Prinzip aber auch für Abstimmungen. Rechtlich sind diese 
Postulate allerdings nur verbindlich, soweit sie positiviert 
sind oder – was in der Regel zutrifft86 – sich aus verfas-
sungsrechtlichen Grundsätzen zwingend ergeben. Im 
schweizerischen Verfassungsrecht sind sie – im Gegensatz 
etwa zur Regelung der Wahl im UN-Zivilpakt87 – nur punk-
tuell genannt. Anhaltspunkte ergeben sich jedoch aus dem 
Rechtsgleichheitsgebot von Art. 8 BV und aus der bun-
                         
81 Vgl. RHINOW, Grundprobleme 137–157, insb. 146–150; ZIPPELIUS, Staatslehre 159–163 

zur Entstehung dieser Lehren. 
82 Vgl. ZIPPELIUS, Staatslehre 125–135. 
83 Vgl. RHINOW, Grundprobleme 144. Der direkten Demokratie wird im Ausland mit grosser 

Skepsis begegnet; vgl. ZIPPELIUS, Staatslehre 178. 
84 Vgl. Dieter Nohlen/Dolf Sternberger/Bernhard Vogel (Hrsg.), Die Wahl der Parlamente 

und anderer Staatsorgane, Band I, Berlin 1969, 22; AUBERT II N. **1043–1059; HUSER 3–
47; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 21–32, 185–191, 233–237, 257–262, 273–276; ZIPPE-
LIUS, Staatslehre 200–203; GEORG BRUNNER, Vergleichende Regierungslehre, Band 1, Pa-
derborn 1979, 207–209. 

85 Siehe Art. 25 Bst. b CCPR; Art. 3 des (von der Schweiz nicht ratifizierten) ersten ZP zur 
EMRK. Vgl. DIETER NOHLEN, Wahlrecht und Parteiensystem, Opladen 1990, 29; POLED-
NA, Wahlrechtsgrundsätze 2.  

86 Vgl. NOHLEN (Anm. 85) 30; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 3. 
87 Siehe Art. 25 Bst. b CCPR; siehe z.B. auch Art. 38 Abs. 1 GG betreffend die Wahl des 

Deutschen Bundestages. 
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desverfassungsrechtlich gewährleisteten Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit88. 
Der Grundsatz des allgemeinen Stimmrechts bedeutet, dass 
grundsätzlich alle Staatsbürger das Stimmrecht besitzen und 
keine unzulässigen Ausschlussgründe wie Geschlecht, Ras-
se, Religion, politische Überzeugung, Vermögen oder Ein-
kommen, Bildung, Stand oder Klasse das Stimmrecht be-
schränken dürfen89. Mit dem Grundsatz zu vereinbaren sind 
sachlich als unerlässlich empfundene Voraussetzungen wie 
ein bestimmtes Alter, Staatsangehörigkeit, Wohnsitz im Ge-
meinwesen, eine bestimmte Wohnsitzdauer, geistige Kräfte 
und der Eintrag in die Wählerlisten beziehungsweise in das 
Stimmregister90. 
In sachlicher Nähe zum Postulat des allgemeinen Stimm-
rechts steht das Prinzip des gleichen Stimmrechts, das in all-
gemeiner Weise durch Art. 8 BV und in Bezug auf eidgenös-
sische Wahlen und Abstimmungen durch Art. 136 Abs. 1 
zweiter Satz BV («die gleichen politischen Rechte und 
Pflichten») gewährleistet ist. Der Grundsatz fordert, dass in 
allen Stadien des Wahl- beziehungsweise Abstimmungsver-
fahrens alle Stimmbürger gleich behandelt werden. Nament-
lich ist es nicht zulässig, das Stimmgewicht nach Besitz, 
Einkommen, Bildung, Zivilstand, Alter, Geschlecht, Rasse, 
Religion oder politischer Einstellung zu differenzieren, um 
so ein Klassen- oder Pluralstimmrecht (mehrfaches Stimm-
gewicht zugunsten der Angehörigen einer bevorzugten 
Gruppe von Stimmberechtigten) einzuführen91. Mit dem 
Grundsatz des gleichen Stimmrechts unvereinbar wäre auch 
das gelegentlich geforderte Modell von Zusatzstimmen zu-
gunsten von Eltern beziehungsweise der alleinerziehenden 
Mutter oder des alleinerziehenden Vaters im Sinn eines Fa-
milienwahlrechts92. Gefordert wird die Zählwertgleichheit 
                         
88 Siehe Art. 34 Abs. 2 BV. Siehe ferner Art. 149 Abs. 2 erster Satz BV, der besagt, dass die 

Wahlen in den Nationalrat direkt vorzunehmen sind; Art. 136 Abs. 1 zweiter Satz BV 
(gleiche politische Rechte von Schweizerinnen und Schweizern). 

89 Vgl. N. 13; NOHLEN (Anm. 85) 30–31; DIETER NOHLEN, Wahlsysteme der Welt, München 
1978, 41–42; ZIPPELIUS, Staatslehre 200 f.; AUBERT II N. **1071; POLEDNA, Wahlrechts-
grundsätze 185–191; HUSER 4. 

90 Vgl. AUBERT II N. *1071; AUER, Problèmes fondamentaux 19; GIACOMETTI, Staatsrecht 
der Kantone 184–206; FLEINER/GIACOMETTI 429; HUSER 5–15; BVerfGE 36 141 f. 

91 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 21; NOHLEN (Anm. 85) 31; NOHLEN (Anm. 89) 43; 
ZIPPELIUS, Staatslehre 201 f. Beispiel: Dreiklassenwahlrecht in Preussen bis 1918. 

92 Das sogenannte Familienwahlrecht wurde z.B. gefordert von CARL DOKA, Verfassungsre-
form, Einsiedeln o.J. (1934), 67 f. Belgien kannte zeitweilig ein familiär bedingtes Plural-
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(one man – one vote), das heisst, allen Stimmbürgern soll 
ohne Ausnahme die gleiche Anzahl Stimmen zukommen93. 
Zulässig ist aber, wenn nicht jede Stimme den gleichen Ein-
fluss auf das Wahlergebnis hat (Erfolgswertgleichheit), so-
fern die Unterschiede sich in engen Grenzen bewegen. An-
wendungsprobleme ergeben sich vor allem im Zusammen-
hang mit der Bestellung der Parlamente. Soll nämlich die 
Erfolgswertgleichheit gewährleistet bleiben, muss nament-
lich in der Wahlkreiseinteilung ein besonderes Augenmerk 
auf den Repräsentationsschlüssel gerichtet werden94. Gerade 
auf Grund der Möglichkeit, die Gleichheit der Wahl oder 
Abstimmung durch entsprechende technische Regelung des 
Wahl- beziehungsweise Abstimmungsprozederes zu relati-
vieren, lässt den Grundsatz des gleichen Stimmrechts als ei-
nes der praktisch wichtigsten Postulate erscheinen95. 
Direktes Stimmrecht bedeutet, dass die Stimmberechtigten 
unmittelbar durch ihre Stimmabgabe entscheiden, dass also 
keine Zwischengremien (Wahlpersonen, Elektoren) vorgese-
hen sind (Verbot des indirekten oder mittelbaren Stimm-
rechts)96. Es darf in Volkswahlen und Volksabstimmungen 
kein fremder Wille dazwischengeschaltet werden. Dieses 
Postulat ist in der Schweiz durchwegs verwirklicht. In einem 
engeren Sinne wird unter dem Begriff des direkten Stimm-
rechts die Möglichkeit der unmittelbaren Bildung von Sach-
entscheiden durch das Volk, also direkte im Gegensatz zu 
repräsentativer Demokratie, verstanden97. 
Das Postulat des geheimen Stimmrechts dient der Sicherung 
der Wahl- und Abstimmungsfreiheit. Es verlangt geheime 
Stimmabgabe und ausreichende Garantien zum Schutz des 
Stimmgeheimnisses. Danach soll jeder seine Stimme so ab-
geben können, dass weder im Moment der Abstimmung 
noch später nachgeprüft werden kann, wie der einzelne 
Stimmberechtigte abgestimmt hat. Es ist auch jede uner-
wünschte Einflussnahme auf die Willensbildung und -abgabe 
                                                           

stimmrecht (zwei Stimmen für Familienväter, die das 35. Lebensjahr erreicht hatten); vgl. 
ALEXANDER VUTKOVICH, Wahlpflicht, Pozsony (Pressburg) 1906, 61. Zur Konzeption ei-
nes von den Eltern vertretungsweise ausgeübten Kinderwahlrechts vgl. N. 58 und 59. 

93 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 26–27; KÖLZ, Probleme des kantonalen Wahlrechts 
9; GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 259, 306; FLEINER/GIACOMETTI 404, 490–491. 

94 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 27–29, der in diesem Zusammenhang von Stimm-
kraft- oder Stimmgewichtsgleichheit spricht. 

95 Vgl. KARL HEINZ SEIFERT, Bundeswahlrecht, München 1976, 45, 50. 
96 Vgl. HUSER 25–38. 
97 Siehe Art. 25 Bst. a CCPR; vgl. HUSER 25. 
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bei Wahlen und Abstimmungen zu vermeiden. Namentlich 
soll niemand in der Stimmabgabe seine politische Überzeu-
gung aus Angst vor Nachteilen unterdrücken müssen98. Da-
bei liegt eine Verletzung des Grundsatzes des geheimen 
Stimmrechts schon dann vor, wenn er gefährdet erscheint 
oder die Möglichkeit seiner Umgehung besteht; Dritte oder 
die Behörden brauchen nicht effektiv vom Inhalt der Stimm-
abgabe Kenntnis zu haben99. Gewährleistet wird dieses Prin-
zip vor allem durch technische Vorkehren bei der Stimmab-
gabe selber (Verwendung von Urne und Stimmzettel)100 und 
durch entsprechende Formulierung strafrechtlicher Tatbe-
stände101. In der Schweiz ist dieser Grundsatz nur auf Bun-
desebene restlos verwirklicht, nicht aber an Landsgemeinden 
und Bürgerversammlungen, wo in kantonalen oder kommu-
nalen Angelegenheiten offen gewählt und abgestimmt wird. 
Die Landsgemeinden sind daher einer der Gründe, weshalb 
das erste Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechts-
konvention von der Schweiz nicht ratifiziert wurde. Bürger-
versammlungen in Gemeinden gibt es hingegen auch in an-
deren Staaten. Der Grundsatz des geheimen Stimm- und 
Wahlrechts wird also positivrechtlich durch die Versamm-
lungsdemokratie relativiert102. Die in einzelnen Kantonen 
unter gewissen Voraussetzungen zugelassene Stellvertretung 
gemäss Instruktionen103 und die Hilfe bei der Stimmabgabe 
gegenüber Personen, die in der persönlichen Stimmabgabe 
behindert sind (Analphabeten, Gebrechliche)104, werden 
nicht als grundsätzliche Abweichung vom Prinzip der ge-
heimen Stimmabgabe empfunden. 
Das Stimmrecht ist frei, wenn Gewähr besteht, dass die 
Volksrechte sich ungehindert und unverfälscht entfalten 
können. Das heisst, weder der Staat noch Private dürfen auf 
die Stimmberechtigten Zwang ausüben, um ihr Stimm-
verhalten irgendwie zu beeinflussen. Eine gesetzlich statu-
ierte Stimmpflicht ist allerdings mit dem Postulat verein-

                         
98 Vgl. BGE 98 Ia 610: «Der Bürger soll sein Stimmrecht völlig frei ausüben und den 

Stimmzettel so ausfüllen können, wie es seinem wirklichen Willen entspricht, was unter 
anderem durch geheime Stimmabgabe gewährleistet wird.» 

99 Vgl. BGE 98 Ia 613 f. 
100 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 248–256; AUBERT II N. *1216; HUSER 23–24. 
101 Siehe Art. 283 StGB. 
102 Vgl. N. 189–196. 
103 Vgl. N. 178. 
104 Vgl. N. 180 und 181. 
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bar105. Die Stimmberechtigten haben aber Anspruch darauf, 
dass kein Wahl- oder Abstimmungsergebnis anerkannt wird, 
das nicht ihren freien Willen zuverlässig und unverfälscht 
zum Ausdruck bringt106. In Konkretisierung dieser bundes-
verfassungsrechtlich gewährleisteten Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit (Art. 34 Abs. 2 BV) haben die Stimmberech-
tigten namentlich Anspruch darauf, dass die Informationen 
in behördlichen Erläuterungen zu einer Abstimmung objek-
tiv sind107 und dass bei der Formulierung von Abstimmungs-
fragen darauf geachtet wird, dass Irrtümer ausgeschlossen 
sind108. Eine unzulässige Druckausübung auf die Stimmbe-
rechtigten kann auch im Eingreifen der Behörden in einen 
Wahl- oder Abstimmungskampf vorliegen109. Eine unzuläs-
sige Beeinflussung kann aber auch von Privaten oder Me-
dien ausgehen110. In der Rechtspraxis gibt es im Zusammen-
hang mit dem Postulat des freien Stimmrechts viele Proble-
me111. 

 

VII. Stimmpflicht 

Die Stimmpflicht verpflichtet die Stimmberechtigten, an 
Wahlen und Sachabstimmungen sowie an Bürgerversamm-
lungen und Landsgemeinden teilzunehmen112. Hingegen 
muss der Stimmberechtigte sein Stimmrecht nicht materiell 
wahrnehmen; er kann in der Urnenabstimmung den Stimm-
zettel unausgefüllt («leer») einlegen und muss in der Ver-
sammlung nicht mitstimmen. 
Elf Kantone kennen eine allgemeine Stimmpflicht; sie er-
streckt sich also auf alle Wahlen, Urnenabstimmungen und 
Versammlungen Stimmberechtigter113. In Graubünden be-
steht die Stimmpflicht in etwa der Hälfte der Gemeinden114. 
                         
105 Vgl. ZIPPELIUS, Staatslehre 202; HUSER 42–43. 
106 Vgl. z.B. BGE 105 Ia 153. 
107 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 46. 
108 Vgl. z.B. BGE 106 Ia 20. 
109 Vgl. z.B. BGE 114 Ia 432–435. 
110 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 46–58. 
111 Vgl. Teil 5. 
112 Vgl. KLEY, Grundpflichten 153–188. 
113 Siehe z.B. Art. 43 KV SG; § 59 Abs. 2 KV AG; Art. 20 KV UR; Art. 17 KV AI; vgl. 

TOBLER 107–114; Kley, Grundpflichten 167–170. AR hat die Stimmpflicht mit der KV 
1995 abgeschafft. 

114 Vgl. KLEY, Grundpflichten 168. 
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Vereinzelt sind ausdrücklich Befreiungsgründe vorgesehen. 
So besteht die Stimmpflicht zum Beispiel im Kanton 
St. Gallen nur bis zum Antritt des 60. Altersjahres115. 
Daneben müssen mit Rücksicht auf das Willkürverbot aus 
Gründen der Verhältnismässigkeit gewisse Be-
freiungsgründe, wie Krankheit oder Abwesenheit aus erheb-
lichen Gründen, anerkannt werden. Nähere Regelungen feh-
len allerdings oft116. Die mangelnde rechtsatzmässige Kon-
kretisierung der verfassungsrechtlich oder gesetzlich ver-
ankerten Stimmpflicht lässt ihren programmatischen Charak-
ter erkennen117. 
Die Stimmpflicht beruht auf der Überlegung, dass das 
Stimmrecht nicht nur ein verfassungsmässiges Individual-
recht, sondern auch Ausdruck der Organstellung des Stimm-
berechtigten ist. Mit der Ausübung des Stimmrechts nimmt 
der Stimmberechtigte nicht nur politische Freiheit wahr, 
sondern erfüllt auch eine öffentliche Funktion118. Das Ge-
meinwesen ist auch darauf angewiesen, dass möglichst viele 
Stimmberechtigte ihr Stimmrecht ausüben, denn nur unter 
dieser Voraussetzung sind Volkswahlen und Volksabstim-
mungen gerechtfertigt. Die Stimmpflicht ist deshalb verfas-
sungs- und völkerrechtlich nicht zu beanstanden119. Ein-
zelne, vor allem ältere Autoren, halten sie geradezu für uner-
lässlich120. Andere Autoren sind skeptisch121, unter anderem 
mit dem Hinweis, dass die schweizerische Demokratie in der 
Rechtswirklichkeit von einer festgefügten Gesellschaft ge-
tragen werde122 und dass die Stimmpflicht nur die Zahl der 

                         
115 Siehe Art. 43 zweiter Satz KV SG. 
116 Wie z.B. im Kanton St. Gallen. 
117 Darauf deuten auch Regelungen in einzelnen Bündner Gemeinden, welche die Stimm-

pflicht als «Ehrensache» oder «moralische Pflicht» bezeichnen; vgl. KURT LANGHARD, Die 
Organisation der politischen Gemeinden des Kantons Graubünden im Spiegel der neueren 
kantonalen und kommunalen Rechtsetzung, Diss. Zürich 1977, 115. 

118 Vgl. N. 9; AUBERT II N. 1102. Zur bereits frühen Diskussion in der Theorie (Stimmrecht 
bloss ein Individualrecht, Stimmrecht bloss eine öffentliche Funktion, Theorie des Sowohl-
als-auch) vgl. VUTKOVICH (Anm. 92) 66–88. 

119 Vgl. CASTELLA 516a; KLEY, Grundpflichten 183–185 m.w.H.; FROWEIN/PEUKERT 290; 
WILDHABER, IntKommEMRK, N. 11–14 zu Art. 3 1. ZP. A.M. USTERI 414a f.; Schlussbe-
richt der Arbeitsgruppe Stimm- und Wahlabstinenz, EJPD 1979, 34.  

120 Vgl. z.B. GIACOMETTI, Staatsrecht der Kantone 208 und 232–235; FLEINER, Bundesstaats-
recht 299 und 305; FLEINER/GIACOMETTI 428–430; FAVRE 157.  

121 Vgl. AUBERT II N. 1103 f.; GRISEL, Initiative 63. 
122 Vgl. WALTHER BURCKHARDT, Methode und System des Rechts, Zürich 1936, 160; KLEY, 

Grundpflichten 161. 
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Fehlstimmen vergrössere123. Im Ausland ist die Stimmpflicht 
weit verbreitet124. 
Das Bundesrecht sieht keine Stimmpflicht vor. Wo sie je-
doch kantonalrechtlich besteht, gilt sie auch für die National-
ratswahlen und eidgenössischen Volksabstimmungen125. Der 
Verfassungsentwurf 1985 erklärte die Teilnahme an Wahlen 
und Abstimmungen generell als Bürgerpflicht (Art. 29). 
Von Stimmzwang wird gesprochen, wenn die Nichterfüllung 
der Stimmpflicht Sanktionen zur Folge hat126. In der 
Schweiz wurden stets nur Bussen vorgesehen. Heute ist der 
Stimmzwang am Verschwinden. Er besteht nur noch im Kan-
ton Schaffhausen und in einigen Bündner Gemeinden. 
Schaffhausen setzt ihn konsequent durch127. Der Stimm-
zwang wirkt eher störend; die demokratische Mitbestim-
mung des Bürgers sollte primär ein Recht und nicht eine 
Pflicht sein128. 

VIII. Mitwirkungsrechte juristischer Personen 

Das Stimmrecht als Voraussetzung der politischen Rechte 
steht normalerweise nur natürlichen Personen zu. Nach dem 
Dogma der Volkssouveränität geht die Herrschaftsgewalt im 
Staat vom Volk, das heisst von den einzelnen Menschen, aus. 
Ihre politische Freiheit darf grundsätzlich nicht durch Ent-
scheidungsrechte juristischer Personen eingeschränkt wer-
den. 
Ausnahmsweise darf die Gesetzgebung allerdings auch juris-
tischen Personen das Stimmrecht zuerkennen. In Frage 
kommen allerdings keine Gemeinwesen, die allgemeine öf-
fentliche Aufgaben wahrnehmen, sondern lediglich öffent-
lichrechtliche Körperschaften, die zur Erfüllung einer be-
sonderen öffentlichen Aufgabe gebildet werden. In solchen 
Körperschaften kann die Mitentscheidung juristischer Per-
                         
123 Vgl. USTERI 414a. 
124 Vgl. KLEY, Grundpflichten 165 f.; AUBERT II N. 1103. 
125 Siehe Art. 83 erster Satz BPR; vgl. SALIS N. 1153 und 1154; BURCKHARDT, Bundesrecht 

N. 390 und 565; BGE 72 I 170; BURCKHARDT, Kommentar 649; KLEY, Grundpflichten 183 
Anm. 1. 

126 Vgl. TOBLER 56–198 (Definition: 57 f.); KLEY, Grundpflichten 173–178. 
127 Vgl. KLEY, Grundpflichten 177 f. und 181. Appenzell Ausserrhoden schaffte ihn mit der 

neuen Verfassung von 1995 ab, wandte ihn aber schon vorher nicht mehr an. 
128 Für AUBERT II N. 1104 Bst. d ist die Androhung einer Busse kaum vereinbar mit der Wür-

de des Urnengangs. 
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sonen sachlich gerechtfertigt sein. Es sind dies die Real- und 
die Personalkörperschaften129. Die Mitgliedschaft in Real-
körperschaften beruht unmittelbar oder mittelbar auf einer 
Sache. Beispiele sind Perimeterunternehmen und Meliorati-
onsgenossenschaften. In den Personalkörperschaften ergibt 
sich die Mitgliedschaft aus dem Willen oder der Eigenschaft 
eines Menschen oder einer juristischen Person. Solche Kör-
perschaften mit auch juristischen Personen als Mitgliedern 
waren früher gewisse öffentlichrechtlich organisierte Wirt-
schaftsverbände130. Ihrer Konstruktion nach können solche 
Körperschaften auch (oder sogar nur) juristische Personen 
erfassen, und die Mitgliedschaftsrechte werden daher auch 
von solchen Beteiligten ausgeübt131. 
Die Gesetzgebung darf auch bloss bestimmte politische 
Rechte juristischen Personen zuerkennen. In Frage kommen 
Initiativ- und Referendumsrechte, die einen Volksentscheid 
oder, wie die Volksmotion132, einen Parlamentsentscheid zur 
Folge haben. Die Demokratie wird durch solche Regelungen 
nicht eingeschränkt; die Einreichung der Initiative oder des 
Referendums selbst ist kein Entscheid, sondern bewirkt 
vielmehr einen nach demokratischen Grundsätzen getroffe-
nen Volks- oder Parlamentsentscheid. Entsprechende Rege-
lungen sind allerdings selten. Ein Beispiel ist die Finanzini-
tiative im Kanton Nidwalden, die auch juristischen Personen 
des privaten und des öffentlichen Rechts mit Sitz im Kanton 
zusteht, sofern sie sich auf einen Finanzbeschluss zugunsten 
eines gemeinnützigen oder genossenschaftlichen Zwecks 
bezieht (Art. 54 Abs. 4 Ziff. 3 KV NW)133. Im Kanton Zü-
rich steht das Initiativrecht generell auch Behörden und da-
mit untergeordneten Gemeinwesen zu; allerdings muss das 

                         
129 Vgl. HÄFELIN/MÜLLER, Verwaltungsrecht N. 1028 und 1029; HANGARTNER, Staatsrecht I 

151. 
130 Beispiele: BUTYRA, eine öffentlichrechtliche Genossenschaft, der die Firmen des Butter-

grosshandels angehörten (siehe Verordnung vom 25. Oktober 1960 über die BUTYRA, 
Schweizerische Zentralstelle für Butterverwertung, AS 1960 1191); Schweizerische Ge-
nossenschaft für Getreide und Futtermittel, eine öffentlichrechtliche Genossenschaft, der 
die Futtermittelimporteure angehörten (siehe Art. 4 des BB vom 5. Oktober 1984 über die 
Schweizerische Genossenschaft für Getreide und Futtermittel, AS 1985 154). Weitere Bei-
spiele vgl. GRISEL, Droit administratif I 279 f. 

131 Siehe z.B. auch den Vorbehalt in Art. 116 Abs. 3 GG SG. 
132 Vgl. N. 2396. 
133 Zur Bestimmung des Kreises der berechtigten juristischen Personen vgl. ANDREAS KLEY-

STRULLER, Die Staatszugehörigkeit juristischer Personen, in Schweizerische Zeitschrift für 
internationales und europäisches Recht 1991, 163–202, namentlich 188 Anm. 114. 
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Begehren vom Kantonsrat unterstützt werden (Art. 29 Abs. 3 
Ziff. 2 KV ZH). In den Kantonen Solothurn, Basel-
Landschaft und Jura können eine bestimmte Zahl von Ein-
wohnergemeinden eine Initiative auf Revision der Kantons-
verfassung einreichen134. 
Die politischen Parteien, die als Vereine organisiert sind, 
besitzen keine Rechte, die über jene anderer Vereinigungen 
hinausgehen. Zwar findet sich in Verfassungen die Bestim-
mung, dass die politischen Parteien an der Meinungs- und 
Willensbildung des Volkes mitwirken135. Sie ist jedoch nicht 
Grundlage für die Einräumung politischer Rechte. Auch in 
Vernehmlassungsverfahren zur Vorbereitung wichtiger Er-
lasse und anderer Vorhaben von grosser Tragweite werden 
die Parteien zwar beigezogen, jedoch gleich wie andere inte-
ressierte Kreise136. Die Parteien erhalten teilweise auch Fi-
nanzhilfe, vor allem über Beiträge an ihre Fraktionen im Par-
lament137. Beiträge erhalten aber auch andere Gruppen. Auch 
ist das Recht, Wahllisten aufzustellen und Referendums- und 
Initiativkomitees zu bilden, nicht auf politische Parteien be-
schränkt. Dies ist Ausdruck der Offenheit und Volksnähe der 
schweizerischen Demokratie. Der demokratische Prozess 
soll nicht durch Parteien, die gesetzlich definiert werden und 
besonderen gesetzlichen Anforderungen genügen müssen138, 
mediatisiert werden. Er soll sich vielmehr frei entfalten kön-
nen. Dazu gehört auch die Möglichkeit, vorübergehende Zu-
sammenschlüsse zu bilden, die sich auf ein bestimmtes 
Thema oder eine bestimmte Interessenvertretung ausrichten 
können und nicht, wie von Parteien erwartet wird, das ge-
samte Spektrum der Politik abdecken müssen. 
Eine scheinbare Ausnahme besteht im Bund. Neben den 
Stimmberechtigten können auch die Parteien Stimmrechts-
beschwerde erheben139. Dies ist jedoch nicht Ausdruck eines 
Parteienprivilegs, sondern Niederschlag der allgemein gel-
                         
134 Siehe Art. 30 Abs. 3 KV SO; § 49 Abs. 1 Bst. a i.V. mit § 28 KV BL; Art. 75 Abs. 1 KV 

JU. 
135 Siehe z.B. Art. 137 BV; Art. 65 Abs. 1 KV BE; § 35 Abs. 1 KV BL; § 67 KV AG. 
136 Im Bund siehe Art. 147 BV. 
137 Im Bund siehe Art. 12 des Entschädigungsgesetzes vom 18. März 1988, SR 171.21; Art. 10 

des BB vom 18. März 1988 zum Entschädigungsgesetz, SR 171.211. Die nähere Ausfüh-
rung des Entschädigungsgesetzes wurde bezeichnenderweise einem nicht dem Referendum 
unterstehenden Erlass der Bundesversammlung überlassen (siehe Art. 14 Abs. 1 des Ent-
schädigungsgesetzes). 

138 Siehe z.B. § 2 des deutschen Parteiengesetzes vom 24. Juli 1967. 
139 Vgl. N. 288. 
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tenden Praxis, das Beschwerderecht – ohne besondere ge-
setzliche Grundlage – auch Vereinigungen zuzugestehen, die 
in einem bestimmten Bereich statutarisch die Interessen ihrer 
Mitglieder wahrnehmen (Verbandsbeschwerde)140. 
Einen Sonderfall bilden die föderativen Mitwirkungsrechte 
der Kantone im Bund, also die Wahl des Ständerates durch 
die Kantone (Art. 150 BV)141, das Erfordernis des Stände-
mehrs bei Verfassungsrevisionen und bestimmten anderen 
Beschlüssen (Art. 142 Abs. 2 BV)142, die Befugnis von acht 
Kantonen zur Ergreifung des fakultativen Referendums (Art. 
141 BV)143 und das Recht jedes Kantons auf Einreichung 
einer Initiative zuhanden der Bundesversammlung (Art. 160 
Abs. 1 BV). Die Wahl des Ständerates durch die Kantone 
und das Erfordernis des Ständemehrs bei bestimmten Ab-
stimmungen als Ausdruck der bundesstaatlichen Organisa-
tion der Eidgenossenschaft relativieren das Prinzip der De-
mokratie im Bund. 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

                         
140 Vgl. KÄLIN , Staatsrechtliche Beschwerde 268–270. 
141 Vgl. § 24. 
142 Vgl. N. 761–767 und 1165. 
143 Vgl. N. 1018–1023. 
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I. Begriff und Rechtsgrundlage 

Die Kantone können die demokratische Mitwirkung der 
Stimmberechtigten im Rahmen von Art. 51 BV frei bestim-
men, da sie gemäss Art. 39 Abs. 1 BV die Stimmberechti-
gung auf kantonaler und kommunaler Ebene regeln. Dem 
kantonalen Staatsrecht kommt hier ein weiter Spielraum ei-
gener Gestaltung zu1. Das Bundesrecht greift in diese Frei-
heit nur wenig ein; einzig im Hinblick auf ein demokra-
tisches Wahl- und Abstimmungsprozedere gewährt der Bund 
eine «Rahmengarantie»2. Das demokratische Verfahren muss 
gewissen Mindestanforderungen gerecht werden, damit es 
sich wirklich als ein solches erweisen kann; es handelt sich 
um die bundesrechtliche Garantie der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit des Art. 34 Abs. 2 BV. Das Bundesgericht de-
finiert den Begriff der Wahl- und Abstimmungsfreiheit in 
seiner ständigen Praxis wie folgt3: «Das vom Verfassungs-
recht des Bundes gewährleistete Stimm- und Wahlrecht 
räumt dem Bürger allgemein den Anspruch darauf ein, dass 

                         
1 Vgl. BGE 121 I 138 E. 5b, 145; KNAPP, Komm. BV, N. 20 f., 58 f. und 89 zu Art. 5 BV 

1874. 
2 Steinmann  256. 
3 Vgl. erstmals BGE 75 I 244, 245; sodann z.B. 105 Ia 151 E. 3a, 153, 111 Ia 196 E. 2b, 

198, 112 Ia 129 E. 1, 130 f., 113 Ia 46 E. 4a, 52, 121 I 1 E. 5b/aa, 12, 121 I 138 E. 3, 141 f. 
mit zahlreichen Hinweisen auf die Rechtsprechung seit 1912, 121 I 252 E. 2, 255. 
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kein Abstimmungs- oder Wahlergebnis anerkannt wird, das 
nicht den freien Willen der Stimmberechtigten zuverlässig 
und unverfälscht zum Ausdruck bringt.» 
Dieses Grundrecht ist vom Bundesgericht in einer ausseror-
dentlich reichhaltigen Praxis entfaltet worden. Sie gibt den 
Kantonen die nötigen Leitplanken für die Ausgestaltung und 
Handhabung der politischen Rechte und sorgt für einen fai-
ren demokratischen Prozess. In der Lehre ist in diesem Zu-
sammenhang vom «gemeineidgenössischen Staatsrecht» und 
von einer damit bewirkten Nivellierung der verschiedenen 
kantonalen Ordnungen gesprochen  
worden4. Die vereinheitlichende Wirkung dieser Rechtspre-
chung ist unumgänglich, denn die zum Teil lückenhaft aus-
gebildeten Regelungen über die politischen Rechte müssen, 
will man Demokratie ernstnehmen, durch eine solche de-
mokratische Rahmengarantie geschützt werden. Es kann bei 
der demokratischen Staatswillensbildung nicht gleichgültig 
sein, in welchem Verfahren und unter welchem Einfluss ein 
staatlicher Wille zustande kommt. Das Gemeinwesen muss 
hinsichtlich des Abstimmungsverfahrens in manchen Berei-
chen korrigierend eingreifen. Eine staatsfreie Gesellschaft 
garantiert nicht per se einen fairen, waffengleichen poli-
tischen Wettbewerb unter den verschiedenen Gruppierungen. 
Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit will dieses Ziel sicher-
stellen. 
Die nachgeführte Bundesverfassung hat dieses Anliegen 
aufgenommen und garantiert in Art. 34 Abs. 2 die freie Wil-
lensbildung und die unverfälschte Stimmabgabe. Die Verfas-
sung spricht allerdings nicht von der «Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit», sondern generell von «politischen Rechten». 
Damit ist bewusst ein Oberbegriff gewählt worden, der die 
Bundesbehörden zu einer Weiterentwicklung ermuntern dür-
fte5. Zudem hat diese Bezeichnung den Vorteil, dass die 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit damit nicht als Freiheits-
recht, sondern als institutionelle Garantie erscheint. Sie ver-
langt einerseits nach gesetzlichen (vor allem Verfahrens-
)Regelungen, welche eine freie Stimmrechtsausübung si-
cherstellen. Andererseits ist die Verletzung dieser erforder-
lichen Regelungen zumeist auch eine Verletzung des Art. 34 
Abs. 2 BV. Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit übernimmt 

                         
4 Vgl. KÖLZ , Volksinitiative 47 f. 
5 Gerade im Hinblick auf die private Abstimmungspropaganda; vgl. N. 2668 f.  
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also die Aufgabe, die gesetzlichen Regelungen mit einem 
verfassungsrechtlichen Schutz zu versehen6. 
Nach der geschichtlichen Darstellung der Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit (Abschnitt II) werden deren Elemente be-
nannt (Abschnitt III); dabei soll kurz auf die Problematik der 
Quotenregelungen bei direkten Wahlen eingegangen werden 
(Abschnitt IV), bevor der Geltungsbereich (Abschnitt V) und 
das vorausgesetzte Menschenbild des Art. 34 Abs. 2 BV 
(Abschnitt VI) dargelegt werden. 

 

II. Geschichtliche Entwicklung 

Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit war im Bundesrecht bis 
1999, anders als in neueren Kantonsverfassungen7, nicht 
ausdrücklich verankert. Auch die Europäische Menschen-
rechtskonvention und ihre Zusatzprotokolle enthalten keine 
derartige Garantie8; einzig der UNO-Pakt II garantiert in 
Art. 25 die politischen Rechte, namentlich die Teilnahme an 
geheimen Wahlen und Abstimmungen. Die Lehre hatte vere-
inzelt den Geltungsgrund für die Wahl- und Abstimmungs-
freiheit aus Art. 85 Bst. a OG abgeleitet9. Auer präzisierte 
diese Meinung insofern, als Art. 85 Bst. a OG zwar nur die 
verfahrensmässige Zuständigkeit des Bundesgerichts be-
gründe. Doch sei unumgängliche Folge dieser Kompeten-
zzuweisung, dass sich die rechtsprechenden Behörden auch 
zum Inhalt der politischen Rechte äussern müssten. Das habe 
unter anderem zur Anerkennung der Stimmfreiheit geführt10. 
Nach der älteren Lehre11 wurde das Stimmrecht, welches ein 
verfassungsmässiges Grundrecht des Bundes sei, durch 

                         
6 Typisch das Beispiel Entscheid des Aargauer Regierungsrates vom 10. Februar 1993, ZBl 

1995 22–24 = AGVE 1993, 557–561. 
7 Vgl. z.B. § 22 Abs. 2 KV BL; dieses Recht fehlt jedoch in den neuen Verfassungen von 

Appenzell A.Rh., Bern, Uri oder Solothurn. 
8 Siehe aber Art. 3 ZP 1 EMRK; vgl. dazu N. 22. 
9 JEAN-FRANÇOIS AUBERT, Préface XIII, in Auer, Droits politiques; AUBERT II, Neubauarbei-

ter Nachtrag bis 1994, N. 1218bis. 
10 AUER, Juridiction constitutionnelle N. 427. 
11 HUBER, Eventualabstimmungen 178; BURCKHARDT, Kommentar 61; FLEINER/GIACOMETTI 

884; RUDOLF WERTENSCHLAG, Grundrechte der Ausländer in der Schweiz, Diss. Basel 
1980, 18. 
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Art. 5 BV 187412 in kantonalen Wahlen und Abstimmungen 
gewährleistet und unter den Schutz der Verfassungsgerichts-
barkeit des Bundes gestellt (Art. 113 Abs. 1 Ziff. 3 BV 1874; 
Art. 85 Bst. a OG)13. 
Die Argumentation der älteren Lehre, die sich auf Art. 5 BV 
1874 berief, macht die Zusammenhänge der verschiedenen 
angerufenen Grundlagen der Wahl- und Abstimmungsfrei-
heit deutlich. Die Rechtsprechung hat nämlich dem Art. 5 
BV 1874 stets nur die Bedeutung einer Rechtsweg- und 
Rechtsschutzgarantie zuerkannt: «Unter den vom Bunde 
gewährleisteten Rechten der Bürger steht obenan das poli-
tische Stimmrecht. Dasselbe wird vom Bunde direkt – durch 
Art. 5 der [alten] Bundesverfassung – und indirekt  
– durch die Übernahme der Garantie der das politische 
Stimmrecht ebenfalls sanktionierenden Kantonsverfassungen 
– unter seinen Rechtsschutz genommen»14. Welches aber 
Inhalt und Tragweite der geschützten verfassungsmässigen 
Rechte sind, beurteilt sich nicht nach Art. 5 BV 1874, son-
dern bis 1999 nach den geschriebenen und ungeschriebenen 
Grundsätzen der Bundesverfassung sowie der Kantonsver-
fassungen15. Indem der Bund in Art. 5 BV 1874 die Rechte 
des Volkes und die verfassungsmässigen Rechte der Bürger 
gewährleistete, wurde noch nichts darüber gesagt, welche 
«Rechte des Volkes» zu gewährleisten waren. Gewissermas-
sen als Minimum waren die geschriebenen und ungeschrie-
benen Rechte der Bundesverfassung und der Staatsverträge 
zum Schutze der Menschenrechte auf jeden Fall garantiert. 
Die Kantone konnten darüber hinausgehen und noch 
zusätzliche verfassungsmässige Rechte einräumen. 
Die Übernahme der Gewährleistung durch den Bund gemäss 
Art. 5 BV 1874 drückte sich verfahrensrechtlich aus, indem 
der Bund den Einzelnen den Zugang zu einer Beschwerdein-
                         
12 Art. 5 BV 1874: «Der Bund gewährleistet den Kantonen ihr Gebiet, ihre Souveränität 

innert den Schranken des Artikels 3, ihre Verfassungen, die Freiheit, die Rechte des Volkes 
und die verfassungsmässigen Rechte der Bürger gleich den Rechten und Befugnissen, wel-
che das Volk den Behörden übertragen hat.» 

13 Der Vorschlag von HUSER 147 f., wonach Art. 6 Abs. 2 BV 1874, welcher das kantonale 
Stimmrecht gemäss den Grundsätzen der Volkssouveränität und der Rechtsgleichheit aus-
gestalte und deshalb auch den Anspruch des Stimmbürgers auf unverfälschte Willensbil-
dung umfasse, ist einzig geblieben; a.M. WIDMER 74–77. 

14 BBl 1890 III 137. 
15 Vgl. BGE 105 Ia 349 E. 3c, 358, 98 Ia 64 E. 1, 69. BGE 121 I 252 E. 2, 255, stützt dieses 

Grundrecht wiederum auf Art. 5 BV 1874 ab. Die Praxis des Bundesgerichts war schwan-
kend. 
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stanz des Bundes garantierte. Gemäss Art. 113 Abs. 1 Ziff. 3 
BV 1874 beurteilte das Bundesgericht Beschwerden betref-
fend Verletzung verfassungsmässiger Rechte. Diese Bes-
timmung stellte eine Rechtsweggarantie dar; das heisst in 
den genannten Streitigkeiten garantierte sie als ein verfas-
sungsmässiges Grundrecht den Zugang zum Bundes-
gericht16. Die Art. 84 ff. OG, welche die staatsrechtliche 
Beschwerde näher ordnen, haben lediglich die Bedeutung 
einer gesetzlichen Konkretisierung. Daraus erhellte, dass die 
Art. 5, 113 Abs. 1 Ziff. 3 BV 1874 und Art. 85 Bst. a OG 
«nur» das Verfahrensrecht bereitstellten, damit der Bund di-
ese Gewährleistung der verfassungsmässigen Rechte über-
haupt praktisch übernehmen konnte. Diese Bestimmungen 
gewährleisteten keine materiellen Garantien17. Da jedoch 
alle Kantone schon von Anfang an weit über den Gehalt von 
Art. 6 Abs. 2 BV 187418 hinausgegangen sind, hat sich das 
Problem der Ableitung von Garantien daraus nie gestellt. Es 
lag daher nahe, dass die Wahl- und Abstimmungsfreiheit als 
ein ungeschriebenes Recht der Bundesverfassung angesehen 
wurde19. Darauf deutete auch der bundesgerichtliche 
Sprachgebrauch20. 
Das Bedürfnis nach einer ausdrücklichen Festlegung der 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit erwies sich als gross. De-
shalb bestimmte Art. 58 Abs. 2 Satz 1 VE 1977: «Die ge-
heime und unverfälschte Stimmabgabe ist gewährleistet.» 
Der Bericht der Expertenkommission21 hält lediglich fest, 

                         
16 Vgl. ANDREAS KLEY, Der richterliche Rechtsschutz gegen die öffentliche Verwaltung, 

Zürich 1995, 75–80. 
17 BGE 91 I 316 E. 2, 318: Art. 5 Cst. «confère aux particuliers, dont les autorités cantonales 

ont violé les droits constitutionnels, le droit de se plaindre aux autorités fédérales et il obli-
ge celles-ci à examiner de telles plaintes et à intervenir quand elles sont fondées.» 

18 Art. 6 Abs. 2 BV 1874: «Der Bund übernimmt diese Gewährleistung [der vorgelegten 
Kantonsverfassungen] insofern: a. sie nichts den Vorschriften der Bundesverfassung Zuwi-
derlaufendes enthalten; b. sie die Ausübung der politischen Rechte nach republikanischen 
(repräsentativen oder demokratischen) Formen sichern; c. sie vom Volke angenommen 
worden sind und revidiert werden können, wenn die absolute Mehrheit der Bürger es ver-
langt.» 

19 Vgl. AUBERT II, Neubauarbeiter Nachtrag bis 1994, N. 1218bis; YVO HANGARTNER, Be-
sprechung von BGE 118 Ia 259, AJP 1993 327–329, Ziff. 2; KÄLIN , Staatsrechtliche Be-
schwerde 97; KÖLZ , Volksinitiative 5; HALLER, Komm. BV, N. 100 zu Art. 113 BV 1874; 
WIDMER 78; POLEDNA/WIDMER 283; MAHON  233. 

20 Vgl. z.B. BGE 121 I 1 E. 5b/aa, 12: «Das vom Verfassungsrecht des Bundes gewährleistete 
Stimm- und Wahlrecht [...]»; vgl. ähnlich 118 Ia 259 E. 3, 261, 117 Ia 41 E. 5, 46; 117 Ia 
452 E. 3a, 455. 

21 Vgl. Bericht der Expertenkommission 136. 
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dass bei der Urnenabstimmung die Sicherstellung der ge-
heimen und unverfälschten Stimmabgabe elementar sei. Der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Bestimmung war freilich et-
was zu eng. Die Abstimmungs- und Wahlfreiheit soll nicht 
nur während der Stimmabgabe geschützt sein, vielmehr 
wehrt dieses Grundrecht alle privaten und staatlichen Ein-
griffe ab, die vor, während und nach der Stimmabgabe erfol-
gen. 
Die Modell-Studie22 gewährleistete in Art. 76 Abs. 2 über 
haupt nur noch die geheime Stimmabgabe. Damit wurde le-
diglich ein Aspekt der schon nach bisherigem Recht gelten-
den Wahl- und Abstimmungsfreiheit herausgegriffen. Gerade 
dieser Aspekt erlitt jedoch im verbreiteten Ver-
sammlungssystem mit offener Abstimmung eine bedeutende 
Ausnahme23. Eine blosse Garantie des Stimmgeheimnisses 
wäre aber ein zweifelhafter Fortschritt gewesen, denn sie 
gefährdete das tradierte Versammlungssystem der Gemein-
den und Landsgemeinden und sie erfasste die übrigen Teil-
gehalte der Wahl- und Abstimmungsfreiheit nicht. 
Der Verfassungsentwurf von 1996 garantierte die Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit umfassend in Art. 30 (Abs. 1) und de-
finierte zugleich deren Gehalt im Sinne der bundesgericht-
lichen Rechtsprechung: «Sie schützt die freie Willensbildung 
und die unverfälschte Stimmabgabe» (Abs. 2). Die Bundes-
versammlung hatte diesen Vorschlag übernommen und hiess 
die bundesgerichtliche Rechtsprechung damit ausdrücklich 
gut: «L’article 30 codifie la liberté de vote aujourd'hui déjà 
reconnue par le Tribunal fédéral comme droit constitutionnel 
non écrit.»24. Der Verfassungsgeber benannte jedoch den Ar-
tikel aus systematischen und redaktionellen Gründen in «Po-
litische Rechte» um. Denn die Räte hatten nach dem Grun-
drechtskatalog ein 2. Kapitel über «Bürgerrecht und poli-
tische Rechte» eingeschoben; es sollte daher der gleiche Ob-
erbegriff «politische Rechte» verwendet werden wie in die-
sem neuen Kapitel. Inhaltlich sollte sich dabei nichts ändern: 
«En ce qui concerne l'article 30 [heute 34] ‹Garantie des dro-
its politiques›, il n'y a rien à signaler de particulier»25. Auf 
diese Weise hat die neue Bundesverfassung direkt die bis-
herige Rechtsprechung des Bundesgerichts gewissermassen 
                         
22 BBl 1985 III 189–222 (210). 
23 Vgl. N. 2572. 
24 Vgl. das Votum von DICK MARTY (R, TI), Rapporteur, Amtl.Bull. StR 1998 51. 
25 Vgl. das Votum von PIERRE AEBY (S, FR), Rapporteur, Amtl.Bull. StR 1998 700. 
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«ratifiziert». Die bisherige «Wahl- und Abstimmungsfrei-
heit» wurde damit lediglich unter den Oberbegriff der poli-
tischen Rechte gestellt; sie besteht aber in der Sache un-
verändert fort. Die folgenden Ausführungen können daher 
direkt auf der bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichts 
aufbauen. 

 

III. Elemente 

Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit ist eng mit andern ver-
fassungsmässigen Rechten verknüpft. Der Anspruch, dass 
kein Wahl- und Abstimmungsresultat anerkannt werde, wel-
ches nicht den freien Willen der Stimmbürger zuverlässig 
und unverfälscht zum Ausdruck bringt, beinhaltet notwendi-
gerweise das Rechtsgleichheitsgebot. Jeder Stimmberech-
tigte kann bei gegebenen Voraussetzungen mit gleichen 
Chancen als Wähler oder Kandidat an einer Wahl teilneh-
men. Seine Stimme wird bei Sachabstimmungen gleich ge-
wichtet wie jede andere Stimme. Die Rechtsgleichheit bildet 
einen Bestandteil der Wahl- und Abstimmungsfreiheit26. Aus 
diesem Grunde können Mindestquoten dieses Recht beein-
trächtigen27. Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit setzt ferner 
einen umfassenden und unbehinderten Meinungsbildung-
sprozess voraus: Der Stimmbürger soll seinen Willen 
gestützt auf diesen freien Vorgang kundgeben können28. Die 
Meinungs- und Medienfreiheit der Art. 16 und 17 BV suchen 
gerade eine solche von staatlicher Lenkung freie Auseinand-
ersetzung zu verwirklichen. Die Wahl- und Abstimmungs-
freiheit befindet sich damit in enger Tuchfühlung mit der 
Rechtsgleichheit und den Kommunikationsgrundrechten. 
Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit gliedert sich in eine 
Reihe von Elementen auf, die jeweils eine unterschiedliche 
praktische Bedeutung besitzen. Zunächst garantiert sie die 
Einheit der Materie (§ 42) und eine korrekte Durchführung 
von Wahlen und Abstimmungen (§ 43). Insbesondere trifft 
die Behörden etwa bei der Formulierung der Abstimmungs-
frage eine erhöhte Sorgfaltspflicht. Sodann sind behördliche 

                         
26 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 4–10; Bger. vom 12. September 1996, ZBl 1997 

355–363 (357). 
27 Vgl. N. 2472. 
28 Vgl. z.B. STEINMANN  256 m.w.H. 
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Informationen und Interventionen des betroffenen und an-
derer Gemeinwesen im Wahl- und Abstimmungskampf nur 
beschränkt zulässig (§§ 44–46). Im Unterschied zu den 
meisten andern Grundrechten haben Interventionen und Bee-
inträchtigungen seitens Privater eine erhöhte Relevanz und 
können das Abstimmungsergebnis in unzulässiger Weise ver-
fälschen (§ 47). Wird die Wahl- und Abstimmungsfreiheit in 
einem ihrer Elemente verletzt, so zieht dies verhältnismäs-
sige, je nach Verletzung unterschiedliche Rechtsfolgen nach 
sich (§ 48). 

 

IV. Quotenregelungen bei direkten Wahlen 

Demokratische Volkswahlen bedingen unvermeidlicherweise 
eine Bündelung der Einzelwillen der Stimmberechtigten und 
damit auch systembedingte Einschränkungen der Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit. Bei Majorzwahlen schränkt eine 
Quote direkt den Willen der Stimmenden ein; der Wider-
spruch zwischen einer Quotenregelung und dem Wählerwil-
len ist augenscheinlich. 
Bei Proporzwahlen ist die Sachlage mathematisch kom-
plizierter. Zunächst enthält auch das Proporzwahlrecht sys-
tembedingte Verzerrungen. Anfänglich steht beim Proporz-
wahlrecht der erste Gedanke im Vordergrund, dass die 
Parteien durch das Wahlsystem eine verhältnismässige Ver-
tretung in der fraglichen Behörde, etwa dem Parlament, er-
halten. Darüber schiebt sich ein zweiter Proporzgedanke, 
nämlich die Aufteilung des Wahlgebiets in Wahlkreise 
(Art. 149 Abs. 3 BV). Die Kantone als extrem ungleiche 
Wahlkreise führen gerade auch mit der Mindestvertretungs-
garantie von einem Sitz pro Kanton (Art. 149 Abs. 4 BV) zu 
einer ersten Verzerrung des parteipolitischen Proporzeffekts. 
Das ist systembedingt und hinzunehmen. Würde nun eine 
Geschlechterquote gemäss dem Anteil der Frauen an den 
Stimmberechtigten eingeführt, so würde der ursprüngliche 
Proporzgedanke erheblich verzerrt und zusätzlich zurückge-
nommen. Das Bundesgericht hat bei Volkswahlen starre 
Quotenregelungen, wonach Männer und Frauen gemäss 
ihrem Bevölkerungsanteil in den staatlichen Gremien vertre-
ten sein müssen, als unzulässig angesehen. «Denn es kann 
nicht mehr gesagt werden, eine Wahl, die durch eine 
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geschlechtsbezogene Quotenregelung bestimmt wird, bringe 
den ‹freien Willen der Stimmbürger zuverlässig und unver-
fälscht zum Ausdruck›. Die durch eine derartige Quotenrege-
lung bewirkten Ungleichheiten des aktiven und passiven 
Wahlrechts und Einschränkungen der Wahlfreiheit können, 
wie in der Literatur zu Recht gesagt wird, durch verfassungs-
rechtlich gebotene Verbesserung des Geschlechterproporzes 
im politischen Bereich nicht gerechtfertigt werden»29. 
Der «Geschlechterproporz» ist dem geltenden Wahlrecht 
fremd, da er die im Wahlrecht bisher strikt geltende absolute 
Gleichbehandlung unterläuft und namentlich je nach dem 
Geschlecht des Kandidaten zu einer unterschiedlichen 
Stimmkraft der Wähler führt. Das Bundesgericht hat hier zu 
Recht am traditionellen Grundsatz absoluter Gleichbehand-
lung festgehalten. Freilich hat es im Urner Quotenurteil30 
unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
europäischen Gemeinschaften Präzisierungen angebracht: Im 
Solothurner Quotenurteil31 habe es nicht ergebnisbezogene 
Gleichstellungsmassnahmen generell als mit Art. 4 Abs. 2 
BV 1874 (Art. 8 Abs. 3 BV) unvereinbar erachtet. Vielmehr 
habe das Bundesgericht im Solothurner Fall die Initiative 
deshalb für ungültig erklärt, weil diese über das Gebotene hi-
nausgehe, indem sie zeitlich unbefristet eine paritätische 
Repräsentation der Geschlechter festschreiben wollte. Eine 
Quotenregelung müsse am Massstab des Verhältnismässig-
keitsprinzips geprüft werden. Das Bundesgericht berief sich 
ferner zu Recht auf das Prinzip praktischer Konkordanz, 
wonach «keines der entgegenstehenden Prinzipien und der 
darin zum Ausdruck kommenden Anliegen völlig zu Lasten 
des andern verwirklicht werden darf»32. Die formalrechtliche 
Gleichstellung nach Art. 8 Abs. 3 Satz 1 BV (Art. 4 Abs. 2 
Satz 1 BV 1874) und der materiellrechtliche Gleichstellung-
sauftrag nach Satz 2 sowie der Grundsatz des Art. 51 Abs. 1 
BV (Art. 6 Abs. 1 Bst. c BV 1874) sind demnach möglichst 
optimal zu verwirklichen. Im Falle von Quoten bei Be-
hörden, welche durch direkte Wahlen bestellt werden, kol-

                         
29 BGE 123 I 152 E. 8, 173; vgl. dazu die Besprechungen von YVO HANGARTNER, AJP 1997 

1030–1033, und ASTRID EPINEY, AJP 1997 1033–1036; vgl. ferner YVO HANGARTNER, 
ZBJV 1996 355–359. Vgl. auch N. 691–693. 

30 BGE 125 I 21 E. 3d/cc, 32; vgl. dazu die Besprechung von KARINE SIEGWART, AJP 1999 
330–333; vgl. auch TSCHANNEN 499 f., der vorübergehende Eingriffe zulassen möchte. 

31 Vgl. BGE 123 I 152–175. 
32 BGE 125 I 21 E. 3d/cc, 32. 
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lidiert allerdings die materiellrechtliche Gleichstel-
lungsmassnahme mit der Wahlrechtsgleichheit, welche einen 
absoluten Charakter besitzt. Das Bundesgericht hatte daraus 
gefolgert, dass bei Wahlen in Behörden, die direkt vom Volk 
gewählt werden, eine starre, ergebnisbezogene Quotenrege-
lung mit der Wahl- und Abstimmungsfreiheit nicht zu vere-
inbaren ist33. Im Bereich der direkten Wahlen dürften fol-
gende Kriterien zur Beurteilung der Zulässigkeit einer Quote 
herangezogen werden: 

– die paritätische Besetzung der Behörden ist als eine 
Zielnorm formuliert; 

– unbedenklich ist die Festlegung einer milden 
Mindestvertretung, als solche gilt eine, die unter 50 % 
liegt; 

– die stufenweise Einführung der 
Gleichstellungsmassnahmen und deren zeitliche 
Befristung wahrt die Verhältnismässigkeit besser. 

Eine Wahlvorschlagsquote bei Proporzwahlen erachtete das 
Bundesgericht als zulässig34. Denn damit wird – sofern sie 
deutlich unter 100 % liegt – noch nicht die Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit direkt beeinträchtigt, da sie bloss die No-
minierungschancen des untervertretenen Geschlechts erhöht; 
die Wahlentscheidung der Stimmberechtigten wird dadurch 
nicht beeinträchtigt. 
Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung sind damit 
ergebnisbezogene Quoten als Frauenförderungsmassnahmen 
verfassungsrechtlich zulässig, wenn sie angemessen bezie-
hungsweise verhältnismässig sind. Damit schliesst sich das 
Bundesgericht an die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofes in Luxemburg an, die dieser zur Beurteilung von 
Quoten für die Besetzung öffentlicher Stellen ausserhalb der 
Volkswahlen entwickelt hat. Der Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union hat sich in einem wegweisenden Urteil 
vom 17. Oktober 1995 (Fall Kalanke)35 mit der Quotenrege-
lung der Stadt Bremen beschäftigt. Danach haben Frauen, 
die die gleiche Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewer-
ber besitzen, bei Stellen der Stadt Bremen, bei denen die 
                         
33 BGE 125 I 21 E. 3d/dd, 33 f. 
34 Vgl. BGE 125 I 21 E. 5, 36–42. 
35 Rs. C-450/93, EuGRZ 1995, 553 f. 
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Frauen unterrepräsentiert sind, automatisch den Vorrang. Der 
Gerichtshof würdigte diese Regelung als mit der fraglichen 
Richtlinienbestimmung (die dem Art. 3 Abs. 3 des Gleich-
stellungsgesetzes entspricht) unvereinbar. Denn diese Bes-
timmung sei als eine Ausnahme von einem individuellen 
Recht eng auszulegen, und die Bremer Regelung gehe über 
die Förderung der Chancengleichheit hinaus. Zudem setze 
die Bremer Quotenregelung an die Stelle der Frauen-
förderung «das Ergebnis, zu dem allein die Verwirklichung 
einer solchen Chancengleichheit führen könnte»36. 
Dieses Urteil ist deshalb für die Schweiz von Belang, weil 
die entsprechenden Regelungen des Gleichstellungsgesetzes 
dem Recht der Europäischen Union entnommen sind. Das 
Urteil Kalanke ist in der Literatur kontrovers diskutiert wor-
den37. Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg hatte im 
Verfahren «Marschall» vom 11. November 199738 diese 
Rechtsprechung präzisiert. Die angegriffene Regelung en-
thielt eine sog. «Öffnungsklausel», wonach zwar 
grundsätzlich die Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern sind, sofern 
nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe 
überwiegen. Der Gerichtshof akzeptierte diese Regelung: Sie 
gebe den Frauen keinen absoluten und unbedingten Vorrang 
vor den Männern. «Im Gegensatz zu der Regelung, die Ge-
genstand des Urteils Kalanke war, überschreitet eine nation-
ale Regelung, die wie im vorliegenden Fall eine Öff-
nungsklausel enthält, diese Grenzen nicht, wenn sie den 
männlichen Bewerbern, die die gleiche Qualifikation wie die 
weiblichen Bewerber besitzen, in jedem Einzelfall garantiert, 
dass die Bewerbungen Gegenstand einer objektiven Beurtei-
lung sind, bei der alle die Person der Bewerber betreffenden 
Kriterien berücksichtigt werden und der den weiblichen Be-
werbern eingeräumte Vorrang entfällt, wenn eines oder me-
hrere dieser Kriterien zugunsten des männlichen Bewerbers 
überwiegen. Solche Kriterien dürfen allerdings gegenüber 
den weiblichen Bewerbern keine diskriminierende Wirkung 
haben»39. Damit wird die strikte Unterscheidung zwischen 
Chancen- und Ergebnisgleichheit aufgegeben und durch eine 
                         
36 Vgl. § 23 des entsprechenden Urteils. 
37 Vgl. YVO HANGARTNER, AJP 1995 1554–1563, und ZBJV 1996 355–359; ASTRID EPI-

NEY/NORA REFAEIL, AJP 1996 179–187; YVO HANGARTNER, AJP 1996 512 f. 
38 Rs. C-409/95, EuGRZ 1997, 563–566. 
39 Rs. C-409/95, EuGRZ 1997 563–566, Ziff. 33. 
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Verhältnismässigkeitsprüfung ersetzt. Diese nimmt sich die 
folgenden Kriterien zu Hilfe: 

– Die Quote soll eine tatsächlich bestehende 
Unausgewogenheit der Geschlechter beheben. 

– Die Quote ist zeitlich begrenzt und gegebenenfalls in ein 
stufenmässig einzuführendes Gleichstellungsprogramm 
eingegliedert. 

– Die Rechte des andern (männlichen) Geschlechts werden 
nicht in jedem Fall zurückgedrängt, sondern die Quote 
muss sich flexibel erweisen, um im Einzelfall eine 
sachgerechte Lösung zu erhalten40. 

Diese Rechtsprechung bezieht sich freilich nicht auf Volks-
wahlen; sie zeigt aber deutlich an, dass jede Quotenregelung 
der Verhältnismässigkeitsprüfung unterliegt. Damit scheidet 
bei Volkswahlen jeder Quotenabsolutismus aus, denn bei 
diesen ist eine die Quote abmildernde Verhältnismässig-
keitsprüfung gar nicht möglich. 

 

V. Geltungsbereich 

Das Grundrecht gilt für alle Volksabstimmungen und Volks-
wahlen in Bund und Kantonen. Zu den kantonalen Abstim-
mungen und Wahlen gehören auch die Stimmgeschäfte in 
den Bezirken, Gemeinden und andern öffentlichrechtlichen 
Körperschaften41. In diesem Sinne werden auch Abstim-
mungen in den Zwangskörperschaften von Anstalten (z.B. 
Studentenschaften)42 von der Wahl- und Abstimmungsfrei-
heit geschützt. 
Das Aktivbürgerrecht und dessen Verfahrensgrundsätze sind 
indes bei den indirekten Wahlen nicht anwendbar. Hier wird 
zwischen den Stimmberechtigten und den zu bestellenden 
Behörden eine Wahlinstanz (meist das Parlament) einge-
schaltet. Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit ist auf diese 
Wahlen nicht anwendbar, sondern es sind die allenfalls be-
stehenden besonderen verfassungsrechtlichen Garantien, 
                         
40 Vgl. KARINE SIEGWART, Besprechung des Urteils Marschall, AJP 1998 341–343. 
41 Vgl. BGE 120 Ia 194 E. 1a, 196; 105 Ia 368 E. 2, 369 f. 
42 Vgl. BGE 110 Ia 36 E. 3, 37–39: Die Zwangskörperschaft ist zu parteipolitischer Neutrali-

tät verpflichtet; u.E. gilt für sie deshalb auch Art. 34 BV. 
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zum Beispiel auf eine Mindestvertretung von Minderheiten, 
anrufbar43. Ferner betreffen organisationsrechtliche Anord-
nungen, zum Beispiel die Mitgliederzahl einer durch Volks-
wahl zu bestellenden Behörde, nicht das aktive und passive 
Wahlrecht direkt. Es kann daher keine Verletzung des Art. 34 
BV geltend gemacht werden44. 

 

VI. Vorausgesetztes Menschenbild 

Der Verfassungsgeber verwendet in seiner Definition der 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit in Art. 34 Abs. 2 BV den 
Begriff der «freien Willensbildung». In der Tat basiert die 
heutige halbdirekte Demokratie in Bund und Kantonen auf 
einer unausgesprochenen Annahme einer Entscheidungs- 
und Willensfreiheit der Stimmberechtigten. Das Bild vom 
Citoyen als aufgeklärtes, gebildetes und rational entschei-
dendes Wesen45 ist gewissermassen eine «staatsnotwendige 
Fiktion»46, auf die das Bundesgericht seine Rechtsprechung 
zur Wahl- und Abstimmungsfreiheit stets aufbaute: «Mein-
ungsäusserungsfreiheit und Pressefreiheit bilden tragende 
Grundlagen der schweizerischen Demokratie, die dem Bür-
ger zutraut, zwischen den verschiedenen gegensätzlichen 
Auffassungen zu unterscheiden, unter den Meinungen aus-
zuwählen, Übertreibungen als solche zu erkennen und ver-
nunftgemäss zu entscheiden.»47 Im Hinblick auf den Um-
gang mit Prognosen hielt das Bundesgericht fest, dass  
den Stimmberechtigten zugetraut werden könne, damit rich-
tig umzugehen und deren Relativität bei seiner Meinungs-
bildung zu berücksichtigen48. Die Stimmberechtigten sind 
demnach in der Lage, mit unvollständigen, ungenauen und 
relativierungsbedürftigen Informationen umzugehen. 
Selbstverständlich muss man nach heutigem Erkenntnisstand 
annehmen, dass der Stimmbürger niemals völlig «frei» ent-

                         
43 Vgl. den interessanten Entscheid des Bger. vom 24. November 1993, ZBl 1994 366–375, 

betreffend die Berücksichtigung politischer Minderheiten gemäss § 96 KV LU. 
44 Vgl. BGE 123 I 41 E. 6d, 48. 
45 Vgl. FRIEDRICH 601; GRUNER /HERTIG, Stimmbürger 47 f.; WEDER 68 Anm. 33. 
46 So KOHLRAUSCH, zitiert in Günter Stratenwerth, Schweizerisches Strafrecht, Allgemeiner 

Teil I, (2., neubearbeitete Auflage), Bern 1996, 33. 
47 BGE 98 Ia 73 E. 3b, 80; vgl. auch BGE 117 Ia 41 E. 5a, 47. 
48 Vgl. Pra. 2000 Nr. 23, E. 4a, 131. 
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scheiden kann49. Der Stimmberechtigte ist ein Glied einer 
sozialen Gemeinschaft. Infolge dessen ist sein Stimmverhal-
ten das Ergebnis eines Zusammenspiels individueller und 
sozialer Faktoren50. Aus diesem Grunde sind die nach-
träglichen Abstimmungsanalysen51 sinnvoll. Die von der 
Stimm- und Wahlfreiheit vorausgesetzte «Willensfreiheit»52 
ist daher stets eine relative; sie ist in zahlreiche persönliche, 
soziale, wirtschaftliche oder herkunftsmässige Abhängig-
keiten und Neigungen eingebettet. Diese relativieren als 
sozialpsychologische Tatsachen die vorausgesetzte Willens-
freiheit. Schliesslich rechnet gerade die Auseinandersetzung 
im politischen Wahl- und Abstimmungskampf mit dieser Re-
lativität der Willensfreiheit. Auch das Bundesgericht, das in 
Beschwerden über die Einhaltung der Abstimmungs- und 
Wahlfreiheit wacht, kann gegen eine sozialadäquate Be-
einflussung nichts unternehmen53. Die nun folgenden Aus-
führungen in den §§ 42–48 stehen stets unter diesem Vorbe-
halt, der nicht mehr eigens thematisiert wird. Die politikwis-
senschaftliche Forschung hat sich eingehend mit diesem 
Phänomen der Willensunfreiheit oder – positiver formuliert 
– Beeinflussbarkeit der Stimmberechtigten durch die Medien 
befasst54.

                         
49 Vgl. AUBERT II, neu bearbeiteter Nachtrag bis 1994, N. 1218bis Anm. 151; RHINOW, Grund-

probleme 161 f., 227. 
50 Ähnlich STRATENWERTH (Anm. 46) 33. 
51 VOX-Analysen des Zentrums für schweizerische Politik in Bern nach gesamtschweizeri-

schen Volksabstimmungen. 
52 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 41 E. 5a, 47. 
53 In BGE 108 Ia 155 E. 5, 160, gibt das Bundesgericht selbst zu, dass es gegen die Macht 

des Geldes wenig unternehmen kann. 
54 Vgl. z.B. ULRICH SAXER, Medien, in Handbuch Politisches System der Schweiz, Band 2: 

Strukturen und Prozesse, Bern/Stuttgart 1984, 189–213; FRIEDRICH 600. 
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I. Verankerung 

 

1. Bund 

Damit die Stimmberechtigten frei entscheiden können, muss 
sich die Teilrevision der Bundesverfassung auf eine bestim-
mte Materie beschränken. Dieser Grundsatz der Einheit der 
Materie ist ausdrücklich vorgeschrieben (Art. 194 Abs. 2, 
Art. 139 Abs. 3 BV) und wird von Art. 75 Abs. 2 BPR konk-
retisiert. Danach ist die Einheit der Materie «gewahrt, wenn 
zwischen den einzelnen Teilen einer Initiative ein sachlicher 
Zusammenhang besteht.» Betreffen die Revisionswünsche 
der Initianten mehrere verschiedene Materien, so sind de-
mentsprechend verschiedene Initiativen einzureichen1. 

2. Kantone 

In den meisten Kantonen wird der Grundsatz der Einheit der 
Materie entweder in der Verfassung und/oder in einem for-
mellen Gesetz bezüglich der Ausübung des Initiativrechtes 
ausdrücklich festgehalten2. Dieses Prinzip gilt auch dann, 
wenn eine ausdrückliche Vorschrift fehlt, denn die 
Stimmbürger haben einen bundesrechtlichen Anspruch auf 
unverfälschte Willenskundgabe. Das bedeutet, dass sich die 
Stimmbürger bei einer Sachabstimmung über eine einzige 
Vorlage oder wenigstens über eng zusammenhängende Teil-
vorlagen, die durch einen effektiven und objektiven Zusam-
menhang verbunden sind, äussern können. Andernfalls be-
findet sich der Stimmbürger in einem Dilemma, etwa dann, 
wenn er einem Teilaspekt der Vorlage zustimmen möchte, 
einen andern Teil jedoch ablehnt. Weil er die Vorlage aber 
nur als Ganzes annehmen oder verwerfen kann, ist seine 
Willensfreiheit insoweit eingeschränkt. Freilich muss nicht 
jeder Teilaspekt einer Vorlage dem Volk separat vorgelegt 
werden; wesentlich ist, dass die Aspekte einer Vorlage durch 
einen engen inneren Zusammenhang miteinander verbunden 
sind und dasselbe Ziel verfolgen3. 
                         
1 So noch ausdrücklich Art. 121 Abs. 3 BV 1874. 
2 Siehe z.B. Art. 28 Abs. 2 KV UR; Art. 62 Abs. 3 KV OW; Art. 79 Abs. 3 KV FR; Art. 211 

GPR FR; Art. 29 Abs. 3 KV SO; Art. 38 KV TI. 
3 Vgl. BGE 123 I 63 E. 4b, 71, 113 Ia 46 E. 4a, 53, 112 Ia 391 E. 3b, 395 m.w.H. 
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Die Kantone umschreiben die Einheit der Materie unter-
schiedlich, etwa mit «einheitliches Sachgebiet», «ein-
heitlicher Regelungsbereich», «ne concerner qu'un seul do-
maine», «bestimmtes Sachgebiet», «einziger Gegenstand» 
oder «sachlicher Zusammenhang»4. Die unterschiedlichen 
Formulierungen des Grundsatzes bedeuten aber nicht stren-
gere oder mildere Definitionen5. Der Anspruch auf freie und 
unverfälschte Willenskundgabe ist bundesrechtlicher Natur, 
so dass er in diesem Umfang auf jeden Fall in allen Kanto-
nen beachtet werden muss. Die Kantone könnten allerdings 
strengere Anforderungen stellen, denn das Initiativrecht ist 
ein Institut des kantonalen Rechts. Die kantonalen Regelun-
gen in den Kantonen werden in der Praxis gleich wie der 
bundesrechtliche Begriff ausgelegt6. Der Grundsatz der Ein-
heit der Materie ist bei allen kantonalen Vorlagen zu beach-
ten, die auf Initiative hin oder auf Grund eines obliga-
torischen oder fakultativen Referendums dem Volk zur Ab-
stimmung unterbreitet werden7. 

 

II.  Geltungsbereich 

1.  Sachabstimmungen und auch Wahlen? 

Der Grundsatz der Einheit der Materie ist zu beachten, wo 
der Stimmbürger zu einer Sachfrage Stellung nimmt8. Aus 
dem Begriff «Materie» lässt sich folgern, dass sämtliche 
Wahlen grundsätzlich nicht in dessen Geltungsbereich fallen. 
Allerdings kann der Grundsatz der Einheit der Materie sin-
ngemäss auch im Zusammenhang mit Wahlen zum Tragen 
kommen. Zweifellos ist die Koppelung von Kandidaten unz-
ulässig, da sich die Wähler dann nicht differenziert äussern 
können. Der Bundesrat hatte sich in einem Rekursentscheid 
zur Verbindung einer Wahl mit den nachfolgenden Eventu-
alwahlen geäussert und dabei strenge Kriterien angewandt. 
                         
4 Siehe Art. 29 Abs. 3 KV SO; Art. 28 Abs. 2 KV UR; Art. 64 Abs. 2 KV AG; Art. 75 Abs. 3 

KV JU; Art. 62 Abs. 3 KV OW; Art. 54 Abs. 2 KV NW; § 133 SRG LU. 
5 Vgl. KÖLZ , Volksinitiative 19; a.M. GRISEL, Initiative 251 f. 
6 Vgl. z.B. BGE 104 Ia 215–226. 
7 Vgl. z.B. BGE 113 Ia 46 E. 4a, 52 m.w.H. 
8 Vgl. BGE 113 Ia 46 E. 4a, 52, 105 Ia 370 E. 4b, 376, 104 Ia 215 E. 2b, 223, 99 Ia 177 

E. 3b, 182, 99 Ia 638 E. 5b, 646, 97 I 669 E. 3, 673 m.w.H., wonach der Grundsatz der 
Einheit der Materie für alle Vorlagen gilt, welche der Volksabstimmung unterliegen. 
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Er hatte sich zu Recht nur auf die Wahl- und Abstimmungs-
freiheit, nicht aber auf die Einheit der Materie bezogen. Die 
Rekurrenten behaupteten, die Ankündigung und Anordnung 
von Eventualwahlen, die mit der Hauptwahl in ein und dem-
selben Wahlgang zu erledigen seien, beeinträchtige die freie 
Ausübung des Stimmrechts. Denn der Wähler werde bei der 
Stimmabgabe für die Eventualwahl gezwungen, sich nach 
dem noch nicht feststehenden, sondern bloss zu präsumier-
enden Resultat der Hauptwahl zu richten. Der Bundesrat 
entschied: Wenn «in einem und demselben Wahlgang durch 
einmalige Abgabe des Stimmzettels mehrere Wahlen vor-
zunehmen» sind, «von denen die zweite durch den Ausgang 
der ersten [...] bedingt ist, ist der Bürger dann nur bezüglich 
der ersten Wahl im klaren über den Gegenstand. Bezüglich 
der zweiten Wahl besteht nicht nur Unklarheit über den 
Gegenstand der Verhandlung, sondern es ist überhaupt nicht 
möglich zu wissen, ob eine zweite Wahl nötig wird.»9 Auch 
bezüglich des Wahlrechts habe der Bürger das Recht, bei 
jedem Wahlakt vor eine klare und unzweideutige Lage 
gestellt zu werden. 

2. Initiativen und Behördenvorlagen 

Gemäss Art. 139 Abs. 3 und Art. 194 Abs. 2 BV gilt die Ein- 
heit der Materie für Volksinitiativen und Behördenvorlagen 
zur Partialrevision der Bundesverfassung. Der Verfassungs-
geber hat damit eine früher undeutliche Rechtslage bere-
inigt10. Beim Gesetzes- und Staatsvertragsreferendum 
gemäss den Art. 140 und 141 BV ist die Einheit der Materie 
nicht direkt vorgeschrieben. Sie gilt sinngemäss auch hier, 
indem nicht in ein einziges Gesetz künstlich mehrere Ge-
setze zusammengelegt werden dürfen. Freilich handelt es 
sich bei Gesetzesvorlagen (etwa den Gesamtkodifikationen 
des Privat- und Strafrechtes) oder bei umfassenden Staats-
verträgen wie den bilateralen Abkommen mit der Eu-
ropäischen Union um grosse Pakete, wo die Einheit der Ma-
terie nicht mit derselben Strenge gelten kann, wie bei Partial-
revisionen der Verfassung. Die Einheit der Materie ist daher 
in diesen Bereichen naturgemäss stark relativiert. 

                         
9 Entscheid des Bundesrates vom 10. Oktober 1911, wiedergegeben in Burckhardt, Bundes-

recht, Zweiter Band, Nr. 415, 66. 
10 Vgl. BBl 1997 I 432. 
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3. Initiative und Gegenentwurf 

Im Bund11 und in den Kantonen können die Parlamente auch 
ohne explizite Rechtsgrundlage12 einer Volksinitiative einen 
Gegenvorschlag entgegenstellen. Gilt der Grundsatz der 
Einheit der Materie auch für einen Gegenvorschlag, der die 
«nämliche Verfassungsmaterie beschlagen»13 soll? In diesem 
Zusammenhang ist von «Einheit der Materie im weiteren 
Sinn»14 oder von einer «zweiten Regel» der Einheit der Ma-
terie15 die Rede. Freilich ist die Problematik, die sich bei ei-
ner Abstimmung über Vorschlag und Gegenvorschlag ergibt, 
eine etwas andere. Während der Grundsatz der Einheit der 
Materie danach fragt, ob der Vorschlag in sich eine ein-
heitliche Materie beschlägt, stehen beim Vorschlag und 
Gegenvorschlag zwei unterschiedliche Vorlagen zur Diskus-
sion, welche dieselbe Frage stellen, aber andere Antworten 
geben16. Seitdem im Bund und in fast allen Kantonen das 
diesbezügliche Abstimmungsverfahren von Verfälschungen 
bereinigt worden ist17, geht es nur noch um einen ange-
messenen politischen Zusammenhang zwischen Vorschlag 
und Gegenvorschlag. Das heutige Abstimmungsverfahren 
nach dem Vorbild des Bundes wahrt eine unverfälschte Wil-
lenskundgabe der Stimmberechtigten. 
Die Einheit der Materie wird aber dann verletzt, wenn eine 
gleichzeitige, gekoppelte Abstimmung über eine oder me-
hrere Initiativen mit einem Gegenvorschlag abgehalten wird, 
wobei sich die Vorlagen unabhängig voneinander verwirk-
lichen lassen. Die Koppelung der Vorlagen bedingt, dass 
diese sachlich so zusammenhängen müssen, so dass eine 
getrennte Verwirklichung der Vorlagen unmöglich wäre. Ist 
diese Voraussetzung nicht gegeben, so verletzt die gekop-

                         
11 Siehe Art. 139 Abs. 5 BV. 
12 Vgl. z.B. BGE 113 Ia 46 E. 5a, 53. 104 Ia 240 E. 3b, 245, 101 Ia 492 E. 4a, 495 f., 91 I 

189 E. 2, 195 f.; GRISEL, Initiative 272; es sei denn, der Verfassungs- oder Gesetzgeber ha-
be darauf verzichten wollen; vgl. GRISEL, Démocratie 219. 

13 Siehe Art. 27 Abs. 3 GVG und Art. 139 Abs. 6 BV zum Abstimmungsverfahren. 
14 Vgl. BGE 113 Ia 46 E. 5a, 54, 100 Ia 53 E. 6a, 59; AUBERT I N. *399; WIDMER 111–114; 

WILDHABER, Komm. BV zu Art. 121/122 BV 1874 (Titel vor N. 132). 
15 AUBERT I N. *399. 
16 Vgl. BGE 113 Ia 46 E. 5a, 54, 101 Ia 492 E. 4a, 496, 100 Ia 53 E. 6a, 59; WILDHABER, 

Komm. BV, N. 132 zu Art. 121/122 BV 1874; AUBERT I N. *399; GRISEL, Démocratie 211; 
HEFTI-SPOERRY 9–16. 

17 Im Bund siehe Art. 139 Abs. 6 BV. 
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pelte Abstimmung über eine Initiative und einen Gegen-
vorschlag die Einheit der Materie18. 
Der Gegenvorschlag als solcher hat ebenfalls wie die Volks- 
initiative gleichermassen den Grundsatz der Einheit der Ma-
terie zu beachten, was sich zwangslos aus Art. 194 Abs. 2 
BV ergibt. Würde man bei einer Volksinitiative und einem 
(behördlichen) Gegenvorschlag unterschiedliche Massstäbe 
anlegen19, so müsste dies «zu geradezu stossenden Unge-
rechtigkeiten»20 führen. 

4.  Referendumsbegehren 

In gewisser Weise hat auch das Referendumsbegehren die 
Einheit der Materie zu beachten. Es darf sich nämlich nur 
auf eine einzige referendumsfähige Vorlage beziehen21. Für 
jede referendumsfähige Materie ist ein gesondertes Begehren 
einzureichen. 

 

III. Beurteilungskriterien 

1. Allgemeinen 

Zwischen den zur Abstimmung gelangenden Inhalten, zu 
denen der Stimmbürger in einer Vorlage einheitlich Stellung 
zu nehmen hat, muss ein genügender sachlicher Zusammen-
hang bestehen22. Die Problematik erinnert an die Rechts-
gleichheit, welche Differenzierungen nur auf Grund 
sachlicher Unterschiede zulässt. Wie dieser «sachliche» Zu-
sammenhang hergestellt werden kann, darüber bestehen die 
unterschiedlichsten Auffassungen23. Im Folgenden werden 
verschiedene Autoren kurz vorgestellt. 
Aubert hält die Einheit der Materie dann für verletzt, wenn 
eine Initiative mindestens zwei Punkte enthält, und wenn ein 
                         
18 Vgl. BGE 113 Ia 46 E. 6b, 57 f. 
19 Zu dieser Praxis des Bundesgerichts vgl. N. 2162 sowie 2519–2521. 
20 Vgl. Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 13. April 1995, Abschnitt 2.A.3. am Ende; 

RUDOLF WERTENSCHLAG, Der zulässige Gegenstand des Gegenvorschlags zu einer formu-
lierten Verfassungsinitiative im Bund, ZBl 1992 558–562. 

21 Vgl. Entscheid des Regierungsrates des Kantons Obwalden vom 9. Dezember 1980, 
VVGE OW 1978–1980, Nr. 4, 5 f. 

22 Vgl. N. 2482 f. 
23 Vgl. die Gesamtdarstellung von WILDHABER, Komm. BV, N. 88–112 zu Art. 121/122 BV 

1874 m.w.H. 
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Bürger den ersten Punkt ohne den zweiten und auch den 
zweiten ohne den ersten wollen kann. Dies bedeute, dass 
eine Initiative dann regelwidrig sei, wenn sie zwei Ziele vor-
schlage oder zwei Mittel zur Erreichung eines Zieles, nicht 
aber dann, wenn sie ein Ziel und ein Mittel zu dessen Errei-
chung vorschlage. Denn wer einem Mittel zustimme, stimme 
auch dem Ziel zu24. 
In ähnlicher Weise wie Aubert hat Wolffers den Grundsatz 
zu definieren versucht25. Nach seiner Auffassung besteht in 
jenen Fällen ein «innerer Zusammenhang» zwischen den 
einzelnen «Punkten» eines Volksbegehrens, in denen es nicht 
sinnvoll wäre, die Aufteilung dieser «Punkte» auf mehrere 
Initiativen zu verlangen. Dabei komme es nicht darauf an, ob 
die Initianten ihren Text so ausgestaltet haben, dass er sich 
nicht ohne vorherige Umformung in mehrere, als gesonderte 
Abstimmungsvorlagen geeignete Teile zerlegen lasse. An-
sonsten hätten es die Urheber einer Initiative in der Hand, 
durch deren Formulierung den Grundsatz der Einheit der 
Materie unwirksam zu machen. Vielmehr darf es nach Wolf-
fers nicht sinnwidrig sein, die beiden «Punkte» dem Risiko 
ungleicher Abstimmungsresultate auszusetzen. Im Unter-
schied zu Aubert betrachtet Wolffers aber auch im Falle des 
«konventionellen Zusammenhangs» den Grundsatz gewahrt. 
Häufig seien blosse Konventionen dafür massgeblich, ob 
man irgendeinen Komplex von Gegebenheiten als Einheit 
betrachte. Solche Konventionen könnten es im politischen 
Leben unter Umständen mit sich bringen, dass politische 
Postulate trotz ihrer Zusammengesetztheit aus mehreren 
Elementen unwillkürlich als Einheiten empfunden würden. 
Es würde dann in derartigen Ausgangslagen gegen Treu und 
Glauben verstossen, wenn man den Grundsatz als verletzt 
ansehe26. 
Diese Überlegung spielt in der Politik eine grosse Rolle und 
bestimmt die Gestaltung der Vorlagen stark. Dabei handelt es 
sich mehr als nur um einen kurzzeitig konstruierten poli-
tischen Zusammenhang der einzelnen Materien. Der konven-
tionelle Zusammenhang belässt vielmehr Materien, die von 
allen Beteiligten von Anfang an als Einheit behandelt wur-
den, weiterhin zusammen, selbst wenn ein strikter und zwin-
gender Zusammenhang nicht gegeben ist. Auf diese Weise 
                         
24 Vgl. AUBERT I N. 392. 
25 ARTHUR WOLFFERS, Die Einheit der Materie, ZBl 1974 457–468. 
26 Vgl. WOLFFERS (Anm. 25) 459, 465 f. 
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bestimmt ein Aspekt von Fairness die politische Auseinand-
ersetzung. Dies ist gerade das Ziel der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit. Aus der Einheit der Materie sollten keine 
übertriebenen Anforderungen gestellt werden, denn damit 
könnte sich deren eigentlicher Zweck, die Schaffung von 
Fairness in der politischen Auseinandersetzung, in das Ge-
genteil umkehren. 
Paul Richli möchte die Einheit der Materie in drei Schritten 
beurteilt haben27. «Zunächst ist [...] zu erkunden, ob eine 
Volksinitiative eindeutig mit einer früheren Initiative ver-
gleichbar sei, die unter Aspekten der Einheit der Materie 
nicht kontrovers war. Ist dies der Fall, kann die Prüfung 
prinzipiell beendet werden, es sei denn, es zeigten sich bei 
politisch relevanten Gruppierungen neue Sensibilitäten. 
Zweitens: Ist die Initiative mit keiner früheren vergleichbar, 
die zu Diskussionen Anlass gab, so ist nach Wahrnehmungen 
relevanter politischer Gruppierungen Ausschau zu halten, 
welche gegen die Bejahung der Einheit stehen. Gegebenen-
falls ist diesen Wahrnehmungen Rechnung zu tragen und die 
Einheit der Materie zu verneinen, sofern das Initiativrecht 
dadurch nicht in unhaltbarer Weise eingeschränkt wird. Drit-
tens: Ist die Initiative mit einer früheren Initiative ver-
gleichbar, bei der die Einheit der Materie verneint wurde, so 
ist prinzipiell gleich zu entscheiden, es sei denn, die frühere 
Sensibilität habe sich verflüchtigt.» 
Dieses Prüfprogramm spricht in seiner Vieldeutigkeit für die 
Komplexität der Problematik. Der unbestimmte Rechtsbe-
griff des «sachlichen Zusammenhangs» wird durch neue un-
bestimmte Begriffe, wie «neue Sensibilitäten», «Sensibilität 
habe sich verflüchtigt» oder «unhaltbarer Weise» ersetzt und 
erfährt damit noch mehr Unbestimmtheit. Es ist nicht 
möglich, normativ die Einheit der Materie zu erfassen. Aus 
dieser Aporie gibt es nur einen Ausweg: Das ist die frühere 
Praxis der Bundesversammlung, welche diese Anforderung 
ausserordentlich large gehandhabt hat und damit bisher – bis 
auf die Halbierungsinitiative – keinen Missbrauch mit dem 
Erfordernis der Einheit der Materie getrieben hat. Damit 
wird das Erfordernis auch leichter handhabbar und verliert 
an Komplexität. 
Will die Bundesversammlung die Praxis verschärfen, bleibt 
als einziges die Möglichkeit der Gruppenbildung zur 

                         
27 Vgl. RICHLI 280 f. 
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möglichst gleichmässigen Ausbildung der Praxis, wie das 
das Bundesgericht regelmässig den Rechtsanwendern abver-
langt28. Luzius Wildhaber29 hatte diese Gruppenbildung wie 
folgt vorgenommen: 
Beschränkung auf ein einziges Thema; 

– Beschränkung auf einen Zweck, verbunden mit der hiefür 
vorgeschlagenen Finanzierung; 

– Verknüpfung eines Themas mit einer 
Übergangsbestimmung; 

– Verknüpfung eines generell-abstrakten Themas mit einer 
Verbotsnorm für eine konkrete öffentliche oder private 
Grossanlage; 

– Verbindung eines Zieles mit den sachlich dazugehörigen 
Mitteln oder mit den sich daraus ergebenden 
Konkretisierungen; 

– Verknüpfung mehrerer Elemente, die teleologisch, 
historisch oder pragmatisch noch einer einheitlichen 
Thematik zugerechnet werden können. 

Diese Gruppenbildung ist u.E. der einzige Weg, um den 
sachlichen Zusammenhang möglichst nachvollziehbar und 
handhabbar zu machen. Eine höhere Form von Normativität 
ist kaum denkbar. 

2. Beurteilungskriterien und zuständige Instanz 

Im Bund obliegt der Entscheid, ob eine Initiative mangels 
Einheitlichkeit nichtig erklärt wird, gemäss Art. 139 Abs. 3 
BV der Bundesversammlung30. Der Bundesrat hat der Bun-
desversammlung eine Botschaft und einen entsprechenden 
Antrag zu unterbreiten31. Die Praxis der Bundesver-
sammlung zur Einheit der Materie war bis vor kurzem ausse-
rordentlich large. Erst mit der Ungültigerklärung der Armee-
Halbierungsinitiative erfuhr diese Praxis einen Einbruch. Die 
bisherige, ältere Praxis steht in einem gewissen Gegensatz 
zur strengeren Rechtsprechung des Bundesgerichts, welches 
                         
28 BGE 125 II 152 E. 4c/aa, 162. 
29 WILDHABER, Komm. BV, N. 104–112 zu Art. 121/122 BV 1874. 
30 Siehe auch Art. 27 Abs. 1 GVG. 
31 Siehe Art. 23 GVG. 
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nach Art. 85 Bst. a OG letztinstanzlich Stimmrechtsbesch-
werden gegen kantonale Abstimmungen beurteilt32. 
Die Anforderungen der Einheit der Materie sollten sich nach 
einheitlichen, normativen Beurteilungskriterien bestim-
men33. Aus diesem Grunde wäre es wünschbar, wenn im 
Bund die Bundesversammlung ihre Zuständigkeit zur Beur-
teilung der Gültigkeit von Volksinitiativen auf das Bundes-
gericht übertragen würde34. Denn das Selbstverständnis der 
zuständigen Instanz leitet deren Rechtsprechung. Das der 
Verfahrensfairness verpflichtete Bundesgericht würde hier 
die inkonsequente Praxis der Bundesversammlung zur 
Gültigkeit von Initiativen kaum fortführen oder aber eine 
Praxisänderung vorher ankündigen. Ausserdem weist die 
Justizreform vom 12. März 2000 in Art. 189 Abs. 1 Bst. f 
BV Streitsachen betreffend eidgenössische und kantonale 
Bestimmungen über die politischen Rechte dem Bundes-
gericht zu. Der Bundesgesetzgeber ist hier von Verfas-
sungswegen gehalten, die an sich mögliche Ausnahmek-
lausel des Art. 189 Abs. 4 Satz 1 nicht zu gebrauchen und im 
Sinne von Satz 2 eine Gegenausnahme vorzusehen. 

3. Bundesebene 

                         
32 Vgl. N. 2510–2525. 
33 So auch RICHLI 270 f. 
34 Regelmässig sind in den Kantonen dafür Regierungsrat und Grosser Rat eingesetzt. In 

mehreren Kantonen sind Gerichte als kantonale Verfassungsgerichte über bestimmte Fra-
gen der Wahl- und Abstimmungsfreiheit eingesetzt: Im Kanton Basel-Stadt prüft das Ap-
pellationsgericht als Verfassungsgericht die Zulässigkeit von Volksinitiativen; siehe § 49 
Abs. 1 Bst. a KV BS und dazu den Entscheid des Verfassungsgerichtes von Basel-Stadt 
vom 14. Mai 1993, BJM 1994 107–112; vgl. ferner GERHARD SCHMID, Parlament, Regie-
rung, Gerichte, in Eichenberger/Jenny/Rhinow/Ruch/Schmid (Hrsg.), Handbuch 277. 

 Im Kanton Basel-Landschaft ist das Verwaltungsgericht als Verfassungsgericht tätig; siehe 
§ 86 KV BL und zur Praxis etwa BJM 1988, 69–78, BJM 1990, 50–56, und ferner basel-
landschaftliche Verwaltungsgerichtsentscheide seit 1987. 

 Im Kanton Nidwalden besteht eine weit umschriebene Verfassungsgerichtsbarkeit durch 
das Obergericht. Dieses prüft namentlich Streitigkeiten über die Ausübung der politischen 
Rechte, die Gültigkeit von Wahlen und Abstimmungen, Streitigkeiten über die Rechtmäs-
sigkeit von Gesetzen und Verordnungen, Kompetenzkonflikte, wenn das Verfassungsge-
richt nicht Partei ist (ansonsten ist der Landrat zuständig, Art. 61 Ziff. 12 KV NW); siehe 
Art. 69 KV NW. 

 Im Kanton Jura besteht eine Verfassungsgerichtsbarkeit, die durch das Tribunal Cantonal 
ausgeübt wird; siehe Art. 103 Abs. 1 Bst. a und 104 KV JU; vgl. dazu z.B. den Entscheid 
des Tribunal Cantonal vom 4. November 1991, RJJ 1992, 106–113; KONRAD BAUMANN , 
Quelques exemples de mise en oeuvre de la constitution jurassienne, ZSR 1989 I 465–496 
(486–496). 
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Bei der Überprüfung der Vereinbarkeit einer Volksinitiative 
auf Partialrevision der Bundesverfassung mit der Einheit der 
Materie verwendet der Bundesrat zu deren Umschreibung 
unterschiedliche Formulierungen: 

– sachlich abgegrenzter Aufgabenbereich35; 
– die Forderungen des Initiativbegehrens hängen sachlich 

zusammen und erscheinen in sich kohärent36; 
– der Lohnausgleich ist conditio sine qua non einer Kürzung 

der Arbeitszeit37; 
– die Voraussetzung des sachlichen Zusammenhangs 

zwischen den einzelnen Teilen ist somit erfüllt38; 
– der zweite Teil der Initiative bildet eine logische 

Folgerung des ersten39; 
– zwischen den Forderungen bestehe kein «logischer 

Zusammenhang»40. 

Wenn es um die konkrete Beurteilung der Frage geht, ob der 
Zusammenhang zwischen einzelnen Teilen einer Initiative 
dem Grundsatz der Einheit der Materie genügt, fällt auf, dass 
der Bundesrat zunächst die Inhalte der einzelnen Teile der 
Initiativen untersucht. Zwischen diesen einzelnen Teilen 
schafft er den sachlichen Zusammenhang mit Formulierun-
gen wie «logische Folge» und «conditio sine qua non». Di-
ese machen die Argumentation zwar in gewisser Weise op-
erabel; gleichwohl steht für die Beurteilung der Einheit der 

                         
35 BBl 1988 I 633 f. (zur Kleinbauern-Initiative, die auf eine bestimmte Ausgestaltung der 

Landwirtschaftspolitik abzielt). 
36 BBl 1988 II 970 f. (zur Volksinitiative «für eine Schweiz ohne Armee und eine umfassende 

Friedenspolitik»). 
37 BBl 1987 II 1021 f. (zur Volksinitiative zur «Herabsetzung der Arbeitszeit»). 
38 BBl 1987 II 1067 f. (zur Volksinitiative «zur Rettung unserer Gewässer» und zur Revision 

des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer, wobei lediglich die Inhalte der einzel-
nen Absätze des verlangten Verfassungsartikels wiedergegeben werden). 

39 BBl 1989 II 6 f. (zur Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau [Moratorium]» und 
«für den Ausstieg aus der Atomenergie». Die Forderung nach Massnahmen, die gleichzei-
tig eine ausreichende Elektrizitätsversorgung und den Ausstieg aus der Kernenergie zum 
Ziel haben, lässt sich daher sachlich begründen. Zwar wären im Prinzip separate Antwor-
ten möglich, aber auch die Zusammenlegung der beiden Teile ermöglicht dem Stimmbür-
ger einen Entscheid.) 

40 Botschaft über die Volksinitiative «Für weniger Militärausgaben und mehr Friedenspoli-
tik» vom 22. Juni 1994, BBl 1994 III 1201 ff. (1209). 
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Materie kein durchdachtes Konzept zur Verfügung41. Der 
genügende sachliche Zusammenhang war bislang – von ganz 
krassen Fällen abgesehen – stets vermutet worden. 
Bisher hat die Bundesversammlung lediglich zwei Initiativen 
wegen Missachtung der Einheit der Materie für ungültig erk-
lärt und eine Initiative aufgeteilt42: 

1.  Die von der Partei der Arbeit lancierte Volksinitiative 
«gegen Teuerung und Inflation»43 beauftragte den Bund, eine 
Entwicklung der Volkswirtschaft zu sichern, die den «gesell-
schaftlichen Notwendigkeiten und den Erfordernissen des 
Umweltschutzes» entspricht, beziehungsweise «Krisener-
scheinungen jeder Art» vorzubeugen. Insbesondere hatte der 
Bund danach die Sicherheit des Arbeitsplatzes, das Recht auf 
Wohnung sowie den Schutz gewisser Berufs- und Wirt-
schaftszweige (Landwirtschaft, Handwerk und Kleinhandel) 
zu garantieren. Diese Ziele sollten durch einschneidende 
Massnahmen, wie direkte Kontrolle der Arbeits- und Kapi-
taleinkommen, ebenso durch Massnahmen in den Bereichen 
der Aussenwirtschaft, des wirtschaftlichen Wettbewerbes 
und des Steuerwesens erreicht werden. 
Der Bundesrat hatte zur Einheit der Materie ausgeführt44: 
«Das Prinzip der Einheit der Materie will also verhindern, 
dass die Stimmberechtigten sich gezwungen fühlen, über 
eine eingereichte Volksinitiative mit mehreren, innerlich 
nicht zusammenhängenden Forderungen, über die sie unter-
schiedlich entscheiden möchten, einheitlich beschliessen zu 
müssen; es bewahrt sie vor einer Zwangslage.» Die Initiative 
dürfe nur die Verwirklichung eines einzigen verfassungspoli-
tischen Postulates zum Ziele haben. 
Der Begriff des «inneren Zusammenhanges» lässt einen wei-
ten Ermessensspielraum offen. Der Bundesrat nimmt unter 
anderem auch Bezug auf seine bisherigen Formulierungen45, 
                         
41 Das Prüfprogramm von RICHLI 280 f. will im Wesentlichen die Präzedenzfälle heranziehen 

und somit eine Entscheidung ermöglichen, ausser die «frühere Sensibilität habe sich ver-
flüchtigt» (281); damit widerspricht RICHLI  sich selbst, indem er die Forderung normativer 
Kriterien wegschiebt. 

42 WILDHABER, Gültigkeit 293, zählt auch noch die Chevalier-Initiative von 1955 dazu; diese 
wurde aber wegen Undurchführbarkeit für ungültig erklärt. 

43 Botschaft des Bundesrates über die Volksinitiative «gegen Teuerung und Inflation» vom 
20. April 1977, BBl 1977 II 501 ff. 

44 BBl 1977 II 506. 
45 So ausdrücklich auf den «Rheinaubericht» (Bericht des Bundesrates vom 4. Mai 1954 an 

die Bundesversammlung über das Volksbegehren zum Schutze der Stromlandschaft Rhein-
fall – Rheinau, BBl 1954 I 735) und auf den Bericht zur «Chevalier-Initiative» (Bericht 
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in denen er festgehalten hat, dass die sachlich nicht gerecht-
fertigte Koppelung verschiedener Materien unzulässig sei. 
Die Praxis der Bundesversammlung sei jedoch weitherzig 
und müsse im Lichte des Grundsatzes «im Zweifel zugun-
sten der Volksrechte» betrachtet werden. Daraus sei al-
lerdings nicht der Schluss zu ziehen, die Forderung nach der 
Einheitlichkeit der Materie sei aus dem Blickwinkel der Ini-
tianten zu würdigen. Entscheidend sei vielmehr die 
Beurteilung unter dem Gesichtspunkt der politischen Willen-
sentscheidung des Stimmbürgers. Die Grenze der An-
wendung des Grundsatzes «in dubio pro populo» liege dort, 
wo mangels des inneren sachlich gerechtfertigten Zusam-
menhangs die Verletzung des Gebots der Einheit der Materie 
unzweifelhaft sei. 
Der Bundesrat teilte die Volksinitiative in einen Ziel- und in 
einen Massnahmenteil auf. Den Ausschlag für die Vernein-
ung der Einheit der Materie gab die Tatsache, dass ver-
schiedene soziale Grundrechte (Garantie der Sicherheit des 
Arbeitsplatzes, des Rechts auf Wohnung, allgemeine und 
umfassende soziale Sicherheit), bei denen schon fraglich 
war, ob es von der Sache her gerechtfertigt wäre, sie zu einer 
Initiative zu vereinigen, mit einer ausserordentlich umfas-
senden konjunkturpolitischen Kompetenz des Bundes ver-
bunden wurden. Ebenso verneinte der Bundesrat einen in-
neren Zusammenhang zwischen den Zielen und den Mass-
nahmen. Das Parlament ist seinem Antrag auf Ungültigerk-
lärung der Initiative gefolgt46. 

2.  Die Halbierungsinitiative verband ein Sachanliegen mit 
der Finanzpolitik. Sie verlangte die Reduktion der Ausgaben 
für die Landesverteidigung. Das eingesparte Geld sollte in 
drei andern Bereichen, nämlich der internationalen Frie-
denspolitik, der Finanzierung der staatlichen Sozialversi-
cherung sowie der Umstrukturierung der Rüstungsbetriebe 
Verwendung finden47. In Frage stand namentlich der Zusam-
menhang zwischen der Kürzung der Militärausgaben und 
den zusätzlichen Ausgaben für die soziale Sicherheit im In-

                                                           
des Bundesrates vom 8. August 1955 an die Bundesversammlung über das Volksbegehren 
über eine vorübergehende Herabsetzung der Militärausgaben, BBl 1955 II 328 ff.). 

46 Vgl. Amtl.Bull. StR 1977 720 ff., 762; Amtl.Bull. NR 1977 1221 ff., 1727. 
47 Vgl. Botschaft über die Volksinitiative «Für weniger Militärausgaben und mehr Friedens-

politik» vom 22. Juni 1994, BBl 1994 III 1201 ff. (1203). 
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land. Der Bundesrat befand zwar in seiner Botschaft48, dass 
zwischen diesen Punkten «kein logischer Zusammenhang»49 
bestehe. Denn der finanzielle Zusammenhang und ein sehr 
weitgefasster Begriff der «Sicherheitspolitik», der auch die 
soziale Sicherheit umfasse, können diesen Zusammenhang 
strenggenommen nicht herstellen. «Immerhin kann aber ein 
solcher Zusammenhang wenigstens betreffend das Neben-
thema (zusätzliche Friedenspolitik) postuliert werden, da bei 
weiter Auslegung des Begriffs Friedenspolitik auch die 
Förderung der sozialen Sicherheit im Inland einbezogen 
werden könnte. In Weiterführung der bisherigen grosszügi-
gen Praxis von Bundesrat und Bundesversammlung und 
nach dem Grundsatz ‹Im Zweifel zu Gunsten der 
Volksrechte› könne deshalb auch bei der Initiative ‹Für we-
niger Militärausgaben und mehr Friedenspolitik› die Einheit 
der Materie [...] bejaht werden»50. Die Bundesversammlung 
ist diesem Antrag nicht gefolgt51 und hat die Initiative wegen 
Verletzung der Einheit der Materie für ungültig erklärt. Da-
mit ist ohne vorherige Ankündigung die bisher large Praxis, 
welche Behördenvorlagen und Volksinitiativen gleichermas-
sen grosszügig beurteilte52, verschärft worden53. Sollte dies 
mehr als nur einer politischen Laune entsprungen sein, so 
müsste sich die neue Praxis zur Einheit der Materie auch auf 
die Behördenvorlagen erstrecken; zahlreiche Abstimmungen 
der Vergangenheit wären demnach nicht mehr zulässig54. In 
diesem Sinne hatte noch der Spielbankenartikel in der Volk-
sabstimmung vom 7. März 199355 aus politischen Gründen 
die Erhebung einer Abgabe und zugleich deren Verwendung 
zur Finanzierung der AHV vorgeschrieben56. 
                         
48 Vgl. Botschaft über die Volksinitiative «Für weniger Militärausgaben und mehr Friedens-

politik» vom 22. Juni 1994, BBl 1994 III 1201 ff. (1204 ff). 
49 Vgl. S. 1209. 
50 Botschaft des Bundesrates, BBl 1994 III 1211. 
51 Vgl. Amtl.Bull. NR 1995 1396 ff.; Amtl.Bull. StR 1995 369 ff. 
52 Vgl. die Nachweise bei ODERMATT 710–715. 
53 Vgl. Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 13. April 1995, Abschnitt 2.B.4. 
54 Vgl. Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 13. April 1995, Abschnitt 2.B.2. Mit 

zahlreichen Beispielen; vgl. ODERMATT 722–724. 
55 Vgl. Art. 106 Abs. 3 BV, wonach eine Spielbankabgabe zur Deckung des Bundesbeitrages 

an die AHV verwendet wird. 
56 RICHLI  279 Anm. 66, der die Halbierungsinitiative als mit der Einheit der Materie nicht 

vereinbar angesehen hatte (vgl. 267), sieht den Spielbankenartikel als damit vereinbar an, 
weil eine historisch ausgewiesene Verknüpfung mit der Sozialpolitik bestehe, die sich im 
Bundesgesetz über Lotterien und die gewerbsmässigen Wetten finde, SR 935.51. RICHLI  
hielt die Halbierungsinitiative als mit der Einheit der Materie wohl deshalb unvereinbar, 
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Die Bundesversammlung dürfte an dieser Praxis- verschär-
fung wohl nicht festhalten. So hat sie die Volksinitiative für 
eine Abschaffung der direkten Bundessteuer für gültig erk-
lärt, obwohl diese vorsieht, die mit der Abschaffung der di-
rekten Bundessteuer erwachsenen Ertragsausfälle würden 
«soweit notwendig durch eine in der Verfassung nach oben 
begrenzte allgemeine Verbrauchssteuer ausgeglichen»57. 
«Diese finanzielle Umlagerung verknüpft in radikalster 
Weise zwei Arten von Einnahmen, die unter steuersystema-
tischen (und steuerpolitischen!) Aspekten etwa im selben 
Verhältnis zueinander stehen wie Ausgaben für Militär, 
Friedenspolitik und Sozialpolitik»58. Das Vorgehen der 
Bundesversammlung war im Fall der «Halbierungsinitia-
tive» mit der bisher geübten und wohl auch der künftigen 
Praxis inkonsistent. Luzius Wildhaber hielt dafür, dass die 
Halbierungsinitiative auf Grund der bisherigen Praxis eher 
zur Abstimmung hätte zugelassen werden sollen59. Der an-
derslautende Ungültigkeitsentscheid der Bundesver-
sammlung sei indes nicht willkürlich oder rechtswidrig 
gewesen, es handle sich vielmehr um eine denkbare und 
zulässige Fortbildung des Verfassungs- und Gesetzesrechts 
zur Einheit der Materie. Diese Hoffnung wird sich kaum er-
füllen, denn es ist wegen des politischen Charakters der Hal-
bierungsinitiative nicht anzunehmen, dass die Bundesver-
sammlung ihre neue Praxis fortführt und sogar auf ihre ei-
genen Vorlagen anwendet. Insofern bleibt der Entscheid 
problematisch. 

3.  Im Jahr 1920 wurde bei der sog. «Ausländerinitiative»60 
die Einheit der Materie verneint. Die Bundesversammlung 
hat das Volksbegehren aber nicht ungültig erklärt, sondern 
die verschiedenen Anliegen der Initianten wurden separat 
zur Abstimmung vorgelegt. 

 

 

                                                           
weil sie eine sinnvolle Gestaltung der Verfassunggebung und der Gesetzgebung verunmög-
lichte (vgl. 277 f.). 

57 Vgl. BBl 1995 I 428 ff. 
58 ODERMATT 715; Amtl.Bull. StR 1996 109 ff., 588; Amtl.Bull. NR 1996 1106, 1130, 1278. 
59 Vgl. WILDHABER, Gültigkeit 295. 
60 Vgl. BBl 1920 IV 138. 
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4. Kantonale Ebene 

a) Differenzierungen der bundesgerichtlichen Praxis 

Der Grundsatz der Einheit der Materie gilt zwar für alle Vor- 
lagen, die der Volksabstimmung unterstehen. Das Bundes-
gericht stellt indessen je nach Vorlage unterschiedlich 
strenge Anforderungen. An Gesetzesvorlagen werden tiefere 
Anforderungen gestellt als an Partialrevisionen der Verfas-
sungen. Initiativen werden strenger beurteilt als behördliche 
Vorlagen, und die formulierten Initiativen werden strenger 
beurteilt als allgemeine Anregungen61. 

b) Gesetzesvorlagen 

Entsprechend der Formulierung des Bundesgerichts besteht 
die weiteste Gestaltungsfreiheit im Bereich der Gesetzesvor-
lage. «Dabei ist der Grundsatz gewahrt, sofern mit dem frag-
lichen Gesetz eine bestimmte Materie geregelt werden soll 
und die einzelnen, zu diesem Zweck aufgestellten Vor-
schriften zueinander in einer sachlichen Beziehung stehen. 
Der Stimmbürger hat mithin keinen verfassungsmässigen 
Anspruch darauf, dass ihm einzelne, allenfalls besonders 
wichtige Vorschriften eines Gesetzes, das eine bestimmte 
Materie regelt, gesondert zur Abstimmung vorgelegt werden. 
Er muss sich vielmehr auch dann für die Gutheissung oder 
Ablehnung der ganzen Gesetzesvorlage entscheiden, wenn 
er mit einzelnen Vorschriften nicht einverstanden ist»62. 
Das Bundesgericht hat sich in vielen Fällen mit der Trag-
weite der Einheit der Materie bei Gesetzesvorlagen befasst. 
Im Folgenden werden drei charakteristische Beispiele 
herausgegriffen: 

1.  Bei einer Gesetzesvorlage im Kanton Zürich genügte als 
einheitliches Anliegen einer Gesetzesvorlage das ge-
meinsame Ziel einer besseren innerkantonalen Finanzord-
nung und die neue Verteilung der finanziellen Lasten 
zwischen Kanton und Gemeinden. Hier schaffte der «fi-

                         
61 Vgl. die Übersicht in BGE 113 Ia 46 E. 4a, 52 f. 
62 BGE 111 Ia 196 E. 2b, 198 m.w.H.; ähnlich 113 Ia 46 E. 4a, 53. 
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nanzpolitische Sachzusammenhang»63 die Verbindung 
zwischen den verschiedenen Teilen der Vorlage, die an sich 
nicht zwingend zusammengehörten. 

2.  Eine Gesetzesvorlage über die Organisation der Regie-
rungs- und Verwaltungstätigkeit umfasste auch die Delega-
tion von Rechtssetzungsbefugnissen an den Regierungsrat. 
Dieser wurde befugt, andere Gesetze und Dekrete in Bezug 
auf Organisations- und Zuständigkeitsvorschriften im Rah-
men des neuen Gesetzes anzupassen. Das Bundesgericht 
hielt die Einheit der Materie zu Recht nicht als verletzt, denn 
es könne nicht darauf ankommen, «ob jene Gesetze an sich 
verschiedene Materien regeln»64. Selbstverständlich ändert 
fast jedes Gesetz in seinen Schlussbestimmungen noch wei-
tere andere Gesetze, die in einem gewissen Zusammenhang 
mit dem Gesetz stehen65. 

3.  Auch ein Gegenvorschlag zu einer Gesetzesinitiative 
muss für sich allein betrachtet den Grundsatz der Einheit der 
Materie einhalten. Ein Gegenvorschlag, der die umgrenzte 
Materie des kantonalen Steuerrechts neu ordnet, hält sich an 
die Einheit der Materie, wenn die zu diesem Zweck auf-
gestellten Bestimmungen zueinander in einer sachlichen Be-
ziehung stehen66. Wenn schon der Erlass eines neuen kan-
tonalen Steuergesetzes für sich allein betrachtet mit dem 
Grundsatz der Einheit der Materie zu vereinbaren ist, so 
muss auch eine blosse Teilrevision unbedenklich sein. 
Der Grundsatz der Einheit der Materie gilt bei gesamthaften 
Gesetzesvorlagen (Totalrevisionen oder neuen Gesetzen) nur 
noch abgeschwächt. Im Extremfall handelt es sich bei einer 
derartigen Vorlage um eine Kodifikation, die wie das Zivil-
gesetzbuch, zahlreiche Gebiete miteinschliesst. Das Zivilge-
setzbuch ist als bundesgesetzliche Kodifikation auf Dauer 
angelegt, sodass die Abstimmung über derartige Erlasse nur 
äusserst selten vorkommt. Das kantonale Recht ergeht nicht 
als Kodifikation, sondern vielmehr in Form von Gesetzen, 
                         
63 BGE 111 Ia 196 E. 3a, 199. 
64 BGE 112 Ia 136 E. 3g, 141 f. 
65 Beispiel: Das in der Volksabstimmung vom 4. Dezember 1994 angenommene BG vom 18. 

März 1994 über die Krankenversicherung (AS 1995 1328) änderte in seinem Anhang fünf 
andere, noch in Kraft stehende Bundesgesetze. Oder die Änderung vom 4. Oktober 1991 
des BG über die Organisation der Bundesrechtspflege (AS 1992 288) änderte im Anhang 
geradezu querschnittartig 68 andere Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse. 

66 BGE 113 Ia 46 E. 4b, 53. 
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welche einzelne Sachbereiche regeln. Gleichwohl kann in 
einem Gesetz eine Vielzahl von unterschiedlichen und an 
sich abtrennbaren Fragen zusammengefasst werden. Insofern 
gilt auch bei kantonalen Gesetzesvorlagen der Grundsatz der 
Einheit der Materie nur eingeschränkt. 

c) Verfassungsvorlagen 

Bei der Totalrevision einer Verfassung gelangen eindeutig 
mehr noch als bei einer gesamthaften Gesetzesvorlage zahl-
reiche, unterschiedliche Materien gleichzeitig zur Abstim-
mung. Der Grundsatz wird so stark relativiert, dass man da-
von ausgehen muss, dass er in diesem Bereich nicht gilt. 
Bei Partialrevisionen gilt der Grundsatz der Einheit der Ma-  
terie vollumfänglich67. Das Bundesgericht verfolgt hier eine 
relativ strenge Praxis, insbesondere, wenn es sich um eine 
Volksinitiative handelt68. In einem Entscheid, der eine Teil-
revision der Berner Kantonsverfassung unter dem Titel «Ver-
fassung des Kantons Bern in seinen neuen Grenzen» betraf, 
schützte das Bundesgericht die Auffassung des kantonalen 
Parlaments, wonach nur jene Normen der Verfassung 
geändert wurden, die direkt die neue Situation, nämlich die 
Abspaltung des Gebietes des Nordjuras, betrafen. Auch 
wenn die Partialrevision drei Normenkomplexe betraf (Re-
organisation des Kantons in seinen neuen Grenzen, neue ver-
fassungsmässige Garantien zugunsten des bernischen Südju-
ras und des Laufentals, Umschreibung der Kompetenzen be-
treffend die verschiedenen im Zusammenhang mit der Tren-
nung stehenden Massnahmen), bestand ein weitgehender 
innerer Zusammenhang zwischen ihnen. Sie verfolgten alle 
dasselbe Ziel, nämlich die Anpassung der Kantonsverfas-
sung an die mit der Loslösung des Nordjuras entstandene 
neue Situation69. 

d) Volksinitiativen und Behördenvorlagen 

In konstanter Praxis hält das Bundesgericht fest, dass bei 
Volksinitiativen an den Grundsatz der Einheit der Materie 
strengere Anforderungen zu stellen seien als bei be-
hördlichen Vorlagen. Begründet wird diese Auffassung 
                         
67 WILDHABER, Komm. BV, N. 14 zu Art. 121/122 BV 1874; WIDMER 104–106. 
68 Vgl. BGE 123 I 63 E. 4b, 71 f., und zu den Volksinitiativen N. 2485. 
69 BGE 104 Ia 215 E. 2c, 224 f. 
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damit, dass es bei Volksinitiativen neben der Gewährleistung 
des politischen Stimmrechts «zusätzlich darum geht, die 
missbräuchliche Ausübung des Initiativrechts zu verhindern, 
da die Vereinigung mehrerer Postulate die Unterschriften-
sammlung übermässig erleichtert»70. 
Die Durchsetzung der Einheit der Materie beruht auf der 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit. Aus diesem Grunde wäre 
eine gleichmässige Strenge bei der Überprüfung der Wahl- 
und Abstimmungsfreiheit angezeigt. Es darf keine Rolle 
spielen, wer eine Vorlage ausgearbeitet hat. Das Bundes-
gericht gewichtet hier freilich einen andern Aspekt, nämlich 
die mögliche Umgehung des Stimm- und Wahlrechts durch 
die Initianten, die aus Gründen der erleichterten Unter-
schriftensammlung mehrere Materien in eine einzige Vorlage 
einbauen. Angesichts der verhältnismässig niedrigen Unter-
schriftenzahlen ist diese Vermutung zu Lasten der Initianten 
fragwürdig. Das hat auch der politische Prozess nach der 
Ungültigerklärung der Armee-Halbierungsinitiative gezeigt. 
Die Initianten haben erneut die nötigen Unterschriften für 
eine Halbierungsinitiative ohne den ungültig erklärten Teil 
eingereicht71. Die Vermutung ist zudem unbegründet. Bein-
haltet eine einzige Vorlage mehrere voneinander unab-
hängige Elemente, so darf nicht angenommen werden, dass 
ein Stimmberechtigter, der ein Element befürwortet, die an-
dern aber ablehnt, der Initiative eher zustimmt. Er könnte 
ebensogut die Initiative ablehnen, weil er sich in einem Di-
lemma befindet72. Die Unterschriftensammlung dürfte da-
durch sogar erschwert sein. Insgesamt könnte sich eine Ver-
letzung der Einheit der Initiative in der Volksabstimmung 
sogar eher zu Lasten der Initiative auswirken, weil sich nur 
wenige Stimmberechtigte finden, die genau dieser Kombina-
tion unabhängiger Elemente zustimmen73. Bei behördlichen 
Vorlagen bestünde eine ähnliche Gefahr. Auch hier könnte 
das Parlament mehrere Materien (z.B. Kredite für Schul-
haus- und Spitalbauten) aus abstimmungspolitischen 
Gründen in einem einzigen Abstimmungspaket vereinen74. 
Gerade wegen der Wahl- und Abstimmungsfreiheit müsste 
                         
70 BGE 111 Ia 196 E. 2b, 198 m.w.H., 113 Ia 46 E. 4a, 52 f. m.w.H., 123 I 63 E. 4b, 72; Bger. 

vom 18. August 1994, ZBl 1995 470–474 (471). 
71 Vgl. BBl 1997 III 1002 (Zustandekommen) und BBl 1999 3285 ff. (Botschaft). 
72 Vgl. Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 13. April 1995, Abschnitt 2.A.3. 
73 So auch TSCHANNEN, Stimmrecht 78. 
74 Vgl. BGE 90 I 69 E. 2, 72–75; vgl. auch 99 Ia 177 E. 3c, 184, 105 Ia 80 E. 7c, 89. 
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die Einheit der Materie gleichmässig durchgesetzt werden75, 
zumal die Bundesverfassung diese Anforderung sowohl für 
Volksinitiativen als auch für Behördenvorlagen (Art. 194 
Abs. 1 und 2 BV) aufstellt. 
Das Bundesgericht hat ferner eine Synthesentheorie formu-  
liert. Vorlagen, die von Behörden ausgehen, hätten bereits 
einen politischen Prozess durchlaufen und dadurch eher eine 
gewisse Formung im Sinn einer Synthese erfahren, 
währenddem Volksinitiativen eher Thesencharakter hätten76. 
Die «Synthesentheorie» zu Gunsten der Behördenvorlagen 
leuchtet wenig ein. Das Stimmvolk und das Parlament be-
sitzen verfassungsrechtlich ein unterschiedliches, aber im 
Stellenwert völlig gleichwertiges Initiativrecht zur Verfas-
sungs- und Gesetzgebung. Die vom Volk angenommenen 
Initiativen- und Behördenvorlagen sind rechtlich gesehen 
gleichrangig. Das Bundesgericht schreibt nun den Volksini-
tiativen eher einen «Thesencharakter» zu, der eine differen-
zierende Behandlung erlaube. Das trifft vielleicht in 
Einzelfällen zu, wenn ein Initiativkomitee nicht breit ab-
gestützt ist. Umgekehrt kann ein Parlament je nach 
Mehrheitsverhältnissen auch einseitige Behördenvorlagen 
beschliessen, die dann auch nur «Thesencharakter» haben. 
Die uniforme Benachteiligung der Volksinitiativen mittels 
des Thesenarguments entbehrt einer Begründung. Eine zu 
beurteilende Volksinitiative kann auch nicht je nach ihrem 
Synthesen- oder Thesencharakter differenziert behandelt 
werden, weil sich dann das Bundesgericht über den politisch 
(mehr oder weniger ausgewogenen) Charakter der Initiative 
äussern müsste. Schon daran zeigt sich, dass das Bundes-
gericht gut daran tun würde, diese Benachteiligung aufzuge-
ben. 

e) Ausgearbeiteter Entwurf und allgemeine Anregung 

Nach ständiger Rechtsprechung werden formulierte Initia-
tiven strenger beurteilt als allgemeine Anregungen, welche 
das Parlament beauftragen, eine konkrete Vorlage auszuar-
beiten77. Das Parlament als zuständige Behörde hat kanton-

                         
75 Vgl. die überzeugenden Darlegungen im Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 

13. April 1995, Abschnitt 2.A. 
76 Vgl. Bger. vom 18. August 1994, ZBl 1995 470–474 (471). 
77 Vgl. BGE 123 I 63 E. 4b, 72, 113 Ia 46 E. 4a, 53, 111 Ia 292 E. 2, 295, 105 Ia 362 E. 

4,366, 96 I 636 E. 7, 653. 
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ale Volksinitiativen wenn immer möglich mittels verfas-
sungs- und bundesrechtskonformer Auslegung vor der 
Ungültigkeit zu bewahren. Dabei ist der Spielraum für eine 
derartige Auslegung grösser, «wenn nicht eine formulierte, 
sondern eine in der Form der allgemeinen Anregung gehal-
tene Initiative zu beurteilen ist». Dem kantonalen Parlament 
steht es nämlich nicht zu, «an einem formulierten Begehren 
Änderungen vorzunehmen, um einen Widerspruch mit über-
geordnetem Recht auszumerzen»78. 

f) Finanzreferendum 

Der Grundsatz der Einheit der Materie findet hier seinen 
Ausdruck darin, dass jene Parlamentsbeschlüsse dem Fi-
nanzreferendum zu unterstellen sind, die für den «gleichen 
Gegenstand» neue Ausgaben von bestimmter Höhe zur 
Folge haben79. Das Bundesgericht hat daraus geschlossen, 
«dass einerseits mehrere Gegenstände nicht vermengt und 
andererseits ein Gegenstand nicht aufgeteilt werden darf»80. 
Im Rahmen des Finanzreferendums bezweckt der Grundsatz 
der Einheit der Materie ausschliesslich den Schutz des Stim-
mrechts der Bürger und will damit die Behörden binden81. 
Das Vermengungsverbot hat zur Folge, «dass sich die dem 
Bürger gestellte Frage nicht auf mehrere Gegenstände bezie-
hen darf, es sei denn, dass mehrere Ausgaben sich gegen-
seitig bedingen oder aber einem gemeinsamen Zweck die-
nen, der zwischen ihnen eine enge sachliche Verbindung 
schafft»82. So bedingen sich beispielsweise die Errichtung 
einer Abwasserreinigungsanlage und die nötige Zufahrtss-
trasse gegenseitig83. Es ist anhand einer Interessenabwägung 
zu entscheiden, ob und wann Ausgabensummen zusam-
mengerechnet werden dürfen84. Allgemeininteressen dürfen 

                         
78 BGE 111 Ia 292 E. 2, 295; vgl. auch 105 Ia 362 E. 4, 366, und KÖLZ , Volksinitiative 24; 

ALFRED KUTTLER, Probleme des zürcherischen Initiativrechts und Finanzreferendums, ZBl 
1977 197–217 (201). 

79 Vgl. N.  
80 BGE 105 Ia 80 E. 7c, 88 f. 
81 WALTER KÄLIN /PETER SALADIN , Rechtsfragen der Ausgabenbewilligung im Kanton Bern, 

Gutachten für den Regierungsrat des Kantons Bern, Bern 1986, nicht publiziert, 129. 
82 BGE 112 Ia 221 E. 2b/bb, 229, 105 Ia 80 E. 7c, 89, 104 Ia 215 E. 2b, 223, 99 Ia 177 E. 3c, 

183. 
83 Entscheid des Regierungsrates von Appenzell A.Rh. vom 23. Juli 1974, AR GVP 1988, 

Nr. 1007. 
84 WALTER KÄLIN /PETER SALADIN  (Anm. 81) 131, 134 ff. 
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in einer einzigen Vorlage berücksichtigt werden, indem sie 
als Vorlagen so zu fassen sind, dass «alle Teile des Kantons 
und alle Glieder der Bevölkerung in gleicher Weise an der 
allgemeinen Wohlfahrt teilnehmen können»85. In diesem 
Sinne dürfen beispielsweise mehrere Schulhausbauten in 
einer einzigen Kreditvorlage zusammengefasst werden. 
Negativ können jene Konstellationen ausgegrenzt werden, in 
denen ein Zusammenrechnen von Einzelpositionen auf 
Grund der Interessenlage klarerweise nicht erlaubt ist. Poli-
tische Überlegungen können einen fehlenden gemeinsamen 
Zweck der fraglichen Ausgaben nicht ersetzen86. Vorbehalten 
bleibt indessen ein ausgesprochen konventioneller Zusam-
menhang87, bei dem an sich trennbare Vorlagen von Anfang 
an in einem einzigen Paket verbunden wurden. Allerdings 
darf das Ziel einer derartigen Koppelung nicht eine rein ab-
stimmungspolitische Erwägung sein. 
Das Vermengungsverbot darf nicht zu streng angewandt  
werden. Zwar soll über trennbare Fragen separat entschieden 
werden, gleichwohl darf dies nicht dazu führen, dass das Fi-
nanzreferendum auf Grund der resultierenden kleineren 
Ausgabensummen überhaupt entfällt. Damit würde das 
Trennungsverbot verletzt. Danach darf «ein Gegenstand, der 
ein Ganzes bildet, nicht künstlich in Teilstücke aufgeteilt 
werden, welche je einzeln dem Referendum nicht unterste-
hen»88. Soweit die Aufteilung der Ausgaben keine Verschie-
bung der Zuständigkeit bewirkt, steht – wie immer wenn es 
um die Einheit der Materie geht – die freie Willensbildung 
des Stimmbürgers im Vordergrund. Eine Trennung mit dem 
Zweck, dadurch eine Volksabstimmung zu umgehen, ist mit 
Blick auf die Funktion des Finanzreferendums klarerweise 
unzulässig. 

g) Sammelvorlagen 

Bei Sammel- oder Paketvorlagen werden eine Reihe von Ge-
setzen oder andern Erlassen einer einzigen Referendumsab-
stimmung unterstellt. Die Zusammenlegung dieser ver-
schiedenen Gesetzesvorlagen zu einer einzigen mit ja oder 

                         
85 BGE 105 Ia 80 E. 7c, 89, 99 Ia 177 E. 3c, 184 m.w.H. 
86 Vgl. BGE 99 Ia 177 E. 3c, 184, 90 I 69 E. 2c, 74. 
87 Vgl. N. 2492 f. 
88 BGE 105 Ia 80 E. 7c, 89, 112 Ia 221 E. 2b/bb, 229; inhaltlich identische Umschreibungen 

in BGE 111 Ia 201 E. 5a, 208, 104 Ia 425 E. 5a, 427. 
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nein zu beantwortenden Abstimmungsfrage wird mit dem 
einheitlichen Ziel aller Teilvorlagen begründet. Auch in die-
sem Fall muss die Sammelvorlage das Erfordernis der Ein-
heit der Materie wahren, ein bloss künstlich geschaffenes 
oder abstimmungspolitisch motiviertes Ziel wäre un-
zulässig89. Das Bundesgericht hält solche Sammelvorlagen 
nur dann für statthaft, «wenn die mit den einzelnen Teilvor-
lagen verfolgten Einzelzwecke im Verhältnis zum ein-
heitlichen Zweck der Sammelvorlage von relativ unter-
geordneter Bedeutung sind»90: 
«Dies trifft zu, wenn sie als blosse Mittel zum einheitlichen 
Hauptzweck betrachtet werden können, die nicht wichtig 
genug sind, als dass der Stimmbürger darüber losgelöst vom 
Hauptzweck entscheiden können muss, und bei deren Aus-
wahl keine grosse Handlungsfreiheit besteht. In diesem Sin-
ne ist die Einheit der Materie gewahrt, wenn zum Erreichen 
eines gewichtigen Zieles Mittel vorgeschlagen werden, bei 
denen gesagt werden kann, wer dem Ziel zustimme, stimme 
mangels echter Alternativen auch den Mitteln zu [...].» 
Das Bundesgericht hatte mit gutem Grund angeführt, dass 
die Einheit der Materie zu einer blossen Leerformel 
verkäme, wenn der immer zu beachtende Grundsatz der 
Sparsamkeit generell als einheitlicher Zweck anerkannt 
würde. Es hatte dann allerdings in der beurteilten Sparvor-
lage des Aargauer Grossen Rates, die acht Gesetze änderte, 
dieses allgemeine Ziel genügen lassen und selbst eine Kom-
petenzverschiebung mit dem Ziel des Sparens als «nachvoll-
ziehbar» akzeptiert. Im Ergebnis hielt das Bundesgericht 
fest, dass die Behörden mit dem Paket von acht Gesetzesvor-
lagen «weit gegangen» seien, aber den Ermessensspielraum 
nicht überschritten hätten. Die vom Bundesgericht voll-
zogene Präzisierung und Verschärfung der Praxis ist damit 
nur in der Theorie erfolgt. Es sollte deren Umsetzung wenig-
stens künftig an die Hand nehmen.

                         
89 Bger. vom 18. August 1994, ZBl 1995 470, E. 4a/cc. 
90 Bger. vom 14. Dezember 1999, Pra 2000 Nr. 91, S. 549, E. 3e. 
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I. Einheit der Form: allgemeine Anregung und   
 ausgearbeiteter Entwurf 

Der Grundsatz der Einheit der Form bezweckt nicht in direk-
ter Weise die Sicherung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit, 
sondern vielmehr die Durchführbarkeit des Verfahrens vor 
dem Parlament und dem Volk1. Insofern sichert dieser 
Grundsatz mittelbar die Praktikabilität der Wahlen und Ab-
stimmungen. Da die Einheit der Form schon bei den betref-
fenden Initiativrechten behandelt worden ist, wird an dieser 
Stelle darauf verwiesen2. 
Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit spielt im Hinblick auf 
die Einheit der Form dann eine Rolle, wenn das Parlament 
bei einer Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung 
vom Sinn und Zweck der Initiative abweicht und eine andere 
Lösung trifft, als sie die Initianten beabsichtigt haben. Damit 
wird die Wahl- und Abstimmungsfreiheit verletzt, denn eine 
solche Vorlage kann im Ergebnis niemals dem Willen der 
Initianten entsprechen. Das Parlament übt mit der Ausarbei-
tung eines Gesetzes auf Grund eines Initiativbegehrens nicht 
ein ihm selbst zustehendes Gesetzgebungsrecht aus, sondern 
erfüllt eine staatsrechtliche Aufgabe innert der Vorgaben der 
Initiative. Selbstverständlich darf das Parlament die Initia-

                         
1 Vgl. ETIENNE GRISEL, La forme des initiatives populaires – Le principe de l'unité de rang 

et de forme, in Etudes en l'Honneur de Jean-François Aubert, Basel 1996, 213–222 (220). 
2 Vgl. N. 836–839. 
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tive aus sich selbst heraus auslegen3; es ist nicht an den sub-
jektiven Willen der Initianten gebunden. Die Auslegung hat 
aber Schranken: Verlässt sie Sinn und Zweck der Initiative, 
wird gleichzeitig die Wahl- und Abstimmungsfreiheit ver-
letzt4. 

 

II.  Fragestellung und Kandidatenlisten 

Die Formulierung der Abstimmungsfrage hat einen entschei-
denden Einfluss auf das Abstimmungsverhalten des 
Stimmbürgers. Der Anspruch auf die unverfälschte Willen-
skundgabe der Stimmbürger auferlegt den hiefür zuständigen 
Behörden5 besondere Pflichten zu einer möglichst objektiven 
Formulierung. Eine Abstimmungsfrage muss leicht ver-
ständlich, einfach, klar und korrekt formuliert werden, das 
heisst sie darf «weder irreführend sein noch suggestiv 
wirken und muss allfälligen besonderen Vorschriften des 
kantonalen Rechts genügen»6. Die Anforderungen an die 
Sorgfalt der Behörden übersteigen somit diejenigen, welche 
für Abstimmungserläuterungen aufgestellt werden7. Die 
Grundsätze zur Formulierung der Abstimmungsfrage gelten 
sowohl für schriftlich als auch für mündlich gestellte Ab-
stimmungsfragen. Namentlich bei Gemeindeversammlungen 
wird immer wieder gegen die Pflicht zur Formulierung einer 
neutralen Abstimmungsfrage verstossen, wenn der Ver-
sammlungsleiter etwa fragt: «Wollen Sie der zweckmässigen 
und kostengünstigen Vorlage zur Sanierung des Primar-
schulhauses zustimmen?»8. Bei Gemeindeversammlungen 
ist zu berücksichtigen, dass die Frage nach Abschluss der 
Diskussion gestellt wird. Es kommt daher auf eine im Hin-
                         
3 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153 f., 105 Ia 370 E. 5a, 377. 
4 Vgl. Urteil des Verfassungsgerichts Basel-Landschaft vom 28. Juni 1995, BLVG 1995, 20–

25 (22 f.). 
5 Hier sind meist der Bundesrat bzw. der Regierungsrat zuständig, die Frage zu formulieren; 

vgl. HUSER 263. 
6 Vgl. BGE 121 I 1 E. 5b/aa, 12, 106 Ia 20 E. 1, 23; HUBER, Eventualabstimmungen 177–

192 (179); WIDMER 91; HUSER 262–264. 
7 Vgl. BGE 106 Ia 20 E. 1, 23. 
8 Vgl. dazu den illustrativen Entscheid des Walliser Kantonsgerichts vom 4. Februar 1994, 

RVJ 1995, 25–32 (30), in diesem Fall soll der Versammlungsleiter «heftig propagandis-
tisch» gewirkt haben. Das Kantonsgericht verneinte wegen der durchgeführten simultanen 
Urnenabstimmung eine Verletzung von Art. 34 Abs. 2 BV. Zudem hatte der Versamm-
lungsleiter sich privat besprochen und nicht von der Bühne aus gewirkt. 
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blick auf den Diskussionskontext korrekt formulierte Ab-
stimmungsfrage an9. 
Eine Frage wirkt suggestiv und ist damit unzulässig, «wenn 
ein entscheidendes Argument, welches für oder gegen die 
Vorlage spricht, in die Abstimmungsfrage eingefügt wird»10. 
Die Frage «Wollen Sie den zuständigen  
Behörden empfehlen, im Interesse der Sicherstellung der 
Elektrizitätsversorgung, die Errichtung des Kernkraftwerks 
Kaiseraugst zu bewilligen?»11, unterstellt ein Bedürfnis für 
ein Kernkraftwerk. Sie enthält damit ein Argument, welches 
für die Annahme der Vorlagen spricht und setzt als gegeben 
voraus, was eigentlich Gegenstand der Abstimmungsfrage 
sein sollte. 
Selbstverständlich kann auch die korrekt formulierte Ab-
stimmungsfrage nicht die sämtliche Irrtümer ausschliessende 
Information liefern. Die Frage muss nur das mit Ja oder Nein 
zu beantwortende Generalthema der Abstimmung wiederge-
ben. Die einzelnen Argumente, die für oder gegen eine Vor-
lage sprechen, kann der Stimmberechtigte den übrigen Ab-
stimmungsunterlagen12, den Massenmedien sowie der poli-
tischen Werbung entnehmen13. Daher ist die graphisch miss-
verständliche Hervorhebung von Begriffen aus der korrekt 
formulierten Abstimmungsfrage in aller Regel nicht geeig-
net, die Abstimmung zu verfälschen, wenn sich der 
Stimmbürger in der Abstimmungsbotschaft zureichend in-
formieren kann14. 
Eine gewisse Komplikation ergibt sich, wenn bei Abstim-
mungen über Volksinitiativen, die ein Projekt oder einen 
Rechtszustand wieder rückgängig machen wollen, die Ab-
stimmungsfrage immer an die Initiative (Annahme ja/nein) 
anknüpfen muss. Daraus folgt eine umgekehrte Fragestel-
lung. Wer den bestehenden Rechtszustand aufheben will, 
muss auf die Abstimmungsfrage mit Ja antworten, denn das 
Ja gilt der Initiative, welche den geltenden Rechtszustand 
ändern möchte. Diese Tatsache hat schon mehr als einmal zu 

                         
9 Vgl. Bger. vom 30. August 1994, RVJ 1995, 32–45 (43). 
10 Vgl. BGE 106 Ia 20 E. 3, 27; vgl. auch den Entscheid des Regierungsrates des Kantons 

St. Gallen vom 30. April 1991, GVP 1991, Nr. 60. 
11 Vgl. BGE 106 Ia 20 E. 3, 27. 
12 Vgl. N. 2547–2549 sowie 2578–2591. 
13 Vgl. BGE 99 Ia 216 E. 2b, 221, 106 Ia 20 E. 1, 23; vgl. auch HUSER 264. 
14 Vgl. BGE 121 I 1 E. 5b/bb, 13; vgl. den vorinstanzlichen Entscheid des Regierungsrates 

des Kantons Luzern vom 9. April 1994, LGVE 1994 III Nr. 5. 
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Verwirrung geführt und möglicherweise falsche Abstim-
mungsergebnisse provoziert15. In dieser Situation müssen die 
Abstimmungsunterlagen die genaue Rechtsfolge einer An-
nahme oder Ablehnung der Vorlage klar erläutern. 
Die Zettel für Wahlen dürfen in keiner Weise bestimmte 
Kandidaten oder Parteien begünstigen. Bei Proporzwahlen 
sind die oberen Listenplätze zwar vorteilhafter, weil offenbar 
die Stimmberechtigten an diesen Listenplätzen weniger 
Änderungen vornehmen. Diese Tatsache berührt zwar die 
Wahlchancen der Kandidaten; sie ist indessen nicht auf die 
Gestaltung des Wahlsystems oder des Wahlzettels 
zurückzuführen und insofern unbedenklich. Die Wahlfreiheit 
wird erst dann tangiert, wenn bestimmte Listenplätze als 
überzählige taxiert werden und deshalb ausser Betracht fal-
len. So sieht das Zürcher Wahlrecht vor, dass bei Wahlzetteln 
mit mehr Kandidaten als zu vergebenden Sitzen die auf dem 
Zettel stehenden gültigen Namen von oben nach unten 
gezählt werden, bis die zulässige Stimmenzahl erreicht ist16. 
Bei einem gedruckten Wahlzettel in alphabetischer Reihen-
folge scheiden nun die am Ende des Alphabets stehenden 
Kandidaten als überzählige aus, da die meisten Stimmbe-
rechtigten die gedruckten Listen unverändert verwendeten. 
Eine solche Ordnung verletzt die Wahlfreiheit, da die wegen 
des Alphabets zu unterst platzierten Kandidaten faktisch 
keine Chance haben, gewählt zu werden17. Sind mehrere 
Personen auf je einem Stimmzettel zu wählen, wie das bei 
Majorzwahlen nötig ist18, so muss gewährleistet sein, dass 
keine doppelten Stimmabgaben für einen Kandidaten 
möglich sind. Dies kann durch die Wahlanordnung sicherg-
estellt werden, welche für amtliche und nicht amtliche Kan-
didatenzettel eine bestimmte Papierqualität, die Farbe und 
das Format der Wahlzettel bestimmt19. 

                         
15 Vgl. das Beispiel bei WIDMER 90–94. 
16 Siehe § 84 WAG ZH. 
17 Vgl. die aufsichtsrechtlich vom Zürcher Regierungsrat angeordnete Wiederholung eines 

Wahlgangs für Synodalwahlen; vgl. NZZ vom 7. Juli 1995, Nr. 155, 51. 
18 Bei Majorzwahlen sind allerdings Listen auch möglich und zulässig; vgl. zu den Modalitä-

ten Bger. vom 24. August 1999, Urteil 1P.49/1999; NZZ vom 4./5. September 1999, 
Nr. 205, 49. 

19 Vgl. Entscheid des Luzerner Regierungsrates vom 4. Juli 1995, LGVE 1995 III Nr. 3. 
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III. Richtige Zusammensetzung der Aktivbürgerschaft, 
 Erfolgswertgleichheit der Stimmen 

1.  Stimmregister und Stimmberechtigung 

Die richtige Zusammensetzung der Aktivbürgerschaft ist die 
Grundvoraussetzung dafür, dass überhaupt ein richtiges Er-
gebnis der Wahl oder Abstimmung zustande kommt. Die Ba-
sis für die Ermittlung der Stimmberechtigten bildet das von 
den Gemeinden zu führende Stimmregister20. Der Eintrag im 
Stimmregister ist die formelle Voraussetzung dafür, dass die 
betreffende Person zur Teilnahme an einer bestimmten Wahl 
oder Abstimmung berechtigt ist21. Jeder Stimmberechtigte 
hat Anspruch auf Ausschluss eines Nichtstimmberechtigten 
von der Stimmabgabe. Dieser Anspruch kann jederzeit be-
reits gegenüber der Aufnahme oder Belassung des Betref-
fenden im Stimmregister und nicht bloss anlässlich eines 
Wahl- oder Abstimmungsverfahrens geltend gemacht wer-
den22. 
Das Stimmregister muss den aktuellen Stand der Stimmbe-
rechtigten widerspiegeln. Deshalb haben die Gemeindebe-
hörden die Eintragungen und Löschungen aus dem Stim-
mregister von Amtes wegen und ohne Verzug vorzuneh-
men23. Wegen seiner Bedeutung steht das Stimmregister stets 
zur Einsichtnahme offen24. Diese Öffentlichkeit sorgt gleich-
zeitig für die Kontrolle, dass tatsächlich nur die nach den 
gesetzlichen Bestimmungen Stimmberechtigten im Stim-
mregister aufgeführt sind. Das Stimmregister hält die 
Stimmberechtigung für die verschiedenen Körperschaften 
differenziert fest. Beim Bund und den Kantonen sind die Vo-
raussetzungen der Stimmberechtigung weitgehend iden-
tisch25; wenn etwa vom kantonalen Ausländerstimmrecht im 
Jura und in Neuenburg oder von allfälligen Karenzfristen26 
abgesehen wird. Hingegen ergeben sich beim Stimmrecht in 
                         
20 Siehe Art. 4 Abs. 1 BPR und z.B. § 1–5 WAV ZH. 
21 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht 222; PICENONI 13; vgl. auch N. 152. 
22 Vgl. BGE 109 Ia 41 E. 3a, 46. 
23 Siehe Art. 4 Abs. 1 Satz 2 BPR; siehe KÖLZ , Wahlrecht 8; GIACOMETTI, Staatsrecht 224. 
24 Siehe Art. 4 Abs. 3 BPR und z.B. Art. 4 Abs. 3 LDP JU; § 5 WAV ZH, wo die Ausnahme 

aufgeführt ist, wenn das Register dringend für die Durchführung einer Wahl oder Abstim-
mung benötigt wird. 

25 Vgl. N. 53–63 und 93–132.  
26 Vgl. N. 133–136. 
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den Spezialgemeinden (Kirchgemeinden, Ortsbürgerge-
meinden) wesentliche und sachlich begründete Unter-
schiede27. Selbstverständlich ist es mit der politischen 
Stimmberechtigung des Art. 34 Abs. 1 BV vereinbar, dass in 
Spezialkörperschaften neben dem Wohnsitz auch ein 
persönliches Zugehörigkeitskriterium (z.B. die Konfession-
szugehörigkeit) erforderlich ist. Die Tatsache, dass solche 
Körperschaften auch staatliche Finanzmittel erhalten, ver-
langt nicht eine allgemeine Stimmberechtigung aller Ein-
wohner, denn diesen bleibt das Recht erhalten, über die fi-
nanzielle Unterstützung des Staates an die Kirchen zu ent-
scheiden28. 
Das Stimmregister wird wenige Tage vor einer Wahl oder 
Abstimmung «geschlossen»; dies bedeutet, dass in diesen 
Tagen bis zur Wahl oder Abstimmung keine Eintragungen 
vorgenommen werden dürfen. Die «geschlossenen» Zeiten 
wollen sicherstellen, dass in den Tagen einer Wahl oder 
Volksabstimmung keine Fehler unterlaufen. Der Stimmregis-
terführer ist in dieser Zeit mit andern Aufgaben ausgelastet, 
so dass es in Kauf genommen wird, dass das Stimmregister 
nicht ganz aktuell ist und an sich stimmberechtigte Personen 
von der Teilnahme ausgeschlossen sind. Die Frist beträgt für 
den Bund und viele Kantone fünf Tage29, vereinzelt sind 
Änderungen gar bis zum Vorabend möglich30 und in Nid-
walden wird das Stimmregister überhaupt nicht geschlos-
sen31. Diese Regelungen sind unbedenklich, da sie die Zahl 
der Stimmberechtigten nur marginal berühren und auf das 
Ergebnis kaum einen Einfluss haben. 
Bei Volksabstimmungen und -wahlen besteht grundsätzlich 
keine Ausstandspflicht, denn im Stimmregister ist ver-
bindlich festgehalten, wer an einer Abstimmung oder Wahl 
teilnahmeberechtigt ist. Bei einem Sachgeschäft darf auch 
derjenige Stimmberechtigte sein Recht ausüben, der am Aus-
gang einer Sachabstimmung persönlich interessiert ist32. Be-
                         
27 Siehe z.B. § 2 WAV ZH. 
28 Vgl. Bger. vom 22. November 1994, Pra. 1996 Nr. 32. 
29 Siehe z.B. Art. 4 Abs. 2 BPR; Art. 4 Abs. 3 AG GL; § 7 Abs. 2 GPR AG; § 9 Abs. 2 WAG 

ZH; Art. 76 Abs. 4 GPR BE. 
30 Siehe z.B. Art. 4 Abs. 2 LDP JU; Art. 13 Abs. 1 GPR FR. 
31 Siehe § 13 EVBPR NW. 
32 Vgl. Urteil des Basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 26. Oktober 1994, BLVGE 

1994, 28–37 (33); Entscheid des Luzerner Regierungsrates vom 13. August 1984, LGVE 
1984 III Nr. 3; a.M. IMBODEN/RHINOW, Verwaltungsrechtsprechung I Nr. 90 IV. und die 
Übernahme dieser Ansicht bei RHINOW/KRÄHENMANN 305. BGE 123 I 97 E. 4d, 106 und 
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sondere Vorschriften, namentlich in den Gemeindegesetzen, 
bleiben vorbehalten, soweit sie sich ausdrücklich auf die 
Gemeindeversammlungen beziehen33. Sie dürfen aber in 
keinem Fall dazu führen, dass grosse Teile der Bürgerschaft 
von der Mitwirkung ausgeschlossen werden34. Sie müssen 
restriktiv interpretiert werden, da ansonsten der Sinn und 
Zweck von Demokratie in Frage gestellt wird. 
Die Wahlgesetze behandeln das seltene Problem des «Stimm-
tourismus» nicht35. Danach können bei politisch äusserst 
umstrittenen Abstimmungen in einem Gemeinwesen poli-
tische Parteien oder Gruppierungen ihre auswärtigen An-
hänger ermuntern, zum Zwecke der Teilnahme an einer Ab-
stimmung in die betreffende Gemeinde zu ziehen, um 
zusätzliche, stimmberechtigte Anhänger auf ihrer Seite zu 
haben. Der Stimmregisterführer darf solche Personen nicht 
in das Stimmregister eintragen, da die Betreffenden den poli-
tischen Wohnsitz gar nicht mit der Absicht des dauernden 
Verweilens begründen36. Sie sind deshalb nach den gelten-
den Bestimmungen nicht stimmberechtigt. 
Bei Abstimmungen im Versammlungssystem dürfen häufig 
nicht stimmberechtigte Zuschauer den Verhandlungen bei-
wohnen37. Der Versammlungsleiter hat sich zu vergewissern, 
dass sich nur stimmberechtigte Personen an der Stimmab-
gabe beteiligen. Dies kann durch eine Überwachung und 
geeignete räumliche Massnahmen geschehen38. Umgekehrt 
muss es verspätet eintreffenden Stimmberechtigen möglich 
sein, die Versammlung auch noch nachträglich zu betreten. 

                                                           
125 I 289 E. 6, 295–297, hielt eine Ausstandspflicht für beamtete Parlamentarier für mit 
der Wahl- und Abstimmungsfreiheit unvereinbar; vgl. dazu die Besprechung von YVO 

HANGARTNER, AJP 1997 1273-1276. 
33 Vgl. Urteil des Basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 26. Oktober 1994, BLVGE 

1994, 28-37. 
34 Vgl. den Entscheid vom 11. Februar 1994 des Aargauer Departements des Innern, AGVE 

1994, 545-549, wo z.B. infolge einer Zonenplanrevision in einer kleinen Gemeinde alle 
Grundeigentümer von der Stimmabgabe ausgeschlossen worden wären. Selbst wenn nur 
wenige Eigentümer betroffen sind, dürfen diese nicht zum Ausstand gezwungen werden. 

35 Als Beispiel vgl. BGE 49 I 416. 
36 Siehe Art. 1 Ingress BPR i.V. mit Art. 23 Abs. 1 ZGB; vgl. dazu den Entscheid des Regie-

rungsrates des Kantons Luzern vom 27. April 1979, LGVE 1979 III Nr. 1. 
37 Siehe z.B. Art. 9 Abs. 2 GVA OW. 
38 Vgl. den Entscheid des Regierungsrates des Kantons Obwalden vom 22. August 1989, 

VVGE OW 1989–1990, Nr. 4, 13 f.; vgl. auch den Entscheid des Regierungsrats des Kan-
tons Graubünden vom 30. April 1962 zur Anwesenheit Nichtstimmberechtigter, RPR 
1961–1970, Nr. 6507, 16. 
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Es ist also dem Versammlungsleiter verwehrt, den Saal mit 
dem Beginn der Versammlung abzuschliessen39. 
Beim Versammlungssystem ist die Stimmbeteiligung re-
gelmässig tiefer als beim Urnensystem. So werden etwa 
kranke, alte und gebrechliche Stimmberechtigte gewisser-
massen systemimmanent von der Teilnahme ausgeschlossen. 
Das Bundesgericht hat die Vor- und Nachteile der Ver-
sammlungsdemokratie im Hinblick auf die Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit abgewogen. Es hat aber den Anspruch auf 
eine korrekte Zusammensetzung der Aktivbürgerschaft nicht 
als verletzt angesehen40. 

2. Briefliche Stimmabgabe 

Art. 8 Abs. 1 BPR sieht vor, dass die Kantone für die brief-
liche Stimmabgabe ein einfaches Verfahren vorzusehen ha-
ben, wobei die Kontrolle der Stimmberechtigung, das 
Stimmgeheimnis und die Erfassung aller Stimmen zu 
gewährleisten ist und Missbräuche zu verhindern sind. Diese 
Anforderungen des Bundesgesetzgebers wollen sicherstel-
len, dass kein Abstimmungs- oder Wahlergebnis anerkannt 
wird, das nicht den freien Willen der Stimmberechtigten zu-
verlässig und unverfälscht zum Ausdruck bringt. Der Bun-
desgesetzgeber hat die nähere Ausgestaltung dieser Vor-
schriften den Kantonen überlassen41; diese können damit 
Regelungen vorsehen, die auf die kantonalen Gegebenheiten 
und Traditionen Rücksicht nehmen42. Allerdings muss die 
Ausgestaltung des brieflichen Abstimmungsverfahrens «ins-
gesamt eine zuverlässige und unverfälschte Willen-
skundgabe ermöglichen. Die verschiedenen Aspekte des 
gewählten Abstimmungsmodus sind deshalb in ihrem 
Zusammenwirken zu beurteilen. Werden in einzelnen Punk-
ten Vereinfachungen eingeführt, kann dies eine Kompensa-
tion durch zusätzliche Schutzvorkehrungen in anderen Punk-
ten erfordern. So bedarf [...] etwa die Zulassung der 
brieflichen Abstimmung in einem ausgedehnteren Umfang 
im Allgemeinen erhöhter Schutzmassnahmen gegen Miss-

                         
39 Vgl. Entscheid des Zuger Regierungsrats vom 4. Juni 1996, ZBl 1997 252–254 = ZGGVP 

1995/96, 136–143. 
40 Vgl. BGE 121 I 138 E. 4a, 143 f. 
41 Vgl. Botschaft des Bundesrates zum Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 

9. April 1975, BBl 1975 I 1332. 
42 Ähnlich Baumann-Bruckner 53. 
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bräuche auf der anderen Seite. Die briefliche Abstimmung 
ist daher so zu regeln, dass den teilweise gegenläufigen An-
forderungen von Art. 8 Abs. 1 BPR insgesamt in optimaler 
Weise entsprochen wird»43. 
Das Bundesgericht hatte eine Regelung, welche eine völlig 
anonyme briefliche Stimmabgabe ermöglichte, als mit der 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit unvereinbar angesehen; die 
Identifizierbarkeit des Stimmenden bei der brieflichen 
Stimmabgabe sei unentbehrlich44. Es hatte allerdings festge-
halten, dass die Kantone nicht verpflichtet sind, bei der 
brieflichen Abstimmung von Stimmbürgern eine Unterschrift 
zu verlangen45, wenngleich dies heute in fast allen Kantonen 
geschieht. Der betroffene Kanton Basel-Stadt änderte in der 
Folge das Verfahren der brieflichen Stimmabgabe. Die 
Stimmrechtsausweise wurden mit einer Kennziffer versehen, 
welche es nur dem Leiter der Abteilung «Wahlen und Ab-
stimmungen» erlaubte, die Stimmenden zu identifizieren. 
Das Bundesgericht sah die Identifizierung damit als 
genügend an, umgekehrt sei die Kennziffer unauffällig auf 
dem Stimmausweis angebracht; daher könne der Eindruck 
entstehen, nicht benutzte Stimmkuverts können beliebig ein-
gesandt werden. Das Bundesgericht sah aber von einer Kas-
sation der Bestimmung ab, da sich der Mangel mit einem 
genügenden Aufdruck auf dem Stimmausweis beheben 
lasse46. Es war der geringe Unterschied zur bisherigen, vom 
Bundesgericht aufgehobenen Regelung, welcher fast zur 
Aufhebung der neuen Lösung mit der Kennziffer führte. 
Das Bundesgericht hatte einen Vorteil der angefochtenen 
völlig anonymen brieflichen Stimmabgabe erwähnt, nämlich 
den optimalen Schutz vor Verletzungen des Stimmge-
heimnisses. Die mit der Auszählung betrauten Personen 
können zumindest theoretisch feststellen, welche Personen 
ihre Stimme wie gebraucht haben47. In der Tat besteht hier 
ein Problem, das Stimmberechtigte zuweilen davon abhält, 
den Korrespondenzweg zu benutzen; die Gesetzgebung muss 
ein Augenmerk darauf legen. So muss sichergestellt werden, 
dass die brieflichen Stimmen von einem politisch plural-
                         
43 BGE 121 I 187 E. 3a, 191; vgl. die Besprechung von MÜLLER/SCHEFER 181 f. 
44 Vgl. BGE 121 I 187 E. 3f, 195. 
45 Vgl. BGE 121 I 187 E. 3f, 195; Bger. vom 27. August 1996, ZBl 1997 351–355 (354). 
46 Vgl. Bger. vom 27. August 1996, ZBl 1997 351–355; MÜLLER/SCHEFER 182; vgl. die Be-

sprechung von YVO HANGARTNER, AJP 1997 321–323. 
47 Vgl. BGE 121 I 187 E. 3d, 193. 
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istisch zusammengesetzten Kollektiv ausgezählt werden, das 
den ganzen Vorgang begleitet. Insoweit besteht nur ein ger-
inges Risiko eines behördenseitigen Missbrauchs. Das Bun-
desgericht hat sich dazu nicht geäussert und diesen Mangel 
in Kauf genommen. 

3. Gleichheit der Stimmkraft und Grundsatz des glei-
 chen  Wahlrechts 

Bei Wahlen sorgt der Grundsatz des gleichen Wahlrechts und 
bei Proporzwahlen die Gleichheit der Stimmkraft (Erfol-
gswertgleichheit) dafür, dass kein Wahlergebnis anerkannt 
wird, das nicht den freien Willen der Stimmberechtigten zu-
verlässig und unverfälscht zum Ausdruck bringt48. Die Er-
folgswertgleichheit sorgt für ein gleiches Wahlrecht und ein 
Recht auf parlamentarische Vertretung entsprechend des 
proportionalen Wähleranteils49. Die nach Proporzwahlrecht 
gewählten Parlamentarier haben einen Anspruch darauf, dass 
sie ihre parlamentarische Arbeit wirksam wahrnehmen kön-
nen. Die Erfolgswertgleichheit verlängert sich gewissermas-
sen in das Parlament. Deshalb stehen weitreichende 
Ausstandsvorschriften für Parlamentarier diesem Anliegen 
entgegen und beeinträchtigen die Wahlrechts- und Erfol-
gswertgleichheit. Das Bundesgericht hatte in der Folge eine 
weitgehende Ausstandsvorschrift für Schaffhauser Beamte 
an der Garantie des Stimmrechts und dem Rechtsgleich-
heitsgebot gemessen und für unzulässig erachtet50. Dieses 
Urteil ist zu begrüssen, es zieht das Stimm- und Wahlrecht 
und die Garantie der unverfälschten Willenskundgabe als 
ganzes in Betracht und setzt die Rechtsgleichheit durch. 

 

                         
48 Vgl. BGE 123 I 97 E. 4, 105 f. 
49 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 99. 
50 Vgl. BGE 123 I 97 E. 4, 106 f., unter Hinweis auf BGE 103 Ia 603 E. 4c, 605 f.; BGE 125 

I 289 E. 6, 295–297; vgl. die Besprechung von BGE 123 I 97 durch YVO HANGARTNER, 
AJP 1997 1273–1276. 
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IV. Wahl- und Abstimmungsverfahren 

1. Rechtzeitige und korrekte Ankündigung 

Die Behörden haben ein gesetzmässiges Wahl- und Abstim-
mungsverfahren durchzuführen; sie müssen sich exakt nach 
den gesetzlichen Bestimmungen richten51. Die Formvor-
schriften sind notwendig, damit sich der Wille der Stimmbe-
rechtigten richtig und das heisst in einem voraus genau bes-
timmten Verfahren ausdrücken kann52. Die Abstimmungs-
vorlage muss nicht nur inhaltlich korrekt vorbereitet sein53, 
sondern es sind auch die gesetzlichen Termine einzuhalten, 
damit sich die Stimmberechtigten auf eine effektive Teil-
nahme an der Abstimmung und Wahl vorbereiten können. 
Zunächst einmal sind die Wahl- und Abstimmungstermine 
rechtzeitig bekanntzugeben54. Freilich stellen sich bei den 
Wahlen, die jeweils auf Amtsdauer erfolgen, diesbezüglich 
keine Probleme. Ihre Periodizität sorgt für ein implizites und 
rechtzeitiges Bekanntsein der Termine. Zum Teil sind die 
Wahltermine sogar gesetzlich vorgeschrieben55. 
Bei Abstimmungen und Wahlen, die im Versammlungssys-
tem getroffen werden, müssen die entsprechenden Sach-
geschäfte rechtzeitig und korrekt traktandiert werden. Die 
entsprechenden Vorschriften in den Gemeindegesetzen sol-
len die Stimmberechtigten vor unerwarteten und übereilt 
beschlossenen Geschäften bewahren und geniessen insoweit 
den Schutz des Art. 34 Abs. 2 BV56. Die ausführliche Be-
kanntgabe bildet die Voraussetzung dafür, dass die Stimmbe-
rechtigten sich über die unterbreiteten Vorlagen Rechen-
schaft geben und ihre Entscheidung in voller Sachkenntnis 
treffen können. Die jeweiligen Titel der Traktandenliste 
müssen nicht das Sachgeschäft wörtlich ankündigen; es 
genügt, wenn zwischen dem Beschlussgegenstand und dem 
Traktandum ein enger sachlicher Zusammenhang besteht. So 

                         
51 Vgl. WIDMER 119. 
52 Vgl. BGE 42 I 52, 56 f. 
53 In Bezug auf die Abstimmungsfragen vgl. N. 2528–2532, die Abstimmungsbotschaft vgl. 

N. 2578–2592 und die Zusammensetzung der Aktivbürgerschaft vgl. N. 2533–2542. 
54 Vgl. PICENONI 24 f. 
55 Siehe z.B. Art. 22 LDP JU; § 42 WAG ZG. 
56 Vgl. Entscheid des Aargauer Regierungsrates vom 10. Februar 1993, ZBl 1995 22–24 = 

AGVE 1993, 557–561. 
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gehören zum Traktandum «Genehmigung des Abwasserre-
glements» notwendigerweise auch die Abwassergebühren57. 
Bei Abstimmungen schreiben die kantonalen Wahlgesetze 
eine ziemlich unterschiedliche Ansetzung des Sachgeschäfts 
vor58. In der Praxis stellen sich diesbezüglich keine Prob-
leme, da die meist dafür zuständigen Kantonsregierungen die 
Abstimmungen freiwillig noch früher ansetzen59. Dies ist 
auch die Praxis des Bundesrates, der die Abstimmungen et-
wa zwei bis drei Monate vorher im Bundesblatt ankündigt60. 

2. Zustellung der Unterlagen 

Die Abstimmungsunterlagen sollen «rechtzeitig» und nicht 
etwa frühzeitig zugestellt werden. Zu früh verschickte Unter-
lagen finden keine Beachtung oder gehen sogar verloren; zu 
spät zugestellte Unterlagen könnten die effektive Teilnahme 
an der Abstimmung gefährden61. Besonders fragwürdig ist 
die Praxis, die Unterlagen vor einem Termin zuzustellen, ab 
dem brieflich gültig gestimmt werden kann. Dies provoziert 
regelmässig eine zu frühe, und damit ungültige Stimmab-
gabe eines gewissen Teils der Stimmberechtigten. 
Der Bund sieht vernünftigerweise vor, dass die Unterlagen 
drei bis vier Wochen vor der Abstimmung zugestellt werden 
sollen62; die Kantone kennen vielfach eine Frist von drei 
Wochen63 oder gar nur zehn Tagen64. Die Behörden sollten 
peinlich darauf achten, dass sie eingehalten werden65. Bei 
                         
57 Vgl. Entscheid des Aargauer Regierungsrates vom 10. Februar 1993, ZBl 1995 22–24 (23) 

= AGVE 1993, 557–561 (558); vgl. auch den Walliser Kantonsgerichtsentscheid vom 
4. Februar 1994, RVJ 1995, 25–32 (29, öffentliche Auflage von Unterlagen). 

58 Siehe z.B. § 1 Abs. 1 VPR BL (zwölf Wochen) oder Art. 20 LEDP GE (elf Tage). 
59 Vgl. WIDMER 121. 
60 Siehe z.B. Bundesratsbeschluss vom 1. Mai 1995 zur Volksabstimmung vom 25. Juni 

1995, BBl 1995 II 1213 ff.; Bundesratsbeschluss vom 16. Dezember 1995 zur Volksab-
stimmung vom 12. März 1995, BBl 1995 I 20 ff. 

61 Vgl. Entscheid des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 22. August 1989, LGVE 
1989 III Nr. 3. 

62 Siehe Art. 11 Abs. 3 BPR. 
63 Siehe z.B. Art. 22 Abs. 1 UAG SG; § 18 Abs. 2 GPR BL; § 16 Abs. 1 und 3 GPR AG (drei 

Wochen: Erläuterungen; zehn Tage: Stimmzettel und Stimmausweis); § 20 Abs. 3 WAG SZ 
(Vorlagen und Erläuterungen für Abstimmungen des Bundes und kantonale Sachabstim-
mungen). 

64 Siehe Art. 14 Abs. 1 LDP JU; § 20 Abs. 3 WAG SZ (Vorlagen für Bezirks- und Gemeinde-
abstimmungen). 

65 Vgl. aber «Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregierungen über Probleme des 
Abstimmungswesens» vom 11. August 1999: «In der Volksabstimmung vom 18. April 
1999 musste festgestellt werden, dass in beinahe sieben Prozent aller Gemeinden alle oder 
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diesen gesetzlichen Fristen handelt es sich um Ordnungsvor-
schriften; ihre Nichteinhaltung kann nicht von sich aus die 
Ungültigkeit der Wahl oder Abstimmung bewirken66. Dies ist 
erst dann anzunehmen, wenn ein gravierender Fehler so 
viele Stimmberechtigte an der Teilnahme gehindert hat, dass 
dadurch das Ergebnis wesentlich verfälscht worden ist67. 
Wurden fehlerhafte Stimmzettel verschickt, so ist dafür zu 
sorgen, dass die Stimmberechtigten diese nicht mit den 
später zugesandten korrekten Stimmzetteln vermengen. Ge-
schieht dies trotzdem in einem Ausmass, welches die 
Gültigkeit des Wahlergebnisses dann insgesamt in Frage 
stellt, so ist die Wahl ganz zu kassieren68. 

3. Korrekte Urnenöffnung 

Die Urnen müssen entsprechend den gesetzlich angeord-
neten und regelmässig auf den Stimmausweisen wieder-
gegebenen Zeiten tatsächlich geöffnet sein. Eine wesentlich 
verspätete oder verfrühte Urnenöffnung oder -schliessung 
stellt einen erheblichen Mangel dar. So dürfen beispielsweise 
nach dem Ablauf der festgelegten Urnenöffnungszeiten 
keine Stimmzettel mehr entgegengenommen werden, selbst 
wenn die Stimmenden nur wenige Minuten zu spät kom-
men69. Entsprechendes gilt auch für verspätet eingeworfene 
briefliche Stimmabgaben70. Werden derartige Mängel gerügt, 
so muss die Behörde nachweisen, dass die Irregularität keine 
                                                           

zumindest ein Teil der Stimmberechtigten Abstimmungsvorlage und Erläuterung erst meh-
rere Tage nach Ablauf der viertletzten Woche vor dem Urnengang erhielten. [...] Derlei ge-
setzwidriges Verhalten muss umgehend und nachhaltig unterbunden werden. Andernfalls 
bliebe kein anderer Weg als die Rückkehr zur früheren bundesrechtlich einheitlichen An-
ordnung der Verteilung sämtlicher Abstimmungsvorlagen und Erläuterungen an alle 
Stimmberechtigten innert gesetzlich definierter Frist» (BBl 1999 5988 f.). 

66 Vgl. Bger. vom 17. Februar 1965, ZBl 1965 277–282 (281 f.); die Frist zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen ist ebenfalls eine Ordnungsfrist; vgl. den interessanten Entscheid der 
Direktion des Innern des Kantons Zürich vom 28. Februar 1995, ZBl 1995 326–328 (eine 
FDP-Bezirkspartei verpasste die Einreichung von Wahlvorschlägen innert der Ordnungs-
frist; diese konnten nachgereicht werden). 

67 Vgl. das grundlegende Urteil des Basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 8. Juni 
1994, BLVGE 1994, 20–28; Entscheid des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 
22. August 1989, LGVE 1989 III Nr. 3. 

68 Vgl. Entscheid des Appenzell A.Rh. Regierungsrates vom 16. Mai 1967, AR GVP 1988, 
Nr. 1012. 

69 Vgl. Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 15. Dezember 1971, 
AGVE 1971, 507–509. 

70 Vgl. Entscheid des Departementes des Innern des Kantons Aargau vom 18. Dezember 
1997, AGVE 1997, 455–459 (458 f.). 
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Stimmbürger von der Stimmabgabe abgehalten hat oder zu 
einer unzulässigen Stimmabgabe geführt hat71. Stimmen die 
auf den Stimmunterlagen und im Abstimmungsrecht ange-
setzten Urnenöffnungszeiten nicht überein, so müssen un-
verzüglich Korrekturen publiziert werden. Ist keine Korrek-
tur mehr möglich, so ist die Wahl oder Abstimmung abzuset-
zen und an einem neuen Termin mit den korrekten Angaben 
durchzuführen. 

 

V. Korrekte Ermittlung des Wahl- und 
Abstimmungsergebnisses 

1. Grundsatz 

Jede Abstimmung und Wahl beruht auf der Voraussetzung, 
dass das Ergebnis korrekt ermittelt wird. Jeder Stimmberech-
tigte hat grundsätzlich nicht nur das je gleiche Stimmge-
wicht; auch die Erfassung und Auszählung der abgegebenen 
Stimmen muss korrekt erfolgen. Dies bedeutet konkret, dass 
die erforderlichen mathematischen Operationen richtig voll-
zogen werden72. So muss beispielsweise das allfällig erfor-
derliche absolute Mehr richtig berechnet werden. Dieses 
entspricht der nächsthöheren ganzen Zahl über dem arith-
metischen Mittel der gültigen Stimmen73. Dies ist ebenfalls 
ein Aspekt der Abstimmungs- und Wahlfreiheit, welche das 
Recht des Stimmbürgers miteinschliesst, dass die Stimmen 
ordnungsgemäss und sorgfältig ausgezählt werden74. 
Die kantonale Wahl- und Abstimmungsgesetzgebung richtet 
unterschiedliche Kautelen ein, damit wenigstens institu-
tionell eine korrekte Auszählung sichergestellt wird. 

                         
71 Vgl. den Entscheid des Regierungsrates des Kantons Obwalden vom 16. Juli 1974, VVGE 

OW 1971–1975, Nr. 6; Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 9. 
November 1981, AGVE 1981, 422–426, E. 3 und 4; Entscheid der Direktion des Innern 
des Kantons Aargau vom 24. Januar 1986, AGVE 1986, 518–523; Entscheid des Regie-
rungsrates des Kantons Graubünden vom 21. Mai 1991, RPR 1991–1992, Nr. 1. 

72 Vgl. WIDMER 171. 
73 Vgl. Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 12. August 1969, AGVE 

1969, 272–275. Bei 1001 gültigen Stimmen ist das absolute Mehr 501 Stimmen und nicht 
etwa 502 Stimmen; vgl. auch den Entscheid des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 
28. März 1977, LGVE 1977 III Nr. 2. 

74 Vgl. BGE 98 Ia 73 E. 4, 85. 
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2. Institutionelle Sicherungen 

a) Wahlbüro 

Die Ergebnisse in den einzelnen, in der Regel mit den poli-
tischen Gemeinden übereinstimmenden Stimm- und 
Wahlkreisen, werden durch das Wahlbüro der jeweiligen 
Gemeinde ermittelt75. Es ist wichtig, dass es sich dabei um 
ein kollektives Organ handelt. Dieses ist vielfach nach Par-
teienproporz zusammengesetzt. Auf diese Weise wird si-
chergestellt, dass die Mitglieder einander gegenseitig kon-
trollieren und dass die verschiedenen Parteien und Grup-
pierungen gleichzeitig ihre Vertreter im Wahlbüro haben. Ist 
das Wahlbüro während der Urnenöffnungszeiten vor-
schriftswidrig besetzt, so führt dies nicht dazu, dass die Wahl 
ungültig erklärt werden muss. Dafür müssten vielmehr 
zusätzlich Ordnungswidrigkeiten nachgewiesen werden, 
welche das Ergebnis entscheidend beeinflussen. Bei einer 
zwanzigminütigen Abwesenheit des erforderlichen zweiten 
Wahlbüromitgliedes ist dies nicht der Fall76. 

b) Gültige, ungültige und leere Stimmen 

Das Wahlbüro teilt die abgegebenen Stimmen normalerweise 
in drei Kategorien ein, nämlich in ungültige, leere und 
gültige77; vereinzelt werden leere Stimmen von Gesetzes 
wegen als ungültig gerechnet. Der Kanton Luzern unter-
scheidet zwischen nichtigen, leeren, ungültigen und gültigen 
Stimmen, wobei die Nichtigkeitsgründe in anderen Kanto-
nen als Ungültigkeitsgründe gelten78. Bei Meinungsver-
schiedenheiten über die Qualifizierung eines bestimmten 
Stimm- oder Wahlzettels entscheidet das Wahlbüro79. Lassen 
sich Stimmabgaben für Kandidaten nicht eindeutig identi-
fizieren, so dürfen diese nicht nach Wahrscheinlichkeit 
verteilt werden, sondern müssen als ungültige Stimmen be-
                         
75 Siehe z.B. Art. 71 Abs. 4 GPR BE; insbesondere § 75 Abs. 1 und § 80 Abs. 1 SRG LU; 

Art. 11 Satz 2 WAVG UR; § 29 Abs. 1 WAG SZ; Art. 44 ff. GBR FR; § 16 GPR SO; § 6 
Abs. 4 GPR BL; Art. 54 WAG SH. 

76 Vgl. Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 26. Oktober 1973,  
AGVE 1973, 483–485. 

77 Siehe z.B. Art. 40 Abs. 1 WAVG UR; Art. 48 Abs. 1 GBR FR; § 93 GPR SO. 
78 Siehe §§ 70–74 SRG LU. 
79 Siehe z.B. Art. 45 WAVG UR; § 31 WAG SZ; Art. 17 Abs. 1 AG GL; § 41 VPR SO; 

Art. 59 Abs. 1 WAG SH. 
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handelt werden80. Umgekehrt müssten trotz Schreibfehlern 
(z.B. falsch geschriebene Kandidatennamen) eindeutig iden-
tifizierbare Stimmen als gültig angesehen werden81, denn der 
erkennbare Wille des Stimmberechtigten ist ausschlagge-
bend. 
Auf Grund der gültigen Stimmen wird das Ergebnis ermit-
telt. Sämtliche ermittelten Grössen werden in einem Proto-
koll (sogenannter Verbalprozess) festgehalten82. Das Proto-
koll erlaubt zusammen mit der vorgeschriebenen Aufbewah-
rung der Stimmzettel die auf Beschwerde hin oder von Am-
tes wegen vorzunehmende Nachprüfung des Ergebnisses83. 
Für die Berechnung der Sitzverteilung und die Ermittlung 
der gewählten Kandidaten in den Wahlverfahren und in den 
Abstimmungen sei auf die einschlägigen Paragraphen ver-
wiesen84. 

3. Mängel in der Ermittlung des Ergebnisses 

Urnenabstimmungen lassen sich infolge der stets vor-
geschriebenen Archivierung leicht nachprüfen, daher haben 
sich in der Rechtsprechung nur wenige Leitlinien ergeben. 
Kennt das kantonale Recht keine Bestimmungen darüber, ob 
und unter welchen Umständen eine Nachzählung von Stim-
mzetteln und Listen durchzuführen ist, so kann der 
Regierungsrat als Aufsichtsbehörde im Bereich des Abstim-
mungswesens trotzdem und zwar von Amtes wegen – und 
nicht erst auf Beschwerde hin – eine Nachkontrolle anord-
nen. Die Nachzählung muss sich auf alle Punkte erstrecken, 
welche die korrekte Ermittlung des Ergebnisses in Frage 
stellen, so etwa die Verwechslung von Ja- und Neinstimmen, 
das fehlerhafte Auszählen und falsche Zahlen auf den Ver-
balen85. Sind Wahlzettel systematisch geändert worden, dass 
sie ungültig erklärt werden müssen, so sind die fraglichen 

                         
80 Vgl. Entscheide des Regierungsrates von Appenzell A.Rh. vom 26. Dezember 1961 und 

vom 20. Juni 1958, AR GVP 1988, Nrn. 1009 und 1010. Im zuletzt erwähnten Fall bezo-
gen sich die Stimmabgaben auf drei potentielle Kandidaten, die alle lediglich mit den Initi-
alen H.E. bezeichnet waren; Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 
11. Oktober 1973, AGVE 1973, 480–482, E. 2. 

81 Vgl. Entscheid des Regierungsrates des Kantons Aargau o.D., AGVE 1969, 238–241. 
82 Siehe z.B. Art. 53–55 WAVG UR; § 32 WAG SZ; Art. 18 Abs. 3 AG GL; Art. 23 und 

Art. 52 Abs. 2 GBR FR; § 98 Abs. 1 GPR SO; § 12 GPR BL; Art. 22 und 23 WAG SH. 
83 Vgl. z.B. Art. 14 BPR und Art. 11 VPR. 

84 Zur Stimmrechtsausübung vgl. § 4; zum Wahlrecht §§ 13, 23–25. 
85 Vgl. BGE 101 Ia 238–251. 
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Listen im gesamten Umfang als ungültig zu erklären und 
nicht bloss einzelne Kandidatenstimmen86. Kann die 
Nachkontrolle festgestellte wesentliche Verfahrensmängel 
nicht beseitigen, so ist die Abstimmung zu kassieren und 
erneut anzusetzen. 
Im Versammlungssystem stellt sich das Problem der korrek-
ten Abschätzung des Stimmergebnisses schärfer87. An 
Landsgemeinden wird das Stimmverhältnis durch Handmehr 
und Abschätzen ermittelt. Offensichtlich gewährt ein solches 
Abstimmungsverfahren «weniger grosse Garantien für eine 
unverfälschte Ermittlung des Volkswillens als eine geheime 
Urnenabstimmung»88. Das Bundesgericht hatte die system-
bedingten Mängel der Versammlungsdemokratie als 
grundsätzlich mit der Wahl- und Abstimmungsfreiheit vere-
inbar angesehen: Als Vor- und Nachteile der Versammlungs-
demokratie hat es in Betracht gezogen: Positiv hervorzuhe-
ben sind die Bürgernähe, die Information aus erster Hand, 
das unmittelbare Erlebnis des Entscheidvorgangs und die 
spontanen Reaktionsmöglichkeiten gegenüber neuen An-
trägen. Negativ fallen der mögliche Konformitätsdruck, die 
Gefahr von Falschinformationen, der Ausschluss kranker 
oder gebrechlicher Stimmberechtigter, die tiefere Stimmbe-
teiligung und die ungenaue Ermittlung des Ergebnisses in 
Betracht. Die feststellende Behörde hat indes wegen der ta-
tsächlich vorhandenen Schwierigkeiten grosse Sorgfalt bei 
der Ermittlung des Mehrs anzuwenden und bei Zweifeln am 
Abstimmungsausgang eine Auszählung – falls nach kanton-
alem Recht vorgesehen – anzuordnen89. Die diesbezüglichen 
kantonalrechtlichen Vorschriften sind im Lichte des bundes-
rechtlichen Grundsatzes auszulegen und anzuwenden, damit 
kein Ergebnis zustande kommt, das nicht den freien Willen 
der Stimmbürger zuverlässig und unverfälscht zum Aus-
druck bringt90. Selbst nach der Verkündung des Abstim-
mungsergebnisses durch den Landammann können es be-
sondere Umstände rechtfertigen, dass der Landammann ein 
                         
86 Vgl. BGE 103 Ia 564–573. 
87 Vgl. WIDMER 170. 
88 Vgl. BGE 100 Ia 362 E. 5b, 364 f., 121 I 138 E. 5d, 148; vgl. die Besprechungen MÜL-

LER/SCHEFER 179–181 und YVO HANGARTNER, AJP 1995, 1489–1494. 
89 Vgl. dazu die instruktive Vernehmlassung des Obwaldner Regierungsrates an das Bundes-

gericht vom 25. Juni 1974 zu BGE 100 Ia 362–366; VVGE OW 1971–1975, Nr. 5, wonach 
beim Abschätzen der Stimmenzähler eine Dreiviertelsmehrheit erforderlich ist; vgl. BGE 
121 I 138 E. 5d, 149. 

90 Ähnlich BGE 121 I 138 E. 3, 142. 
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verkündetes Abstimmungsergebnis zurücknimmt und über 
das fragliche Geschäft nochmals abstimmen lässt. Schli-
esslich trägt er die Verantwortung dafür, dass die Landsge-
meinde korrekt durchgeführt wird. Eine solche Wieder-
holung einer Abstimmung hat praktisch die Funktion einer 
Nachzählung91. Das Bundesgericht hat aber die Ver-
sammlungsdemokratie akzeptiert und sie für alle Geschäfte, 
auch für Verfassungsänderungen, zugelassen. Es wollte 
damit ein historisch überliefertes Institut bewahren, zumal 
die Bundesversammlung bei Art. 25 Bst. b des UNO-
Paktes II einen entsprechenden Vorbehalt angebracht hatte. 
Der Zuger Regierungsrat hat sich einlässlich mit dem Ab-
stimmungsverfahren an Gemeindeversammlungen 
beschäftigt und ein Abstimmungsergebnis wegen schwer-
wiegender Verfahrensmängel aufgehoben92. Danach ist es 
von entscheidender Bedeutung, dass die Versammlungsteil-
nehmer über das von der Versammlungsleitung gewählte 
Abstimmungsverfahren informiert sind, um die Tragweite 
ihres Abstimmungsverhaltens abzuschätzen. Fehlen derartige 
Hinweise, darf der Stimmbürger von einem Abstimmungs-
verfahren ausgehen, wie es ordentlicherweise in einer Ge-
meindeversammlung zu Anwendung gelangt. In der Regel ist 
dies ein Verfahren, das auf dem Prinzip der sukzessiven 
Elimination beruht93. 

4. Stimmengleichheit und knappe Abstimmungsergeb-
 nisse 

Erreicht eine Abstimmungsvorlage genau gleichviele Ja- wie 
Nein-Stimmen, so bedeutet dies, dass die Vorlage abgelehnt 
ist94. Eine Wiederholung der Abstimmung, bis ungleiche 
Stimmenzahlen erreicht werden, ist unzulässig, da bereits ein 
definitives Ergebnis vorliegt. 
Der blosse Hinweis auf ein knappes Abstimmungsresultat 
vermag kein Recht auf Nachzählung zu begründen, vielmehr 

                         
91 Vgl. BGE 104 Ia 428 E. 3c, 432. 
92 Entscheid des Regierungsrats des Kantons Zug vom 18. August 1998, ZBl 2000 48–53. 
93 Vgl. dazu Peter Andri Vital, Das Verfahren in der bündnerischen Gemeindeversammlung, 

Diss. Zürich 1988, 107–112. Als Alternativverfahren könnte die sog. «koordinierte Ab-
stimmung» bezeichnet werden; vgl. Vital 112 f. 

94 Art. 142 Abs. 1 BV verlangt die Mehrheit der mit Ja Stimmenden; vgl. N. 1275; vgl. den 
Entscheid des Thurgauer Verwaltungsgerichtes vom 20. Januar 1993, Thurgauische Ver-
waltungsrechtspflege 1993, Nr. 5. 
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ist in der Regel zusätzlich ein Verfahrensmangel zu benen-
nen. Ist aber der Abstimmungsausgang äusserst knapp, so 
dass ein immer möglicher Irrtum das Ergebnis ändern 
würde, ist eine Nachzählung auch ohne Indizien von Fehlern 
geboten95. Heute werden häufig knappe Ergebnisse von Am-
tes wegen nachgezählt. 

5. Stille Wahlen 

Die stille Wahl ist bei Majorzwahlen oder bei Proporzwahlen 
zulässig, falls sich um die zu besetzenden Ämter nicht mehr 
Personen bewerben als Mandate frei sind96. Die Zulässigkeit 
stiller Wahlen setzt allerdings voraus, dass bei der Be-
kanntmachung der Wahlen die Bürgerschaft ausdrücklich auf 
die Möglichkeit einer stillen Wahl und ihre Modalitäten 
aufmerksam gemacht wird97. Der blosse Hinweis auf die Ge-
setzesvorschriften genügt nicht. Die Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit auferlegt den Behörden derartige Informa-
tionspflichten, ansonsten kann eine stille Wahl nicht gültig 
durchgeführt werden98. 

 

VI. Stimmgeheimnis 

1. Inhalt und Zweck 

Der Grundsatz der geheimen Stimmabgabe gehört heute zu 
einer wichtigen institutionellen Sicherung, damit Wahlen 
und Sachabstimmungen als «frei» gelten können99. Als Tei-
                         
95 Vgl. Bger. vom 15. Dezember 1994, Plädoyer 2/1995, 53. 
96 Vgl. N. 681, 685, 1461, 1467, 1517, 1522, 1554, 1557 und 1580. 
97 Vgl. Bger. vom 15. Oktober 1997, ZBl 1998, 415–420 (418); BGE 112 Ia 233 E. 2e, 239; 

Kaspar Laely, Die stille Wahl in der Demokratie, Diss. Bern 1951, 29. In Bger. vom 16. 
März 1995, ZBl 1996 134–140, hat es das Bundesgericht mit dem Prinzip der Proporzwahl 
vereinbar erklärt, dass bei fehlenden Ersatzleuten die Unterzeichner des Wahlvorschlages 
einen Ersatzvorschlag einreichen. Die betreffende Person kann dann von der Regierung als 
gewählt erklärt werden. Es handelt sich hier allerdings nicht um eine stille Wahl, sondern 
um ein Ersatzverfahren für eine Volkswahl. 

98 Vgl. die interessante Konstellation in Bger. vom 15. Oktober 1997, ZBl 1998 415–420. 
99 Die Literatur hat das Stimmgeheimnis bis vor kurzem stiefmütterlich behandelt; vgl. die 

knappen Ausführungen von GRISEL, Initiative 95; bei AUBERT II *1216 und AUER, Droits 
politiques, fehlt ein Abschnitt mit dieser Überschrift völlig; vgl. jetzt aber die eingehenden 
Ausführungen bei POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 257–271; WIDMER 140–146; HUSER 
21–24. 
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laspekt der Wahl- und Abstimmungsfreiheit beinhaltet er das 
Recht des Stimmberechtigten, seine Stimme abzugeben, 
ohne dass Dritte von deren Inhalt Kenntnis erhalten100. Der 
Stimmberechtigte soll seine Willensbildung und -äusserung 
unbeeinflusst von äusserem Druck vornehmen können. Das 
Stimmgeheimnis verbietet es dem Staat oder Privaten101 vor 
oder nach der Abstimmung irgend eine Befragung der von 
ihnen abhängigen Stimmberechtigten über ihr Stimmverhal-
ten durchzuführen. Von sich aus darf der Stimmberechtigte 
natürlich sein Verhalten offenbaren. Unzulässig wäre der 
Hinweis auf die aus der Nichtbeantwortung resultierenden 
Nachteile102. Freilich wurde dieser Grundsatz in allen Staa-
ten erst spät anerkannt und auch verfahrensrechtlich sicherg-
estellt. Denn viele Länder haben Wahlen und Sachabstim-
mungen, soweit diese überhaupt vorgesehen waren, noch bis 
gegen Ende des letzten Jahrhunderts in offener Versammlung 
durchgeführt103. 
In den schweizerischen Kantonen spielt das öffentliche Ver-
sammlungssystem, namentlich in den Landsgemeindekanto-
nen und im Kanton Graubünden, bis heute noch eine gewisse 
Rolle. Daher konnte die Schweiz das erste Zusatzprotokoll 
zur EMRK, das geheime Parlamentswahlen fordert, bis 
heute nicht ratifizieren und sie hat zu Art. 25 Bst. b des 
UNO-Paktes II einen Vorbehalt angebracht104. In manchen 
Kantonen erfolgt die Wahl der Ständeräte sowie die Wahl der 
Mitglieder des Kantonsparlamentes zum Teil im Ver-
sammlungssystem105. Die Stimmabgabe erfolgt hier gerade 
nicht geheim, sondern öffentlich unter den Augen aller 
Stimmberechtigten. Auch in den Gemeindeversammlungen 
werden die Entscheide häufig in offener Abstimmung getrof-
fen. Das Stimmgeheimnis kann in solchen Verfahren natur-
gemäss nicht spielen, ansonsten müsste man dieses System 
demokratischer Entscheidung generell für unzulässig erk-
lären. Das Bundesgericht hat den aus dem Ver-
sammlungssystem notwendigerweise herrührenden Kon-

                         
100 Vgl. GIACOMETTI, Staatsrecht 246; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 260; WIDMER 140. 
101 Siehe Art. 283 StGB; vgl. dazu N. 2566 und 2665. 
102 POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 268; WIDMER 146. 
103 POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 257. 
104 Vgl. N. 1378 und 1379. 
105 Vgl. dazu die Ausführungen des Bundesrates in seinen Berichten zur EMRK: BBl 1972 I 

996, 1974 I 1036; vgl. N. 1473 und 1524. 
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formitätsdruck zwar als Mangel angesehen; dieses altherge-
brachte System aber dennoch geschützt106. 

2. Positivierung 

Der Grundsatz der geheimen Stimmabgabe hat nur selten in 
den Kantonsverfassungen seinen Niederschlag gefunden. 
Immerhin bestimmt etwa § 23 Abs. 3 KV BL: «Bei Wahlen 
und Abstimmungen an der Urne ist das Stimmgeheimnis zu 
wahren.»107 Selbstverständlich bleibt das Stimmgeheimnis 
auf das Urnensystem beschränkt. In den meisten andern 
Kantonen wird das Stimmgeheimnis zumindest durch die 
kantonalen Wahl- und Abstimmungsgesetze als wichtiger, 
gesetzlicher Grundsatz geschützt108. Es hat in den Kantonen 
– soweit ausdrückliche verfassungsrechtliche Regelungen 
fehlen – nicht den Rang eines eigenständigen verfas-
sungsmässigen Rechtes109. Freilich deckt die Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit die wichtigsten Teilgehalte des Stimmge-
heimnisses im Abstimmungs- und Wahlvorgang ab. Das 
Stimmgeheimnis, als Element der Wahl- und Abstimmungs-
freiheit, verhindert Einschüchterungen zwecks Einfluss-
nahme110. «Der Bürger soll sein Stimmrecht völlig frei 
ausüben und den Stimmzettel so ausfüllen können, wie es 
seinem wirklichen Willen entspricht, was unter anderem 
durch geheime Stimmabgabe gewährleistet wird»111. 
Das Stimmgeheimnis ist auch strafrechtlich geschützt: «Wer 
sich durch unrechtmässiges Vorgehen Kenntnis davon ver-
schafft, wie einzelne Berechtigte stimmen oder wählen, wird 
mit Gefängnis oder mit Busse bestraft» (Art. 283 StGB). 
Nach dieser Norm ist aber freilich nicht das Offenbaren der 
geheimgehaltenen Tatsache, sondern ausschliesslich die 
Ausspähung, also das Eindringen in das Geheimnis, mit 
Strafe bedroht. Jeder Stimmberechtigte darf daher mitteilen, 
wie er gewählt hat112. 
                         
106 Vgl. BGE 121 I 138 E. 4a, 143, und E. 5d, 149; vgl. auch N. 2558. 
107 Weitere Beispiele: Art. 74 Abs. 4 KV JU; Art. 48 Abs. 2 KV GE. 
108 Im Bund siehe Art. 5 Abs. 7 und Art. 87 Abs. 3 BPR; in den Kantonen siehe z.B. § 3 WAG 

ZH; Art. 27 UAG SG; § 6 Abs. 3 WAG BS; § 90 Abs. 1 GPR SO; Art. 25 LDP NE; Art. 19 
Abs. 1 LDP JU; § 7 Abs. 4 GPR BL; Art. 8 Abs. 7 GPR BE. 

109 Vgl. GRISEL, Initiative 95. 
110 Vgl. BGE 98 Ia 602 E. 8, 610 m.w.H.; TSCHANNEN, Stimmrecht 134. 
111 BGE 98 Ia 602 E. 8, 610; vgl. TSCHANNEN, Stimmrecht 134 m.w.H. 
112 Vgl. STEFAN TRECHSEL, Schweizerisches Strafgesetzbuch, Kurzkommentar, 2. Aufl., Zü-

rich 1997, N. 1 zu Art. 283 StGB, 910. 
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3. Schutzbereich des Stimmgeheimnisses 

a) Geheime Stimmabgabe 

Beim Urnensystem kann während des Ausfüllens bezie-
hungsweise des Einwerfens der Stimme in die Urne das 
Stimmgeheimnis am ehesten beeinträchtigt werden. Die 
Kantone haben daher die Abstimmungslokale so einzurich-
ten, dass anlässlich der Stimmabgabe das Stimmgeheimnis 
absolut geschützt wird; Entsprechendes gilt auch bei der 
brieflichen Stimmabgabe113 und bei der Stimmabgabe durch 
Stellvertreter114. Die kantonale Gesetzgebung hat die 
entsprechenden Schutzmassnahmen vorzukehren. In den 
Kantonen bestehen im Wesentlichen drei Systeme, welche 
das Stimmgeheimnis bei der Stimmabgabe mehr oder weni-
ger schützen115. 
Nach einem ersten System werden den Stimmberechtigten 
die Unterlagen nach Hause zugestellt und sind auch dort 
auszufüllen116. Das Abstimmungslokal dient nur zur Stim-
mabgabe; im Abstimmungslokal dürfen keine Zettel ausge-
füllt werden und auch ein Nachbezug von Unterlagen ist 
nicht möglich. Dieses Verfahren führt dazu, dass der Stimm-
berechtigte selber für die Einhaltung des Stimmgeheimnisses 
zu sorgen hat. Immerhin kann der Stimmberechtigte fern von 
jeder staatlichen Kontrolle von seinem Recht Gebrauch ma-
chen. 
Nach einem zweiten System, das in den meisten Kantonen 
praktiziert wird117, kann der Stimmberechtigte die Zettel bei 
sich zu Hause oder im Abstimmungslokal ausfüllen und 
Stimmmaterial nachbeziehen. Hier ist es nicht unbedingt er-
forderlich, dass das Gemeinwesen Kabinen zum Schutz des 
Stimmgeheimnisses zur Verfügung stellt. 
Nach einem dritten System ist der Berechtigte verpflichtet, 
die Zettel im Stimmlokal auszufüllen118 und dort in die Urne 

                         
113 Vgl. N. 2540–2542. 
114 Vgl. BGE 113 Ia 161 E. 4, 164 f.; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 268 f.; TSCHANNEN, 

Stimmrecht 134; vgl. N. 178 und 179. 
115 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 265–267. 
116 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 265. 
117 Siehe z.B. Art. 26 UAG SG; § 25 GPR SO; weitere Hinweise bei POLEDNA, Wahlrechts-

grundsätze 266 Anm. 46. 
118 Siehe Art. 29 LEDP TI; Art. 18 und 25 LEDP VD; weitere Hinweise bei POLEDNA, Wahl-

rechtsgrundsätze 266 Anm. 46. 
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einzuwerfen. Das unbeobachtete Ausfüllen der Zettel wird 
durch Abstimmungszellen oder Schreibpulte mit Sichtschutz 
erreicht. 
Der Einwurf der Zettel in die Urnen muss ohne Beeinträchti-
gung des Stimmgeheimnisses möglich sein. Deshalb müssen 
die Stimmzettel zumindest gefaltet oder in einem Kuvert in 
die Urne eingeworfen werden können. Ist ein Kontrollstem-
pel erforderlich, so ist dieser auf der Rückseite des Zettels 
anzubringen119. Das Abstimmungsmaterial darf keinerlei 
Anhaltspunkte anbieten, die Rückschlüsse auf das Stimm-
verhalten des Einzelnen erlauben. So muss das Abstim-
mungsmaterial in Aussehen, Papierfarbe oder Grösse stets 
gleich beschaffen sein120. 
Das Bundesgericht hat die Einhaltung des Stimmgeheimnis-
ses stets auf den Ortsgebrauch und die lokalen Verhältnisse 
abgestimmt121. Es hat insbesondere die Rechtmässigkeit der 
nichtgeheimen Abstimmungen und Wahlen in Bürgerver-
sammlungen (und in Landsgemeinden) nie in Frage gestellt. 
Das Versammlungssystem mit offener Abstimmung hat in der 
Entwicklung und Entstehung der kantonalen Demokratien 
eine derart grosse Bedeutung, dass es nicht anginge, unter 
Berufung auf das Stimmgeheimnis eben diesen «urdemokra-
tischen Gemeinwesen» das Urnenverfahren vorzuschreiben. 
So hat das Bundesgericht die in einer Gemeindever-
sammlung durchgeführte geheime Abstimmung für gültig 
angesehen, obwohl die Stimmzettel nicht in den vor-
geschriebenen Urnen, sondern in zwei Herrenhüten einge-
sammelt wurden122. 

b) Bewahrung des Stimmgeheimnisses bei der 
 Auszählung der Stimmen 

Die Urne sollte gross genug sein, damit sich die Stimmku-
verts nicht in der chronologischen Reihenfolge aufschichten 
und anhand der fortlaufend abgegebenen Stimmausweise 
eine Identifizierung der einzelnen Stimmabgaben erlauben. 
Ferner sollte überhaupt vermieden werden, dass eine Urne 
infolge ihrer Aufstellung nur von wenigen Stimmberechtig-
ten benutzt wird. Das Stimmbüro, das die Stimmabgabe 
                         
119 Siehe z.B. § 58 Abs. 3 und 4 SRG LU. 
120 Vgl. Bger. vom 1. November 1978, BVR 1980, 97–103 (100–102). 
121 Vgl. Bger. vom 25. März 1970, ZBl 1970 470–472 (471). 
122 Vgl. Bger. vom 25. März 1970, ZBl 1970 470–472 (471 f.). 
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überwacht und die Stimmen auszählt, muss mit genügend 
Personen besetzt sein123. Die Urne muss zudem bis zur 
Auszählung der Stimmen versiegelt bleiben. Die gegen-
seitige Überwachung der Mitglieder des Stimmbüros sichert 
das Vertrauen in die korrekte Abwicklung des Verfahrens. 
Kleine Wahl- und Abstimmungskreise (mit etwa nur 20 
Stimmberechtigten) haben von Natur aus die Tendenz, dass 
das Stimmgeheimnis beeinträchtigt wird124. 

c) Stimmgeheimnis für die Unterschriftenbogen für 
 Wahlvorschläge, Initiative und Referendum? 

In vielen Kantonen erfordert die Kandidatur für ein Amt eine 
bestimmte Anzahl Unterschriften von Stimmberechtigten; 
die Kandidaten müssen von Stimmberechtigten zur Wahl 
vorgeschlagen sein125. Diese Wahlvorschläge müssen der 
zuständigen Behörde zur Kontrolle eingereicht werden; 
anschliessend liegen die Unterschriftenlisten den Stimmbe-
rechtigten zur Einsicht auf126. Nach den gesetzlichen Rege-
lungen unterliegen die Wahlvorschläge also gerade nicht ei-
nem Stimmgeheimnis. Das Bundesgericht hat diese Ordnung 
für zulässig angesehen127, denn die Geheimhaltungspflicht 
dürfe nicht so weit ausgedehnt werden, dass die Freiheit der 
Stimmabgabe beeinträchtigt werde. Letztere könne sich nur 
dann ganz entfalten, wenn die Stimmberechtigten die 
Möglichkeiten haben, sich Klarheit über die politischen Ab-
sichten der Vorgeschlagenen und der Vorschlagenden zu ver-
schaffen. Zwar seien die Vorschlagsunterzeichner zum Teil 
dem Druck der öffentlichen Meinung ausgesetzt, gleichwohl 
überwiege das Interesse der Allgemeinheit an der 
Zugänglichkeit der Wahlvorschläge. 
Die Argumentation des Bundesgerichtes überzeugt nicht. In 
der Praxis sind die politischen Absichten der Kandidaten und 
nicht jene der Listenunterzeichner massgebend. Die Vor-
schlagsunterzeichner unterstützen nur einen bestimmten 
Kandidaten; sie brauchen nicht unbedingt mit dessen poli-
tischen Ansichten übereinzustimmen. Ausserdem erhält der 
                         
123 Vgl. N. 2553. 
124 POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 262 m.w.H. 
125 Siehe z.B. Art. 54 Abs. 1 UAG SG i.V. mit Art. 24 BPR. 
126 Vgl. z.B. Art. 8quater und 11bis VVUAG SG; Art. 49 LDP NE; § 76 Abs. 3 WAG ZH; § 7 

Abs. 1 KRWG SZ; weitere Hinweise bei POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 263 Anm. 35 
und WIDMER 144 Anm. 22. 

127 Vgl. BGE 98 Ib 289 E. 4g, 296. 
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Stimmberechtigte durch die Wahlwerbung der Parteien und 
der Kandidaten genügend Kenntnis über deren Ziele. Es ist 
nicht erforderlich, dass die Vorschlagsunterzeichner öf-
fentlich bekannt sind. Die Tatsache, dass für bestimmte 
Kandidaturen Wahlvorschläge erforderlich sind, dient einer 
gewissen Erschwerung der Kandidaturen. Diese Regelung 
soll Bewerber um ein politisches Amt ohne jeden politischen 
Rückhalt von einer unnützen und für den Kanton kostspieli-
gen Kandidatur abhalten. Ferner sind politische Konstella-
tionen denkbar, bei denen auf potentielle Vorschlagsunter-
zeichner Druck ausgeübt wird. Damit würde das Recht auf 
eine ungehinderte Einreichung einer Liste beeinträchtigt. Die 
öffentlichen Vorschlagslisten sind also zumindest problema-
tisch128. 
Bezieht sich das Stimmgeheimnis auf die Unterschriften-
bogen für Initiativen und Referenden? Hier bekunden die 
Unterzeichner deutlicher als bei den Wahlvorschlägen einen 
bestimmten politischen Willen. Das Interesse an einer Ge-
heimhaltung wiegt hier unter Umständen schwerer als bei 
den personenbezogenen Wahlvorschlägen. Das Bundesge-
setz über die politischen Rechte untersagt die Einsichtnahme 
in die Bogen für Initiative und Referendum129. Die Geheim-
haltung der Unterzeichner von Initiativ- und Referendums-
begehren «scheint» auch auf kantonaler Ebene «ein in der 
Schweiz allgemein anerkannter Grundsatz zu sein»130. So 
haben mehrere Kantonsregierungen entschieden, dass die 
Einsicht in Unterschriftenbogen zu einem Initiativ- bezie-
hungsweise Referendumsbegehren Dritten nicht zu 
gewähren ist131. Hier besteht überhaupt kein öffentliches In-
teresse an einer Veröffentlichung der Namen der Unter-
zeichner. Den Stimmberechtigten bietet es keine 
Entscheidungshilfe über das anstehende Sachgeschäft, wenn 
sie die Namen der Unterzeichner kennen. Es geht vielmehr 
nur um die Sachabstimmung allein. Die Abstimmungs-
                         
128 Vgl. POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 264 f.; WIDMER 144 f. 
129 Siehe Art. 64 Abs. 2 und Art. 71 Abs. 2 BPR; für die Kantone, die dasselbe normieren vgl. 

WIDMER 144 Anm. 21 m.w.H. 
130 Vgl. BGE 98 Ib 289 E. 4h, 297, und als Beispiel dafür etwa Art. 47 Abs. 2 GPR AR; a.M. 

RHINOW, Volksrechte 113 Anm. 126. 
131 Vgl. Beschluss des Regierungsrates des Kantons Basel-Land Nr. 3058a vom 26. Septem-

ber 1958, ZBl 1959 58 f.; Beschluss des Regierungsrates des Kantons Schwyz Nr. 2722 
vom 22. Oktober 1958, ZBl 1959 140–143; Entscheid des Regierungsrates von Appenzell 
A.Rh. vom 28. November 1960, AR GVP 1988, Nr. 1018; Jahresbericht des Baselland-
schaftlichen Ombudsmannes 1989, 10 ff. (Nr. 1 des Besonderen Teils). 

2576 



§ 43 

 

botschaft der Regierung und des Parlamentes sowie die 
Meinungsäusserungen der Parteien, der Initiativ- und Refer-
endumskomitees genügen vollumfänglich, damit sich die 
Stimmberechtigten eine eigene Meinung bilden können. 
Eine allfällige Öffentlichkeit der Bogen für Initiativ- und 
Referendumsbegehren führt je nach Geschäft zu einem erhe-
blichen Druck auf die Unterzeichner, der mit der Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit nicht zu vereinbaren ist.
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I.  Übersicht 

Das Gemeinwesen lässt den Stimmberechtigten im Zuge der 
Organisation der einzelnen Abstimmungen und Wahlen In-
formationen zukommen. Diese bezwecken eine geordnete 
Durchführung von Abstimmungen und Wahlen. Neben di-
esen Verfahrensinformationen macht das Gemeinwesen auch 
Mitteilungen, die sich direkt auf die Person oder den Gegen-
stand beziehen, über die abgestimmt wird. Es sind oftmals 
diese «Informationen», die je nach Standpunkt problema-
tisch erscheinen und das Abstimmungsergebnis beeinflussen 
können. Folgende Formen solcher Informationen sind denk-
bar: 

– die Empfehlung von Regierung und Parlamentsmehrheit, 
eine Abstimmungsvorlage anzunehmen oder ein 
Volksbegehren abzulehnen sowie die 
Abstimmungserläuterungen, welche die Empfehlung 
begründen und den Stimmbürger über den zur 
Abstimmung vorgelegten Gegenstand aufklären wollen 
(II); 

– zusätzliche behördliche Abstimmungsinformationen, 
welche bei Vorliegen triftiger Gründe zulässig sind (III); 

– die ausserhalb einer Abstimmung erfolgende Orientierung 
über Grossprojekte (IV); 

– Meinungsäusserungen von Behördenvertretern und 
Staatsangestellten (V); 

– Interventionen im Vorfeld von Initiativen und Referenden 
(VI); 

– Interventionen bei Wahlen (VII). 
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II. Abstimmungsempfehlung, -information und  
 -erläuternung 

1. Abstimmungsempfehlungen 

Nach verbreiteter Praxis verfasst der Regierungsrat bezie-
hungsweise der Bundesrat1 und seltener das Parlament2 die 
amtliche Abstimmungsempfehlung, die Abstimmungser-
läuterungen wie auch die Abstimmungsfrage. Regierung und 
Parlament empfehlen zunächst eine Vorlage zur Annahme 
oder Ablehnung. Die Behörden sind nicht zu abstinenter 
Neutralität, wohl aber zu Sachlichkeit verpflichtet3. Die 
Empfehlung wird regelmässig in den Abstimmungser-
läuterungen mit den Gegenargumenten abgewogen und be-
gründet. Diese Empfehlungen sind zulässig und kennzeich-
nen die staatsleitende Funktion von Parlament und Re-
gierung4. Im Falle der EWR-Abstimmung vom 6. Dezember 
1992 hatte der Bundesrat ein aussergewöhnliches Vorgehen 
beschlossen; wenige Tage vor der EWR-Abstimmung rief 
der Gesamtbundesrat die Stimmberechtigten auf, die EWR-
Vorlage anzunehmen5. Bei aussergewöhnlich wichtigen Vor-
lagen muss der Regierung diese Befugnis zustehen, voraus-
gesetzt ist dabei freilich, dass sie in ihrem Aufruf sachlich 
bleibt und dieser mit einem verhältnismässigen Mitteleinsatz 
erfolgt. 
Der erläuternde Bericht wird entweder von der Regierung 
oder vom Parlament abgefasst. Diese Stellungnahme wird 
sich in aller Regel mit dem Ergebnis der Schlussabstimmung 
im Parlament decken. Eine Abstimmungsempfehlung, wel-
che dem Ergebnis der Schlussabstimmung widerspricht, ist 
mit der Wahl- und Abstimmungsfreiheit nicht zu verein-
baren. Diese fordert nämlich zunächst eine sachliche Be-
gründung für die Abstimmungsempfehlung. Sollte diese 
                         
1 Siehe z.B. § 16 Abs. 1 GPR AG; Art. 138 Abs. 1 WAG VS; Art. 11 Abs. 2 BPR; vgl. BU-

SER 105 f. 
2 Siehe aber die Regelung gemäss Art. 22 Abs. 2 und 3 PRG GR; vgl. dazu den Entscheid 

des Regierungsrates des Kantons Graubünden vom 15. Januar 1990, RPR 1989/1990, 
Nr. 1, E. 6b; Art. 77 Abs. 1 Bst. b GPR BE; Art. 1bis RIG SG; zur besonderen Situation in 
Zürich vgl. WIDMER 258; ferner BUSER 105 f. 

3 Vgl. BGE 117 Ia 41 E. 5a, 46, 121 I 252 E. 2, 256, wo Objektivität von der Neutralität 
unterschieden wird; vgl. auch STEINMANN 260; MÜLLER, Abstimmungskampf 259 f. 

4 Vgl. z.B. GRISEL, Initiative 110; siehe auch Art. 180 Abs. 1 BV oder Art. 65 KV TI. 
5 Vgl. BBl 1992 VI 469. 

2578 

2579 



§ 44 

 

Empfehlung dem Schlussabstimmungsergebnis widerspre-
chen, so muss auch diese Differenz sachlich begründet wer-
den. Das dürfte in der Regel nicht möglich sein, es sei denn, 
in der Zwischenzeit hätten Neuwahlen des Parlamentes 
stattgefunden und die politischen Verhältnisse hätten sich 
«erdrutschartig» verändert. Ohne einen solchen sachlichen 
Grund für diese Empfehlungsdivergenz würden die Stimm-
berechtigten verwirrt, da sie die wirkliche Meinung des Par-
lamentes nicht erfahren können6. 

2. Pflicht zu objektiver Erläuterung und Informatio n 

Die Frage der Abstimmungserläuterungen war lange Zeit 
umstritten7, da man früher argumentierte, mit der Beschluss-
fassung sei das behördliche Verfahren abgeschlossen; die 
Diskussion sei nunmehr im Volk von den Stimmberechtigten 
und ihren Gruppierungen zu führen8. Heute sind sie im Bund 
und in fast allen Kantonen üblich geworden9. Die Abstim-
mungsvorlagen sind in den letzten Jahrzehnten komplizierter 
und für die Stimmberechtigten immer schwerer verständlich 
geworden. Die Abstimmungserläuterungen sollen den 
Stimmberechtigten die Vorlagen näher bringen und ihnen 
ermöglichen, rational abzustimmen10. In der Literatur wird 
vereinzelt sogar von einem verfassungsrechtlichen Gebot 
gesprochen, das die Behörden zu Erläuterungen 
verpflichte11. In der Tat kann bei komplizierten Vorlagen aus 
der Wahl- und Abstimmungsfreiheit eine Informationspflicht 
hergeleitet werden, doch ist diese nicht die Regel. Ein 
grundsätzlicher Verzicht auf Abstimmungserläuterungen be-
deutet noch keine Verfassungsverletzung. Allerdings setzt 
die heutige Demokratie eine offene und pluralistische Ausei-
nandersetzung voraus, «die schliesslich in einen rationalen, 
                         
6 Zu diesem Problem vgl. das Gutachten von ALFRED KÖLZ , Die Abgabe separater Abstim-

mungsempfehlungen an die Stimmberechtigten durch den Zürcher Kantonsrat, ZBl 1998 
401–414 (407). 

7 Vgl. BAUMANN -BRUCKNER 54–60; vgl. auch BUSER 103–114, der die Linie der bundesge-
richtlichen Rechtsprechung nachzeichnet. 

8 Vgl. THEODOR BÜHLER, Ist eine amtliche Stellungnahme bei Abstimmungen erwünscht?, 
ZBl 1971 521–529; vgl. DECURTINS 158–161; YVO HANGARTNER, AJP 1996 276; MÜLLER, 
Abstimmungskampf 255 f. 

9 So haben die Kantone Tessin und Wallis, die bis vor kurzem auf Erläuterungen verzichte-
ten (vgl. WIDMER 255), der Regierung ermöglicht, solche abzugeben; siehe Art. 138 WAG 
VS und Art. 25 Abs. 3 Bst. a LEDP TI. 

10 Vgl. Baumann-Bruckner 57. 
11 So MÜLLER, Abstimmungskampf 257 Anm. 8 m.w.H. 
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von der Kenntnis der wesentlichen Tatsachen und der vertre-
tenen Argumente getragenen Entscheid»12 münden soll. Die 
Demokratie fordert einen permanenten Dialog zwischen Be-
hörden, politischen Gruppen und Stimmbürgern. Von daher 
erscheint ein grundsätzlicher Verzicht auf Erläuterungen 
staatspolitisch als zunehmend problematisch. 
Im Hinblick auf die Abstimmungs- und Wahlfreiheit kommt 
nebst der neutralen Formulierung der Abstimmungsfrage13 
auch den amtlichen Abstimmungserläuterungen eine erhe-
bliche Bedeutung zu, da die Erläuterungen stark beachtet 
werden14. Es ist von zentraler Bedeutung, dass sie objektiv 
abgefasst werden. Die Abstimmungs- und Wahlgesetze se-
hen deshalb in unterschiedlichen Formulierungen vor, dass 
die Erläuterungen objektiv verfasst werden sollen: «kurz, 
sachlich»15, «kurz, sachlich, [...] die auch den gegnerischen 
Auffassungen Rechnung trägt»16, «sachliche Erläuterungen 
[...], die auch die gegensätzlichen Standpunkte darstellen»17 
oder «kurze, sachliche Erläuterung, [...] die auch den Gege-
nargumenten Rechnung trägt»18. 
Diese Erläuterungen werden den Stimmberechtigten nach 
den gesetzlichen Vorschriften regelmässig als Faltzettel oder 
Broschüren zusammen mit den Stimmzetteln und dem 
Stimmausweis zugestellt. Es ist den verantwortlichen Be-
hörden verwehrt, auf diese Form der Erläuterungen zu 
verzichten und stattdessen die Stimmberechtigten mittels 
Zeitungsinseraten zu unterrichten19. Dieser Verfahrensfehler 
führt indes nicht eo ipso zur Aufhebung der Abstimmung, 
dazu sind vielmehr Verletzungen der Objektivitätspflicht er-
forderlich. 
Die amtliche Erläuterung kann die Willensbildung der 
Stimmbürger und damit das Abstimmungsergebnis unerlaub-
termassen beeinflussen. Das ist namentlich der Fall, wenn 
die Behörde, die zu einer Sachabstimmung amtliche Er-
läuterungen verfasst, ihre Pflicht zur objektiven Information 
                         
12 MÜLLER, Grundrechte 370. 
13 Vgl. N. 2528–2531. 
14 Vgl. ROLF SCHOCH/DIETER NIEDERMANN, Die amtliche Information des Stimmbürgers vor 

Abstimmungen, ZBl 1986 465–482; DECURTINS 164 f. 
15 Art. 11 Abs. 2 BPR. 
16 § 27 WAG BS. 
17 § 19 Abs. 1 GPR BL. 
18 Art. 77 Abs. 1 Bst. b GPR BE. 
19 Vgl. den Entscheid vom 13. Dezember 1996 des Aargauer Departements des Innern,  

AGVE 1996, 469–473 (471 f.). 
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verletzt und über den Zweck und die Tragweite der Vorlage 
falsch orientiert20. Bei ausgabenrelevanten Vorlagen gehört 
die Finanzierungsfrage zu einer wesentlichen Information. 
Die Stimmberechtigten sind auch über die Folgekosten eines 
Verpflichtungskredites zu informieren; dabei genügt der 
blosse Hinweis auf den Finanzplan nicht21. Das Bundes-
gericht räumt dem zuständigen Organ beim Abfassen der 
Erläuterungen einen erheblichen Spielraum ein, soweit Wer-
tungs- und Ermessensfragen zu beurteilen sind22. Danach 
kann es sich in seiner Abstimmungserläuterung auch auf Ar-
gumente stützen, die sich nicht oder nicht ohne weiteres ob-
jektiv belegen lassen. Wer in diesen Ermessens- und Wer-
tungsfragen eine andere Ansicht vertrete, könne nicht gel-
tend machen, dass der Bericht der Behörde irreführend sei23. 
Die Würdigung von Ermessensfragen ist keine Verfassungs-
verletzung, da es Sache des Bürgers ist, «sich insoweit eine 
eigene Meinung zu bilden»24. 
Die Behörde darf sich bei ihren Ausführungen ohne weiteres 
auf die Darlegung der Argumente beschränken, welche für 
die Mehrheit des Gesetzgebers bestimmend sind. Man kann 
deshalb nicht verlangen, dass die behördlichen Informa-
tionen alle möglichen Gesichtspunkte berücksichtigen und 
alle Einwände gegen die betreffende Vorlage aufnehmen25. 
Als noch zulässig wurde es angesehen, dass eine behördliche 
Aussage zwar überspitzt, im Kern aber nicht unwahr oder 

                         
20 Vgl. Bger. vom 6. Januar 1993, RJJ 1993, 1–10 (vgl. die vorausgegangenen Entscheide des 

Jurassischen Verfassungsgerichts vom 4. November 1991, RJJ 1992, 106–113 und des 
Bger. vom 1. Mai 1992, RJJ 1992, 99–105); BGE 98 Ia 615 E. 4a, 622, 108 Ia 155 E. 3b, 
157, 112 Ia 129 E. 1, 131; GVP 1988, Nr. 90 m.w.H.; Entscheid des Regierungsrats des 
Kantons Luzern vom 23. November 1982, LGVE 1982 III Nr. 5; Bger. vom 18. Juni 1997, 
ZBl 1998 89–93 (91); Entscheid vom 22. Mai 1991 des Berner Regierungsrates, BVR 
1996, 501–511 (509); vgl. auch BUSER 113 f.; GRISEL, Initiative 112; DECURTINS, Abstim-
mungskampf 189–193; STEINMANN 260 f. 

21 Vgl. Entscheid des Berner Regierungsrates vom 22. Mai 1996, BVR 1996, 501–511 (511). 
22 Vgl. BGE 101 Ia 238 E. 3, 242 f., 121 I 252 E. 2, 255 f. 
23 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153. 
24 BGE 98 Ia 615 E. 4a, 622. 
25 Vgl. z.B. BGE 119 Ia 271 E. 4a, 276; BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153, 106 Ia 197 E. 4a, 200, 

98 Ia 615 E. 4a, 622; GRISEL, Information 68; Entscheid des Thurgauer Verwaltungsge-
richts vom 5. Dezember 1990, Thurgauische Verwaltungsrechtspflege 1990, Nr. 3, E. 3; 
Entscheid des Regierungsrats des Kantons Obwalden vom 30. August 1988, VVGE OW 
1987–1988, Nr. 3, E. 5; Bger. vom 18. Juni 1997, ZBl 1998 89–93 (92); STEINMANN 260 
m.w.H.; GRISEL, Initiative 113; HAEFLIGER 224; vgl. aber N. 2590 und 2591, wonach eine 
Pflicht besteht, den Standpunkt von Initiativ- und Referendumskomitees in die Abstim-
mungserläuterungen aufzunehmen. 
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unsachlich, sondern bloss ungenau und unvollständig ist26. 
Schliesslich stellt der behördliche Bericht nicht die einzige 
Informationsquelle dar und die Stimmbürger erhalten von 
den für oder gegen die Abstimmungsvorlage sprechenden 
Argumenten auch durch andere Publikationsmittel Kenntnis. 
Der Behörde steht es im Falle einer Volksinitiative zu, in der 
Erläuterung auf allfällige Mängel des Begehrens hinzu-
weisen und den Stimmbürgern dessen Annahme oder Ver-
werfung zu empfehlen27. 
Bei der Pflicht zu objektiver Erläuterung der Abstimmungs-
vorlagen differenziert das Bundesgericht nicht nach fakulta-
tivem und obligatorischem Referendum. Die Erläuterungen 
zu einer fakultativ referendumspflichtigen Vorlage müssen 
die Beweggründe des Referendumskomitees darlegen28. 
Selbstverständlich können auf der andern Seite auch die 
Gründe der Parlamentsmehrheit für diese Vorlage dargelegt 
werden. Bei einer obligatorisch referendumspflichtigen 
Sachvorlage hängt die Objektivität von der parlamenta-
rischen Beratung sowie der Diskussion der Vorlage in den 
Medien ab. Ist sie völlig unbestritten und tritt auch kaum 
eine öffentliche Diskussion ein, so genügt es, wenn die Er-
läuterungen lediglich die Gründe für die Annahme der Vor-
lage enthalten. In den Erläuterungen brauchen nicht gesuchte 
Einwände und Gegenargumente behandelt zu werden, die 
weithergeholt sind29. Die Beschränkung auf die positiven 
Einwände ist durchaus «objektiv», wenn in der politischen 
Diskussion gar keine Gegenargumente vorgebracht worden 
sind. 
Das Bundesgericht hat festgehalten, dass es nicht die Wahl- 
und Abstimmungsfreiheit der Bürger verletzt, wenn eine 
Vorlage der Abstimmung unterbreitet wird, welche mögli-
cherweise rechtswidrige Bestandteile enthält. Die mögliche 
Rechtswidrigkeit liesse sich nach der Annahme der Vorlage 
durch das Volk mittels einer staatsrechtlichen Beschwerde 
feststellen; die Behörde muss in ihren Erläuterungen nicht 
auf die mögliche Rechtswidrigkeit hinweisen30. 

                         
26 Vgl. BGE 117 Ia 41 E. 6c/cc, 56. 
27 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153, 106 Ia 197 E. 4a, 199 f., 112 Ia 391 E. 3a, 393 f.; Bger. 

vom 5. Oktober 1979, ZBl 1980 243–252 (247). 
28 Vgl. HAEFLIGER 224. 
29 Vgl. HAEFLIGER 224. 
30 Vgl. Bger. vom 18. Juni 1997, ZBl 1998 89–93 (91). 
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Das Bundesgericht hatte eine Verletzung der Pflicht zu ob-
jektiver Information etwa angenommen, als in den Er-
läuterungen andere Argumente verwendet wurden, als es die 
Initianten vertreten hatten31. Oder in einem andern Fall 
wurde einer Initiative in den Erläuterungen eine Auslegung 
zugrunde gelegt, die offenkundig nicht ihrem Sinn 
entsprach32. Die Behörde ist nämlich verpflichtet, «bei der 
Erläuterung des Volksbegehrens in korrekter Weise vorzuge-
hen und grundsätzlich gleich zu verfahren, wie wenn eine 
vom kantonalen Parlament beschlossene Vorlage zur Ab-
stimmung gelangen würde»33. Eine interpretationsbedürftige 
oder unklare Initiative ist aus sich selbst nach Sinn und 
Zweck auszulegen. Dabei können Hilfsmittel wie Be-
gründung der Initianten, ihre Voten in Parlament oder Presse 
herangezogen werden. 
Das Sachlichkeitsgebot wird verletzt, wenn für behördliche 
Informationen keine stichhaltigen Gründe ersichtlich sind34 
und die Stellungnahme einseitig ausfällt und deshalb ein fal-
sches Bild erweckt. Erscheint eine Aussage indessen als grob 
verzerrt und unrichtig, so leitet das Bundesgericht daraus 
«mildernde» Umstände ab. Die behördlichen Fehlinforma-
tionen scheinen dann nicht so schwer zu wiegen, weil sie 
«bei einem unvoreingenommenen Vergleich [...] als zum Teil 
unsachlich zu erkennen waren»35. Verwenden die privaten 
Gegner oder Befürworter einer Vorlage ferner emotionale, 
unsachliche und irreführende Argumente, so ist es der Be-
hörde ebenfalls erlaubt, in ihren Abstimmungsstellungnah-
men den Pfad der Sachlichkeit zumindest teilweise zu ver-
lassen. Diese Rechtsprechung erscheint insofern richtig, als 
es gewissermassen prozessual um einen fairen, waffenglei-
chen Abstimmungskampf geht. Gleichwohl darf die Behörde 
nicht auf eine Ebene mit dem Initiativkomitee gestellt wer-
den. Sie besitzt eine grundsätzlich andere Stellung und von 
ihr müsste zu jedem Zeitpunkt eine Zurückhaltung, aber 
auch Augenmass und Beurteilungsvermögen aus Distanz 
verlangt werden. 

                         
31 Vgl. Bger. vom 4. Oktober 1978, ZBl 1979 527–534 (532 f.). 
32 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 4c, 154 f. 
33 BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153. 
34 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 4c, 155; Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (245) = 

BVR 1996, 97–116. 
35 Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (245) = BVR 1996, 97–116. 
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Häufig muss die informierende Behörde bei der Erklärung 
der Abstimmungsvorlage von Prognosen über eine bestim-
mte künftige Entwicklung ausgehen. Wenn später eintre-
tende tatsächliche Entwicklungen ein vollkommen 
verändertes Umfeld schaffen, kann der Behörde keine Fal-
schinformation vorgeworfen werden, falls sie im damaligen 
Zeitpunkt mit den zur Verfügung stehenden und weitgehend 
anerkannten Prognosen arbeitete und so den Stimmbürgern 
eine Beurteilung über den Abstimmungsgegenstand er-
möglichte. Es ist von Art. 34 Abs. 2 BV nicht geboten, aber 
ratsam, auf die Unsicherheit solcher Prognosen hinzuweisen, 
damit die Stimmbürger die Relativität der Vorhersagen bei 
ihrer Meinungsbildung berücksichtigen können36. 

3. Standpunkt von Initiativ- und 
Referendumskomitees 

Die objektive amtliche Information der Stimmbürger bedeu-
tet, dass der Standpunkt des Initiativ- oder Referendumsko-
mitees in der amtlichen Abstimmungserläuterung angemes-
sen zum Ausdruck kommen muss. Das Initiativkomitee hat 
jedoch nach der bundesgerichtlichen Praxis keinen Anspruch 
darauf, dass ein von ihm verfasster Text vollständig wieder-
gegeben wird37; es sei denn, das kantonale Recht verschaffe 
ihm einen derartigen Anspruch38. Manchmal werden die Ini-
tiativ- und Referendumskomitees zur Abfassung der jeweili-
gen Passagen herangezogen39. Das ist ein faires Vorgehen 
und sichert die Wahl- und Abstimmungsfreiheit vorbildlich, 
aber wird vom Bundesgericht nicht verlangt. 

                         
36 Vgl. Bger. vom 7. Dezember 1999, Urteil 1P.280/1999, NZZ vom 28. Dezember 1999, 

Nr. 302, 41 = Pra. 2000 Nr. 23. Im angeführten Fall führte insbesondere der Entscheid der 
Swissair, einen Teil ihrer Aktivitäten von Genf nach Zürich zu verlegen, zu einer entgegen 
der regierungsrätlichen Prognose deutlich stärkeren Zunahme des Flugverkehrs. 

37 Vgl. DECURTINS 194; TSCHANNEN, Stimmrecht 102; MAHON 237; GRISEL, Initiative 100–
102. 

38 Siehe § 19 Abs. 1 GPR BL: «Bei Referendum und Initiative ist dem Komitee Gelegenheit 
zu geben, seinen Standpunkt in angemessenem Umfang und auf eigene Verantwortung 
selbst darzustellen.» Einen von gesetzlichen Regelungen unabhängigen Anspruch auf die 
Darstellung durch das Komitee vertritt WIDMER 267 m.w.H. 

39 Vgl. die Botschaft über die Teilrevision der Bundesgesetzgebung über die politischen 
Rechte, BBl 1993 III 473 und 532 (abgelehnter Entwurf von Art. 11 Abs. 2 BPR). 
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So stellt der Bundesrat in seinen – allerdings unanfecht-
baren40 – Erläuterungen zu eidgenössischen Vorlagen aus-
nahmslos den Standpunkt eines Referendums- oder Initia-
tivkomitees auf einer Seite des «Bundesbüchleins» zusam-
mengefasst dar41. Er kann sich dabei insbesondere auf die 
Verhandlungen in der Bundesversammlung abstützen und 
muss die wesentlichsten Argumente der befürwortenden 
Ratsmitglieder wiedergeben. Das Komitee muss bei der Ab-
fassung der amtlichen Erläuterung nicht konsultiert wer-
den42. Es ist aber entscheidend, dass der Standpunkt des Ini-
tiativkomitees in den amtlichen Erläuterungen tatsächlich 
wiedergegeben wird43. Die blosse Wiedergabe des Initiativ-
textes ohne Begründung des Komitees genügt den Anfor-
derungen objektiver Information nicht. Bei der Abfassung 
amtlicher Abstimmungserläuterungen zu Initiativen gelten 
strengere Grundsätze als bei Referendumsabstimmungen 
über Parlamentsvorlagen44. Der objektiven Information ist 
Genüge getan, wenn die Erläuterungen keine unwahren oder 
– zum Beispiel wegen Lückenhaftigkeit – irreführenden 
Aussagen enthalten45. Der Bundesrat wird bei seinen Ab-
stimmungserläuterungen nicht rechtlich, sondern höchstens 
politisch durch die Parlamentsmehrheit kontrolliert. Diese 
Kontrolle ist naturgemäss nicht ausgeprägt. Dieser Tatsache 
ist es wohl zuzuschreiben, dass etwa beim neuen Kranken-
versicherungsgesetz oder bei der Alpeninitiative von ver-

                         
40 Vgl. Entscheid des Bundesrates vom 9. Mai 1979, VPB 1980, Nr. 2 II; Urteil des Bger. 

vom 15. Mai 1979, VPB 1980, Nr. 2 III; Urteil des Bger. vom 3. Februar 1992, ZBl 1992 
308–312; vgl. auch ANDREAS KLEY, Der richterliche Rechtsschutz gegen die öffentliche 
Verwaltung, Zürich 1995, 281. Auch eine Kantonsregierung kann die Erläuterungen des 
Bundesrats nicht überprüfen; vgl. Entscheid des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 
9. September 1994, LGVE 1994 III Nr. 4; STEINMANN 263. Durch den mit der Justizreform 
neu eingefügten Art. 189 Abs. 1 Bst. f BV wird der Schutz der politischen Rechte des 
Bundes ebenfalls dem Bundesgericht übertragen (vgl. BBl 1997 I 530). Mit dieser Verfas-
sungsgrundlage hat es der Bundesgesetzgeber in der Hand, auch Abstimmungserläuterun-
gen des Bundesrats einer (zumindest beschränkten) gerichtlichen Kontrolle zu unterwerfen 
und unsachliche oder irreführende Erläuterungen zu sanktionieren (vgl. ANDREAS KLEY, 
N. 17 zu Art. 29a BV, in Bernhard Ehrenzeller et al. [Hrsg.], St. Galler Kommentar zur 
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, St. Gallen 2001 [im Druck]). 

41 Zum Vorgehen der Bundeskanzlei vgl. Bericht des Bundesrates vom 27. Februar 1980 über 
seine Geschäftsführung im Jahre 1979, 2; BUSER 111; WIDMER 252. 

42 Vgl. den gescheiterten Vorschlag in BBl 1993 III 373, 532. 
43 Vgl. WIDMER 267. 
44 Vgl. Bger. vom 19. Oktober 1983, BVR 1984, 97–109 (106); WIDMER 264 f. 
45 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 3a, 153. 
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schiedenster Seite gerügt worden ist, der Bundesrat habe un-
sachliche Informationen abgegeben46. 

4. Rechtsfolgen bei fehlerhaften Erläuterungen oder 
Informationen 

Die Feststellung fehlerhafter Informationen in der Abstim-
mungsbotschaft reicht allein nicht aus, um eine Abstimmung 
zu verschieben oder aufzuheben. Die falsche Information 
muss nämlich das Abstimmungsergebnis entscheidend bee-
influssen oder mindestens muss dies auf Grund der Um-
stände im Bereich des Möglichen liegen47. An diesem Erfor-
dernis scheitern trotz festgestellter Unsachlichkeit viele 
Stimmrechtsbeschwerden. Die Beschwerdeführer können 
nur die Genugtuung haben, dass die Behörden unsachliche 
Erläuterungen verfasst haben oder übermässig in die poli-
tische Willensbildung eingegriffen haben. Damit kann das 
Bundesgericht die Behörden rügen, allerdings bleibt dies 
rechtlich ungesühnt. Davon scheint gleichwohl gegenüber 
den kantonalen Behörden eine Präventivwirkung auszuge-
hen. 

 

III. Zusätzliches Eingreifen in den Abstimmungskampf, 
 behördliche Propaganda 

1. Zulässigkeit bei Vorliegen triftiger Gründe 

Grundsätzlich ist jegliches Eingreifen der Behörden in einen 
Abstimmungskampf mit Ausnahme von Abstim-
mungsempfehlungen und -erläuterungen nicht erlaubt48. Eine 
derartige Intervention ist nach bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung nur bei Vorliegen triftiger Gründe ausnah-
msweise zulässig. Solche Gründe für eine zusätzliche Infor-
mation sind gegeben, wenn sie im Interesse einer unver-
fälschten Willenskundgabe der Stimmbürger notwendig wer-

                         
46 Vgl. STEINMANN 261. 
47 Vgl. BGE 112 Ia 391 E. 3a, 393 f.; Entscheid des basellandschaftlichen Verfassungsge-

richts vom 17. November 1989, BLVGE 1989, 22–30, E. 6. 
48 Vgl. DECURTINS, Abstimmungskampf 225–232; RAMSEYER 86–91; WIDMER 185–190; 

STEINMANN 261. 
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den49. Das politische Interesse oder die blosse Betroffenheit 
des Gemeinwesens beim Ausgang der Abstimmung stellt 
noch keinen triftigen Grund dar; denn in den eigenen Ab-
stimmungen ist das Gemeinwesen stets «betroffen» und die 
Regierung könnte damit immer versucht sein, das Abstim-
mungsergebnis zu beeinflussen. So verletzte beispielsweise 
eine durch den Regierungsrat veröffentlichte Informations-
seite in zwei Tageszeitungen die Abstimmungsfreiheit. Diese 
Intervention erfolgte mit der Absicht, die Stimmbürger zur 
Annahme der Vorlagen zu bewegen, ohne dass triftige 
Gründe zur Veröffentlichung vorgelegen haben50. Im glei-
chen Sinne wurde in einem Urteil gegen den Kanton Bern 
die Abgabe von 350 Exemplaren einer Dokumentation mit 
einem ausführlichen Argumentarium betreffend die An-
nahme eines neuen Schulmodells vom Bundesgericht bean-
standet51. Die Dokumentation richtete sich vor allem an 
Schulinspektoren, welche in privaten und öffentlichen Auf-
tritten damit eine Argumentationshilfe für die Annahme des 
neuen Schulmodells erhielten. 
Hingegen gilt als triftiger Grund eine irreführende Propa-
ganda seitens Privater. Die Abstimmungsfreiheit kann durch 
Interventionen von Privaten beeinträchtigt werden52. Es kann 
daher erforderlich sein, dass die Behörde besonders krassen 
Verzerrungen und Verfälschungen der privaten Abstimmung-
spropaganda entgegentritt und grobe Fehler berichtigt. Auf 
diese Weise wird im Abstimmungskampf eine faire Au-
seinandersetzung gewährleistet. Die irreführende Propa-
ganda muss allerdings in einem Umfang erfolgen, der geeig-
net ist, das Ergebnis zu beeinflussen. Ein einzelner Leser-
brief oder ein Flugblatt, die ohne politische Resonanz 
bleiben, können keineswegs eine nachträgliche behördliche 
Korrektur rechtfertigen. Zudem ist eine gewisse Über-
treibung und Verzerrung seitens privater Propaganda stets in 
Kauf zu nehmen53. Es müsste vielmehr ein Leserbrief sein, 
der hohe Wellen schlägt und das Abstimmungsthema 
eindeutig beeinflusst. Ein weiterer triftiger Grund besteht in 

                         
49 Vgl. STAUFFACHER 392; BGE 112 Ia 332 E. 4d, 337; unveröffentlichte E. 3 des Urteils 

BGE 105 Ia 243, publiziert in ZBl 1980 20–24 (21); BGE 108 Ia 155 E. 3b, 157 f.; YVO 

HANGARTNER, Urteilsanmerkung zu BGE 119 Ia 271, AJP 1994 243–248, Ziff. 12. 
50 Vgl. BGE 112 Ia 332 E. 4d, 337; vgl. auch HAEFLIGER 226 f. 
51 Vgl. Bger. vom 4. September 1991, ZBl 1992 312–319 (316 f.). 
52 Vgl. § 47. 
53 Vgl. Bger. vom 8. Juli 1964, ZBl 1965 245–251 (251); BGE 98 Ia 73 E. 3b, 80. 
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den veränderten Umständen, die seit der Ansetzung und Ab-
fassung der Erläuterungen eingetreten sind und deshalb eine 
zusätzliche Aufklärung der Stimmbürger erfordern. Das 
Bundesgericht hatte dies in einem Fall akzeptiert, als ein öf-
fentliches Werk durch eine private Landabtretung noch 
zusätzliche raumplanerische Verbesserungen erfuhr54. Eine 
Rechtsmittelinstanz kann schliesslich Teile einer Abstim-
mungsvorlage ungültig erklären; damit ändert sich die 
Sachlage fundamental. Die Behörde ist verpflichtet, die Er-
läuterungen in diesem Fall zu korrigieren, wenn nicht gar die 
Abstimmung zu verschieben55. 
Das Bundesgericht scheint bei komplexen Abstimmungsvor-
lagen zusätzliche Informationen ebenfalls zu akzeptieren. Es 
hatte solche Informationen der Thuner Behörden zu einer 
Abstimmung über einen Überbauungsplan in Form von 
Schaufenster-Darstellungen zugelassen56. Das Vorliegen 
eines triftigen Grundes ist hier sehr fraglich; komplexe Ab-
stimmungsvorlagen erfordern ausführliche und anschauliche 
Erläuterungen. Die Behörden sollen nicht unter Hinweis auf 
die Komplexität des Gegenstandes und insbesondere die von 
ihnen verfassten (ungenügenden) Erläuterungen einen 
zusätzlichen Spielraum für behördliche Propaganda erhalten. 
Die Bundesbehörden hatten im Vorfeld der EWR-
Abstimmung ebenfalls zusätzliche Informationen verbreitet, 
und zwar in der Form von Broschüren, Fernseh-Auftritten 
der Bundesräte, und durch Einrichtung eines telefonischen 
Auskunftsdienstes57. 

2. Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen 

Liegt ein triftiger Grund für eine zusätzliche Information 
vor, so müssen weitere Voraussetzungen erfüllt sein, damit 
dieser zusätzliche Mitteleinsatz sich im Rahmen der Wahl- 
und Abstimmungsfreiheit bewegt. Zunächst müssen diese 
Informationen wie auch die Erläuterungen objektiv sein, da-
zu gehört insbesondere eine sachliche und korrekte Aufma-
chung. Selbstverständlich müssen diese zusätzlichen Infor-
mationen unverzüglich nach ihrem Bekanntwerden erfolgen. 

                         
54 Vgl. BGE 89 I 437 E. 7, 444–448. 
55 Vgl. STEINMANN 262 und Anm. 96. 
56 Vgl. Bger. vom 24. November 1982, BVR 1983, 1–9 (7); vgl. auch MÜLLER, Grundrechte 

369 f. 
57 Vgl. STEINMANN 263. 
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Ansonsten könnte die Regierung diese zurückhalten und die 
Stimmbürger kurz vor dem Abstimmungstermin überra-
schen. Diese Gefahr verliert indessen mit der starken Zu-
nahme der brieflichen Abstimmung immer mehr an Ge-
wicht58. Die Behörde wird heute sehr daran interessiert sein, 
sofort zu informieren; ansonsten läuft sie Gefahr, dass ein 
wesentlicher Teil der Bevölkerung die Stimme schon ab-
gegeben hat59. Hier müssten die Rechtsmittelinstanzen eben-
falls Rücksicht nehmen und unter Umständen Abstimmun-
gen gerade aus diesem Grund kassieren, weil ein erheblicher 
Teil der Stimmbürger womöglich von falschen Voraus-
setzungen ausgegangen ist. Der Mitteleinsatz der Behörden 
muss schliesslich verhältnismässig sein, das heisst er muss 
in Bezug auf die erforderliche Korrektur oder zusätzliche 
Information erfolgen und darf nur dieses Manko ausglei-
chen, aber nicht zusätzliche Propaganda machen. Eine ge-
setzliche Grundlage braucht die Behörde indes nicht nach-
zuweisen60. Georg Müller hat die Frage der gesetzlichen 
Grundlage differenziert; für die Informationen und Richtig-
stellungen im Interesse der Wahl- und Abstimmungsfreiheit 
sei keine gesetzliche Grundlage nötig; die Ausgaben für die 
übrigen Behördeninformationen bedürften hingegen einer 
gesetzlichen Grundlage. Ein blosser Ausgaben- oder Kredit-
beschluss genüge nicht, weil die Höhe der Aufwendungen 
von so grosser Tragweite sei, dass der Gesetzgeber sie fes-
tlegen müsse61. U.E. sind diese Differenzierungen für die 
Frage der gesetzlichen Grundlage nicht praktikabel, denn 
letztlich sind alle Ausgaben zum Zwecke der Information der 
Stimmbürger durch die Wahl- und Abstimmungsfreiheit le-
gitimierbar. Damit wird die Frage der Grenzziehung 
zwischen erforderlicher und nicht erforderlicher gesetzlicher 

                         
58 Die Zahl der Stimmbürger, welche den brieflichen Weg benützt, ist in den letzten Jahren 

zwar stark gestiegen, freilich sind die Werte in den Kantonen unterschiedlich: in Zürich 
sind es 60 %, in Basel-Stadt 90 %, in Genf 85 %, in der Waadt 5 % und im Tessin 2 %; vgl. 
NZZ vom 16. März 1999, Nr. 62, 106. Gerade aus diesem Grund hat MÜLLER, Grundrech-
te 384, vorgeschlagen, die Möglichkeit brieflicher Stimmabgabe auf wenige Tage oder eine 
Woche vor Urnenschluss zu beschränken. U.E. würde dieser Vorschlag die erheblichen 
Vorteile der brieflichen Stimmabgabe wieder zurücknehmen. 

59 Eine Umfrage zur eidgenössischen Volksabstimmung vom 29. November 1998 hat erge-
ben, dass fast die Hälfte der Stimmenden brieflich abstimmt. Die Unterschiede in den Kan-
tonen sind allerdings sehr gross; vgl. NZZ vom 19. Mai 1999, Nr. 113, 13, und vorstehen-
de Anm. 

60 Vgl. TSCHANNEN, Stimmrecht 107 Anm. 57 m.w.H.; GRISEL, Initiative 114. 
61 Vgl. MÜLLER, Abstimmungskampf 264 m.w.H. 
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Grundlage eine Frage der gewählten Begründung und Über-
zeugungskraft der Formulierungen. Es genügt daher allein, 
dass die Sicherung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit In-
formationen der Stimmbürger erfordert62; eine gesetzliche 
Grundlage für die entsprechenden Ausgaben ist indes nicht 
notwendig. 

3. Form des Eingriffs 

Die zulässige behördliche Intervention kann ausser mittels 
Inseraten in vielfältigen andern Formen erfolgen, so in 
Schaufensterplakaten63, Flugblättern64, in In-Corpore-
Auftritten einer Behörde oder in Mitteilungen über die elek-
tronischen Medien. Die Finanzierung eines privaten Ab-
stimmungskomitees, welches mit den staatlichen Geldmit-
teln verstärkt im Abstimmungskampf auftreten kann, ist 
dann unzulässig, wenn die Unterstützung verdeckt erfolgt65. 
Erfolgt diese Unterstützung offen, so erscheint sie weniger 
problematisch. Gleichwohl geht es nicht an, dass eine Be-
hörde die zusätzliche Information nicht selbst zielbezogen 
ausarbeitet und abgibt, sondern den Umweg über ein pri-
vates Komitee nimmt. Es liegt auf der Hand, dass dieses in 
seiner Eigenschaft als politische Kraft im Widerstreit der 
Meinungen versuchen wird, die erhaltenen Mittel möglichst 
effektiv, das heisst wenig sachlich einzusetzen. Eine derar-
tige Unterstützung von privaten Komitees muss deshalb ab-
gelehnt werden. Das Bundesgericht hat allerdings in einem 
singulär gebliebenen fragwürdigen Urteil, die offene Unter-
stützung eines privaten Komitees deshalb akzeptiert, weil 
ihm eine grosse Zahl von Behördenmitgliedern angehörten, 
was eine effektive Kontrolle erlaube66. Die Behörde soll, 
wenn sie zusätzliche Informationen abgibt, dies selber tun 
und offen dazu stehen. Die Finanzierung eines privaten Ko-
mitees wirkt indirekt und verschleiert die Finanzierungs-
verhältnisse; «die Bürgerschaft weiss nicht, ob die entspre-
chenden Magistraten und Beamten sich in eigenem Namen 
                         
62 In BGE 114 Ia 427 E. 6b, 445 (Laufental) hatte das Bundesgericht für eine erhebliche 

Intervention eine gesetzliche Grundlage vermisst, in anderen Entscheiden liess es die Fra-
ge unbeantwortet; vgl. z.B. Bger. vom 24. November 1982, BVR 1983, 1–9 (5). 

63 Vgl. Bger. vom 24. November 1982, BVR 1983, 1–9. 
64 Vgl. Bger. vom 8. Juli 1964, ZBl 1965 245–251; vgl. dazu RAMSEYER 88 und DECURTINS, 

Abstimmungskampf 229. 
65 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 6b, 444, 119 Ia 271 E. 7b, 281; GRISEL, Initiative 116. 
66 Vgl. BGE 116 Ia 466 = Pra. 1992 Nr. 195; vgl. dazu HAEFLIGER 225. 
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und mit eigenen Mitteln engagieren oder stellvertretend für 
das Gemeinwesen werben»67. Treten nämlich sämtliche Mit-
glieder einer Behörde, zum Beispiel der Regierungs- oder 
der Bundesrat zusammen auf und empfehlen in den Medien, 
namentlich im Fernsehen68, kollektiv ein bestimmtes Ab-
stimmungsverhalten, so äussern sie diese Meinung nicht als 
Privatpersonen. Sie machen vielmehr ihre öffentliche Funk-
tion als Regierung geltend69 und erhoffen sich dadurch einen 
stärkeren Einfluss auf den Stimmbürger. Diese In-Corpore-
Auftritte sind grundsätzlich geeignet, die Chancengleichheit 
im Abstimmungskampf zu beeinflussen und sollten daher 
unterbleiben, falls nicht triftige Gründe dafür sprechen. Tritt 
nur ein Behördemitglied im Auftrag und Namen der betref-
fenden Behörde auf, so wird in der Praxis allerdings nicht 
ein allzu strenger Massstab angelegt. Denn sobald die Zu-
hörer oder Zuschauer erkennen können, dass es sich nicht 
um eine umfassende amtliche Information handelt, sondern 
eher um eine politische Meinungsäusserung70, fällt die 
Zurechnung an die Behörde dahin. Der Beitrag wird dann 
wie eine zulässige71 private Meinungsäusserung eines Be-
hördenmitgliedes behandelt. 

 

IV. Ausserhalb von Abstimmungen erfolgende  be-
hördliche Informationen 

Die Regierungen verfassen unter gewissen Umständen nicht 
nur eigentliche Abstimmungserläuterungen für die Stimmbe-
rechtigten, sondern sie geben auch Abstimmungsinforma-
tionen über die Tagespresse bekannt. Diese zusätzlichen In-
formationen können gerade von der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit gefordert sein, wenn irreführende Informa-

                         
67 JÖRG PAUL MÜLLER, Staatsrechtliche Rechtsprechung 1990, ZBJV 1992 429–480 (468). 
68 Vgl. dazu die Richtlinien der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG); vgl. 

RAMSEYER 128–131. 
69 Und geniessen auf diese Weise eine bessere Chance, wahrgenommen zu werden; vgl. 

RAMSEYER 87. 
70 So die Auffassung der UBI in einem unveröffentlichten Entscheid vom 6. Juli 1990; vgl. 

RAMSEYER 130; YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung zu BGE 119 Ia 271, AJP 1994 243–
248, Ziff. 7. 

71 Vgl. z.B. BGE 101 Ia 238 E. 3, 244 m.w.H.; YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung zu 
BGE 119 Ia 271, AJP 1994 243–248, Ziff. 7. 
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tionen zu korrigieren sind72. Die Regierung kann sich aber 
auch ausserhalb eines anstehenden Abstimmungstermins 
veranlasst sehen, die Bevölkerung über ein Projekt, das erst 
noch konkret zu entwickeln ist, zu informieren. So sieht 
etwa Art. 180 Abs. 2 BV vor, dass der Bundesrat die Öf-
fentlichkeit rechtzeitig und umfassend über seine Tätigkeit 
informiere73. Diese Information kann selbstverständlich Be-
lange betreffen, die später einmal die Hürde einer Volksab-
stimmung überwinden müssen. Das Bundesgericht hat diese 
Informationen auf kantonaler Ebene zu Recht zugelassen, 
wenn sie sich nicht direkt auf einen konkreten Abstimmung-
skampf beziehen oder in das Vorfeld der Urnengänge 
fallen74. Die Behörden müssen sich erst dann einer derarti-
gen Einflussnahme enthalten, wenn der Volksentscheid un-
mittelbar bevorsteht. Das geschieht zweifellos mit dem Zeit-
punkt der Zustellung der Abstimmungsunterlagen75. Freilich 
wird die Vorlage schon früher politisch erkennbar und damit 
für den Abstimmungskampf reif, wenn die zuständige Be-
hörde die Abstimmungsvorlage zu Handen der Volksab-
stimmung angenommen hat. In diesem Sinne hatte das Bun-
desgericht im Berner Laufentalentscheid schon ab jenem 
Zeitpunkt Einflussnahmen der Berner Regierung berücksi-
chtigt, als der Anschlussvertrag mit Basel-Land ausgehandelt 
war76. Umgekehrt durfte der Genfer Regierungsrat in einem 
Vorprojekt zur Strassenüberquerung des Genfer Seebeckens, 
das noch mehrere grundsätzliche Möglichkeiten offen liess, 
in einer Inseratenkampagne informieren. Denn diese Infor-
mation beziehe sich auf eine Angelegenheit, die noch nicht 
für eine Volksabstimmung reif sei. Die Kantonsregierung 
müsse sich noch mehrfach in dieser Debatte äussern, na-
mentlich gegenüber dem Grossen Rat, welcher über diese 
Vorprojekte debattieren und eines davon auswählen werde. 
Erst das ausgearbeitete Projekt ist dazu bestimmt, dem 
Stimmvolk vorgelegt zu werden77. 
Der heikle Zeitpunkt, von dem an eine behördliche Interven-
tion grundsätzlich untersagt ist, beginnt mit der Existenz 

                         
72 Vgl. BGE 116 Ia 466 E. 4, 469; vgl. auch N. 2594. 
73 Vgl. Botschaft nBV, 411 f. 
74 Vgl. BGE 116 Ia 466 E. 4, 468, 121 I 252 E. 2, 256. 
75 So DECURTINS, Abstimmungskampf 113; RAMSEYER 22. 
76 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 6c, 446. 
77 Vgl. BGE 121 I 252 E. 3, 258; vgl. dazu auch HAEFLIGER 225 f. und MÜLLER, Abstim-

mungskampf 258 Anm. 10. 
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eines konkreten Projektes, das in die Zuständigkeit des 
Stimmvolkes fällt. Die rein formalen Gesichtspunkte, etwa 
die Zustellung der Abstimmungsunterlagen, sind nicht mass-
geblich. Denn schon vorher kann eine Vorlage soweit aus-
gereift sein, dass eine Behörde mittels Interventionen Ein-
fluss auf den Abstimmungsausgang nehmen kann. Die 
zunehmende zeitliche Nähe einer Information zu einer konk-
reten Abstimmungsvorlage und einem dafür angesetzten 
Termin lässt immer mehr Objektivitätspflichten hinsichtlich 
dieser Informationen aufscheinen. 

 

V. Meinungsäusserungen von Behördenvertretern 

Exekutivmitglieder und Spitzenbeamte treten häufig in Ab-
stimmungskämpfen in den Massenmedien auf, geben Infor-
mationen, Hintergründe und vor allem ihre persönliche Mei-
nung ab. Diese Meinungsäusserungen gelten in der Regel als 
private Verlautbarungen, deshalb sind sie grundsätzlich 
zulässig. Den einzelnen Mitgliedern der Exekutive können 
weder die Teilnahme am Wahl- noch am Abstimmung-
skampf noch die freie Meinungsäusserung verboten wer-
den78. Sie dürfen als Privatpersonen auftreten und die 
Bevölkerung zur Annahme oder Ablehnung einer Vorlage 
aufrufen79. Sie können sich dabei vollumfänglich auf die 
Meinungsfreiheit des Art. 16 Abs. 2 BV berufen. Die 
Beschränkungen von Interventionen, welche für Behörden 
als solche gelten, binden damit diese Behördenmitglieder 
nicht. Diese könnten allerdings versucht sein, die Quasi-
Stimme ihrer Behörde zu führen um mit ihrer Mein-
ungsäusserung eine grössere Wirkung zu erzielen. Die damit 
notwendige Unterscheidung zwischen behördlichem und pri-
vatem Auftreten von Behördenvertretern ist nicht einfach. 
Als wichtigstes Kriterium erscheint die mutmassliche 
                         
78 Vgl. BGE 89 I 437 E. 6, 444, 98 Ia 615 E. 4b, 624, 101 Ia 238 E. 3, 243 f., 112 Ia 332 E. 

4c, 335; ähnlich Bger. vom 4. Oktober 1989, ZBl 1990 116–120 (120); Urteil des Thur-
gauer Verwaltungsgerichts vom 5. Dezember 1990, Thurgauische Verwaltungsrechtspflege 
1990, Nr. 3, E. 4a, b und d; vgl. auch WIDMER 182 f.; RAMSEYER 64 f.; YVO HANGARTNER, 
Urteilsanmerkung zu BGE 119 Ia 271, AJP 1994 243–248, Ziff. 7; a.M. Entscheid des Lu-
zerner Regierungsrates vom 15. Juli 1977, LGVE 1977 III Nr. 4; vgl. die differenzierten 
Darlegungen bei STEINMANN 264 f. 

79 Vgl. BGE 119 Ia 271 E. 3d, 275, 112 Ia 332 E. 4c, 335, Bger. vom 4. Oktober 1989, ZBl 
91 1990 116–120, E. 5c; MÜLLER, Abstimmungskampf 261 und Anm. 22 m.w.H. 
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Wirkung, welche die Äusserung bei den durchschnittlich 
aufmerksamen und politisch interessierten Stimmbürgern 
auslöst80. Es ist Behördenmitgliedern untersagt, ihre Mein-
ungsäusserung als amtliche Verlautbarung zu tarnen, indem 
sie etwa das Briefpapier verwenden oder amtliche Insignien 
einsetzen und somit eine grössere Wirkung erzielen. Die 
Unterzeichnung eines solchen Aufrufes mit dem Namen und 
der Amtsbezeichnung lässt noch nicht auf eine amtliche Ver-
lautbarung schliessen. «Eine unzulässige Beeinflussung der 
Meinungsbildung könnte sodann in Verlautbarungen, deren 
privater Charakter unklar bleibt, in Betracht gezogen wer-
den, wenn das Behördenmitglied eine bewusst falsche oder 
täuschende Sachdarstellung geben würde, die wegen der Au-
torität seines Amtes nicht ohne weiteres als solche erkannt 
würde.»81. Das Bundesgericht verkennt hier, dass ein Be-
hördenmitglied kaum täuschend und falsch informieren wird 
und dass sich diese Abgrenzung zwischen privater und be-
hördlicher Äusserung gar nicht machen lässt. Vielmehr wird 
das Behördenmitglied seine private und damit notwendiger-
weise persönliche Meinungsäusserung so verpacken, dass 
seine Sachkunde und seine Erfahrung in diese Äusserung 
miteinfliessen. Das Mitglied hat dem gewöhnlichen 
Stimmbürger etliches voraus und kann daher seinen 
persönlichen Rat effektiver anbringen als eine andere Per-
son. Aus diesem Grunde müssten solche «privat-
öffentlichen» Stellungnahmen in ihrer Wirkung auf die 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit sehr viel ernster genommen 
werden82. Allerdings ist schon die Behörde wegen ihres poli-
tischen Führungsauftrags nicht auf Neutralität, sondern bloss 
auf Sachlichkeit verpflichtet. Umso mehr muss das einzelne 
Behördenmitglied, das sich im öffentlichen Raum bewegt, 
eine persönliche, aber sachliche Meinung äussern können. 
Dazu kommt noch, dass zufolge der Personalisierung der 
Politik eine Abstimmungsniederlage häufig dem zuständigen 
Regierungsmitglied zugerechnet wird. Diese sehen sich de-
shalb zunehmend veranlasst «derartige ‹persönliche Nieder-
lagen› durch eine geschickte Informationspolitik und Ab-
stimmungskampagne zu vermeiden»83. 
                         
80 Vgl. BGE 119 Ia 271 E. 3d, 275. 
81 BGE 119 Ia 271 E. 3d, 275; vgl. auch Bger. vom 4. Oktober 1989, ZBl 1990 116–120 

(120). 
82 So auch MÜLLER, Grundrechte 375. 
83 MÜLLER, Abstimmungskampf 257. 
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Ob die Stellungnahme eines Behördenmitglieds in 
mündlicher oder schriftlicher Form geäussert wird, spielt 
keine Rolle84. Denn dieses Kriterium ist zu formal und über-
sieht, dass auch die mündliche Form in Versammlungen 
stark wirken kann. Umgekehrt kann in einem Zeitungsinter-
view ein Behördenmitglied eine persönliche Stellungnahme 
abgeben, die sofort als solche erkennbar ist. Es ist unab-
hängig von der Form vielmehr entscheidend, wie die Be-
hördenmitglieder in einem Abstimmungskampf auftreten85. 

 

VI. Interventionen im Vorfeld von Initiativen und R efe
 renden 

Im Verfahrensstadium der Unterschriftensammlung für ein 
Referendum oder für eine Initiative fallen behördliche Er-
läuterungen zum vornherein ausser Betracht. Es ist nur 
denkbar, dass eine Exekutive in ihrer jährlichen Berichter-
stattung auf die negativen Konsequenzen einer solchen 
Unterschriftensammlung im Falle des Erfolges hinweist. Da 
der Erfolg dieser Unterschriftensammlung in weiter Ferne 
liegt, erscheint eine weiter gehende behördliche Einmis-
chung als fragwürdig. Das Sammeln von Unterschriften ist 
durch die politischen Rechte geschützt und verleiht das 
Recht, wirksam für das Zustandekommen einer Initiative 
oder eines Referendums sorgen zu können86. Das Gemein-
wesen darf das Sammeln der Unterschriften für Initiativen 
und Referenden, die dem eigenen Stimmvolk vorzulegen 
sind, weder unterstützen noch behindern87. Der öffentliche 
Grund muss für das Unterschriftensammeln zur Verfügung 
gestellt werden; über die Bewilligungspflicht für 
gesteigerten Gemeingebrauch darf nicht Einfluss auf die 
Tätigkeit von Initiativ- und Referendumskomitees genom-
men werden88. Das Bundesgericht hatte allerdings eine fi-
nanzielle Unterstützung eines privaten Komitees durch eine 
Gemeinde akzeptiert, welches damit vier Inserate und 
                         
84 So aber der Vorschlag von HAEFLIGER 229. 
85 Vgl. MÜLLER, Abstimmungskampf 265. 
86 Vgl. Entscheid vom 31. August 1995 der Aargauer Direktion des Innern, AGVE 1995, 

491–493 (492); KÖLZ , Volksinitiative 5 f. 
87 Vgl. BGE 97 I 893 E. 2, 895 f. 
88 Vgl. BGE 109 Ia 208 E. 5, 211 f. (Unterschriften für eine Petition); GRISEL, Initiative 67 f.; 

HERREN 103 f. 
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Flugblätter finanzierte, welche die Stimmberechtigten des 
Kantons zur Nichtunterzeichnung eines Ausgabenreferen-
dums aufriefen89. Dieses problematische Urteil stellt in Ver-
kennung der relevanten Tatsachen die Unterschriftenphase 
und die Abstimmungsphase einander gleich90. Die Unter-
schriftenphase ist der Gebrauch eines von der Verfassung 
den Stimmbürgern eingeräumten politischen Rechts; dieses 
darf in keiner Weise behindert werden. Erst in der Abstim-
mungsphase kann die Rechtsprechung über die zulässige In-
tervention von Behörden herangezogen werden. Die Stimm-
berechtigten benötigen keinerlei Rat, ob sie vom fakultativen 
Referendumsrecht Gebrauch machen sollen; dieses Recht 
steht schlicht zur Verfügung. Erst in der Abstimmungsphase 
darf eine besonders betroffene Gemeinde allenfalls ein-
greifen91. Die Behörden dürfen das Sammeln von Unter-
schriften auch nicht dadurch fördern, indem den amtlichen 
Mitteilungen der Gemeinden oder des Kantons Bögen für 
Wahlvorschläge, Initiativen oder Referenden beigelegt wer-
den92. 
Das Sammeln von Unterschriften kann auch seitens Privater 
in unzulässiger Weise erleichtert oder erschwert werden. 
Grundsätzlich ist es zulässig, dass Nichtstimmberechtigte – 
etwa Schulkinder – Unterschriften für ein Referendum oder 
eine Initiative sammeln. Es geht einzig nicht an, wenn auf 
die Sammler Druck oder Zwang seitens des Referendums-
führers ausgeübt würde oder wenn die Sammler ihrerseits 
die Stimmberechtigten zur Unterschrift nötigen würden93. 
 
 
 
 
 

                         
89 Vgl. BGE 116 Ia 466 = Pra. 1992 Nr. 195. 
90 So auch STEINMANN 265. 
91 Vgl. N. 2645–2648. 
92 Vgl. den Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bern vom 17. August 1994, BVR 

1995, 193–197. Dieser Grundsatz ergibt sich nicht nur aus dem kantonalen Publikations-
recht, sondern auch aus der Wahl- und Abstimmungsfreiheit. 

93 Vgl. Entscheid vom 31. August 1995 des Aargauer Departements des Innern, AGVE 1995, 
491–493 (493); vgl. auch N. 2669. 
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VII. Interventionen in den Wahlkampf 

1. Direkte Eingriffe 

Das Bundesgericht hat bei denkbaren Interventionen in den 
Wahlkampf deutlich festgehalten, dass hier «jedes Eingreifen 
der Behörden im Wahlkampf» ausgeschlossen ist94. Dieses 
gänzliche Verbot behördlicher Wahlhilfe ergibt sich daraus, 
dass die Behörden bei Wahlen überhaupt keine Beratungs- 
und Erklärungsaufgabe wie bei Sachvorlagen haben. Die 
Behörden haben sich parteipolitisch neutral zu verhalten; sie 
dürfen weder Wahlempfehlungen abgeben, noch dürfen sie 
den Wahlkampf von bestimmten Kandidaten in irgendeiner 
Weise unterstützen. Die Behörden dürfen sich damit auch 
nicht indirekt in den Dienst von Parteiinteressen stellen95. 
Dieses Verbot der direkten Einmischung in den Wahlkampf 
gilt übrigens für alle Behörden, also auch für jene der über-
geordneten und der untergeordneten Gemeinwesen sowie der 
öffentlichrechtlichen Anstalten und sonstigen Körper-
schaften. 
Ausnahmsweise kann eine behördliche Intervention geboten 
sein, wenn «sie im Interesse der freien und unverfälschten 
Willensbildung und -betätigung der Wähler als unerlässlich 
erscheint, so namentlich zur Richtigstellung offensichtlich 
falscher Informationen, die im Verlauf eines Wahlkampfs 
verbreitet werden»96. Im Fall der Zürcher Lehrerwahl hatte 
das Bundesgericht den Ausnahmecharakter der Wahl aner-
kannt und deshalb eine Beratung durch die (Fach-)Behörden 
als zulässig angesehen, denn bloss Lehrer, die von der Be-
hörde nicht bestätigt worden waren, waren durch das Volk zu 
wählen. Von dieser Sachlage her ist es geboten, dass die 

                         
94 Bger. vom 8. Juli 1964, ZBl 1965 245–251; BGE 113 Ia 291 E. 3b, 296 f., 117 Ia 452 E. 

3c, 457, 118 Ia 259 E. 3, 262 f.; YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung zu BGE 119 Ia 271, 
AJP 1994 243–248, Ziff. 8; Bger. vom 5. Juli 1995, ZBl 1996 222–226 (223); dazu MÜL-

LER/SCHEFER 197 f.; Bger. vom 12. September 1996, ZBl 1997 355–363 (357 m.H.); Ent-
scheid vom 12. April 1995 des Berner Regierungsrates, BVR 1996, 145–147 (146 f.); vgl. 
auch MAHON 236. 

95 Vgl. BGE 113 Ia 291 E. 3b, 296 m.w.H.; in diesem Sinne vgl. das deutsche Bundesverfas-
sungsgericht im E 44, 125–197; vgl. auch RAMSEYER 59 f. 

96 Bger. vom 5. Juli 1995, ZBl 1996 222–226 (223) unter Hinweis auf BGE 118 Ia 262 f., 
117 Ia 457, 113 Ia 296 f. 

2604 

2605 



§ 44 

 

Stimmbürger von den Gründen des negativen behördlichen 
Entscheids Kenntnis nehmen können97. 
In einem Wahlkampf ist stets mit Übertreibungen, einer ver-
zerrten Darstellung und je nach Heftigkeit auch mit persönli-
chen Angriffen zu rechnen. Die Behörden müssen im Wahl-
kampf nicht zusätzlich dazu ihre Stimme erheben, denn die 
politischen Parteien und Gruppierungen werden eine be-
hördliche Intervention zu ihrem Nachteil nicht akzeptieren. 
Eine solche Intervention wird in aller Regel die Heftigkeit 
der Auseinandersetzung verstärken98. Eine behördliche 
Richtigstellung kommt bloss in ganz krassen Fällen in Frage. 
Soweit ersichtlich hat das Bundesgericht bisher in einem 
einzigen Fall eine (private) Wahlkampfauseinandersetzung 
als mit der Wahl- und Abstimmungsfreiheit unvereinbar an-
gesehen und das Wahlergebnis kassiert. Ein Kandidat war in 
den letzten Stunden vor dem Wahlgang des Stimmenkaufs 
beschuldigt worden. Eine Korrektur war im Grunde genom-
men nicht möglich, weshalb diese private Intervention zur 
Aufhebung des Ergebnisses führte99. Das Bundesgericht 
beurteilt eine behördliche Intervention bei Wahlen ähnlich 
wie bei Abstimmungen. Sie muss objektiv sein, von der 
Aufmachung und dem Tonfall her sachlich und in Bezug auf 
den Einsatz der verwendeten öffentlichen Mittel verhältnis-
mässig sein100. Allerdings wird eine solche behördliche In-
tervention nur in den seltensten Fällen nötig und zulässig 
sein, da die Grenzen hier von der politischen Sachlage her 
wesentlich enger gesteckt sind. 
Eine private Wahlempfehlung auf den Inserateseiten im 
Amtsanzeiger ist zulässig, wenn sie für den Wähler als sol-
che erkennbar ist101. Sie darf nicht unter Verwendung be-
hördlicher Signete und Kennzeichen erfolgen, da sie je nach 
Darstellung und erfolgten Wiederholungen das Wahlergebnis 
verfälschen könnte. Hingegen darf eine Behörde, etwa der 
Gemeinderat oder ein Regierungsrat, keinerlei Wah-
lempfehlungen in privaten oder öffentlichen Publikationen 

                         
97 Vgl. etwa im Fall der Lehrerwahl im Kanton Zürich, gemäss Bger. vom 5. Juli 1995, ZBl 

1996 222–226. Die gesetzlichen Regelungen sind in der Zwischenzeit aufgehoben worden; 
vgl. STEINMANN 266. 

98 Vgl. STEINMANN 266. 
99 Vgl. Bger.-Urteil Thomann vom 3. Februar 1939, ZBl 1939 249–251. 
100 Vgl. Bger. vom 5. Juli 1995, ZBl 1996 222–226 (223). 
101 Vgl. Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 25. April 1985, AGVE 

1985, 548–552, E. 3. 
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abgeben102. Der Verleger eines öffentlichen Publikationsor-
gans ist über die Wahl- und Abstimmungsfreiheit des Art. 34 
Abs. 2 BV auf ein politisches Diskriminierungsverbot 
verpflichtet: Er darf nicht Partei ergreifen, indem er Inserate 
der einen Seite annimmt und Publikationen der Gegner 
zurückweist103. Das verantwortliche Gemeinwesen läuft da-
mit Gefahr, dass ein Abstimmungsergebnis kassiert wird. Es 
wird den (privaten) Verleger seines Publikationsorgans an-
halten, sich politisch neutral zu verhalten. 

2. Indirekte Hilfeleistungen für die Parteien 

Die Unterstützung für Parteien besteht manchmal darin, dass 
es der Staat unternimmt, die von den Parteien gedruckten 
Wahllisten zu versenden. Die Wahl- und Abstimmungsfrei-
heit verlangt in diesem Falle, dass die Wählenden voll-
ständige Unterlagen erhalten, da die Zustellung der Wah-
lunterlagen einen amtlichen Charakter trägt. Der Stimmbür-
ger nimmt von sich aus an, dass diese Unterlagen vollständig 
sind und wird nicht auf den Gedanken kommen, dass «gege-
benenfalls noch weitere Listen und Kandidaten vorhanden 
sind»104. Der öffentliche Anschlag aller Kandidaten kann 
diese Annahme praktisch nicht umstossen, denn es kommt 
bei der Wahl- und Abstimmungsfreiheit darauf an, wie die 
Stimmbürger die zugestellten Unterlagen verstehen mussten. 
Sollten also nicht alle Kandidaten und Parteien von der am-
tlichen Zustellung ihrer Listen Gebrauch machen, so muss 
das Gemeinwesen auf einem separaten Blatt oder der Wah-
lanweisung deutlich darauf hinweisen. Die fehlende Infor-
mation kann einer Falschinformation gleichkommen105. 
Die Neutralität einer Unterstützung und Hilfeleistung beim 
Wahlkampf lässt sich nur dann erreichen, wenn sie aus-
nahmslos allen Kandidaten zu Gute kommt. Wenn eine Ge-
meinde – wie im Fall Kleinandelfingen – die Kosten für die 
Publikation von Wahlinseraten der Parteien übernimmt, so 
leistet sie Hilfe. Im Rahmen eines Wahlkampfes aber sind 
solche Interventionen als indirekte zu betrachten, da die 

                         
102 Vgl. Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau, AGVE 1960, 172. 
103 Vgl. den Entscheid vom 15. März 1996 der Berner Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirekti-

on, BVR 1996, 337–346 (344 f.) mit etwas anderer Begründung. Immerhin lässt sich indes 
eine privatrechtliche Inserate-Kontraktierungspflicht nicht begründen. 

104 Bger. vom 12. September 1996, ZBl 1997 355–363 (362 f.). 
105 Bger. vom 12. September 1996, ZBl 1997 355–363 (363). 
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Gemeinde sozusagen private Insertionsflächen kauft und den 
Parteien zur Verfügung stellt. Diese sind nur zulässig, wenn 
sie106 

– in Bezug auf die Willensbildung und Willensbetätigung 
der Wähler neutral sind; 

– im Interesse eines unverfälschten Wahlergebnisses 
notwendig (z.B. Übernahme der Druckkosten von 
Wahlvorschlägen oder des Versandes von Wahllisten107) 
sowie 

– verhältnismässig, rechtsgleich und willkürfrei sind. 

Wahlinserate bezwecken, die Meinungsbildung der Wähler 
zu beeinflussen. Deshalb kann eine Übernahme von Inser-
tionskosten keinesfalls «als eine dem Wahlkampf neutrale 
Massnahme bezeichnet werden»108, zumal eine parteilose 
Kandidatin von dieser Aktion der Gemeinde nicht profitieren 
konnte und die Massnahme insofern nicht rechtsgleich aus-
gestaltet wurde. Eine solche Intervention lässt sich auch 
nicht mit Hinweis auf die Notwendigkeit der Partei- und 
Fraktionsfinanzierung oder mit einer Berufung auf die im 
schweizerischen Staatsverständnis verankerte Idee der Kon-
kordanz rechtfertigen. 

3. Staatliche Parteienfinanzierung anlässlich von  
 Wahlen 

a) Im Allgemeinen 

Die neue Bundesverfassung erwähnt die Parteien in Art. 137 
ausdrücklich, denn diese haben für die politische Meinungs-
bildung eine grosse Bedeutung und nehmen wichtige Auf-
gaben wahr109. Auf kantonaler Ebene ist die Förderung von 
Parteien in verschiedenen Verfassungen in grundsätzlicher 

                         
106 Vgl. BGE 113 Ia 291 E. 3, 294–302. 
107 Vgl. Bger. vom 12. September 1996, ZBl 1997 355–363 (359). Der Versand von Wahllis-

ten muss sich für die politischen Parteien und Gruppierungen als neutral erweisen. Dies ist 
der Fall, wenn den Parteien der unentgeltliche Versand ihrer Wahllisten fakultativ zur Ver-
fügung gestellt wird. Es stellte sich einzig die vom Bundesgericht verneinte Frage, ob nicht 
die von den Parteien zu tragenden Druckkosten die Wahl- und Abstimmungsfreiheit verlet-
zen; zu den Parteien vgl. N. 2611. 

108 BGE 113 Ia 291 E. 3d, 298. 
109 Vgl. BBl 1997 I 452. Art. 137 wurde aus der Volksrechtereform in die Bundesverfassung 

überführt; vgl. zum Abs. 2 über die Parteienfinanzierung, BBl 1997 I 635. 
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Form verankert110. Hans Kelsen hielt zu Recht dafür, dass 
die politischen Parteien verfassungsmässig zu verankern 
seien, da die moderne Demokratie geradezu auf den poli-
tischen Parteien beruhe111. Es ist eigenartig, dass diese ver-
fassungsrechtliche Anerkennung sich nur zögerlich durchge-
setzt hat. Der schweizerische Verfassungsgeber hat 1999 
einen bedeutsamen und folgerichtigen Schritt getan, nach-
dem schon 1919 die Proportionalwahl verfassungsrechtlich 
verankert worden ist: Diese setzt politische Parteien voraus. 
Das Thema der Parteienförderung und insbesondere der Par-
teienfinanzierung wurde ab Ende der Sechzigerjahre in der 
Schweiz verstärkt diskutiert112 und mündete im Jahre 1988 
in einen umfassenden Bericht des Bundesrates über die Un-
terstützung der politischen Parteien113. Der Bericht kam zum 
Schluss, dass die schweizerische Parteienförderung ver-
gleichsweise bescheiden und unauffällig sei. In jüngster Zeit 
ist die allgemeine politische Diskussion zur Parteienfinan-
zierung wieder abgeflaut114. Eine staatliche Parteienfinan-
zierung verbunden mit einer Transparenzverpflichtung in 
finanzieller Hinsicht für die Parteien böte erhebliche Vorteile 
für einen fairen politischen Wettbewerb. Umgekehrt besteht 
aber die Gefahr, dass über die staatliche Finanzierung poli-
tische Strukturen zementiert werden115. 
Das Bundesgericht hatte sich mit Urteil vom 1. April 1998 
«Evangelische Volkspartei Freiburg (EVP)» grundsätzlich 

                         
110 Siehe Art. 65 KV BE; Art. 38 KV SO; § 35 KV BL; § 67 KV AG; Art. 25 KV TI; Art. 81 

KV JU. 
111 Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2. Aufl., Tübingen 1929, 19; vgl. dazu ANDREAS 

KLEY, Hans Kelsen als politischer Denker des 20. Jahrhunderts, Liechtensteinische Juris-
ten-Zeitung 2000, 16–26. 

112 Die Parteienfinanzierung wird in der Schweiz zurückhaltend ausgerichtet. Vielfach erhal-
ten die Parlamentsfraktionen einen Beitrag an ihre Infrastrukturkosten; nur wenige Kanto-
ne sehen eine Parteienfinanzierung vor; vgl. z.B. § 35 Abs. 2 KV BL. Die allgemein ausge-
richtete Parteienfinanzierung wird aber als zulässig angesehen; vgl. PETER HUG, Die ver-
fassungsrechtliche Problematik der Parteienfinanzierung, Diss. Zürich 1970, 49 ff.; RENÉ 
RHINOW, Funktionen und Probleme der politischen Parteien in der Schweiz, recht 1986, 
105–119; GERHARD SCHMID, Politische Parteien, Verfassung und Gesetz, Basel/Frankfurt 
am Main 1981, 10–18, 81–138; RAMSEYER 106–109 m.w.H.; KURT WEIGELT, Staatliche 
Parteienfinanzierung, Diss. Bern 1987. 

113 Bericht über die Unterstützung der politischen Parteien vom 23. November 1988, BBl 
1989 I 125. 

114 Vgl. aber neuerdings die Forderung nach finanzieller Transparenz bei der Ausübung der 
politischen Rechte in BBl 1997 I 452 f. 

115 Vgl. MÜLLER, Grundrechte 382 f. 
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mit dem Thema Parteienfinanzierung befasst116: «Soweit er-
sichtlich, hatten sich schweizerische Gerichte mit entspre-
chenden Fragen kaum je auseinanderzusetzen. Erwähnen-
swert sind immerhin zwei neuere Entscheidungen des Bun-
desgerichts aus dem Bereiche des Steuerrechts: Eine kanton-
ale Steuerregelung, wonach Zuwendungen und Beiträge nur 
an jene politische Parteien steuerlich abziehbar sind, die im 
Kantonsrat tatsächlich vertreten sind, ist mit dem Grundsatz 
der Rechtsgleichheit und dem Gleichbehandlungsgebot der 
politischen Parteien vereinbar erklärt worden117. Dem-
gegenüber verneinte das Bundesgericht die Abzugsfähigkeit 
der sog. Mandatssteuer von der direkten Bundessteuer118. In 
früherer Zeit verweigerte das Bundesgericht einem Aktion-
skomitee im Zusammenhang mit einer gesamtschweize-
rischen Abstimmung über einen Verfassungsartikel einen 
postalischen Vorzugstarif für den Versand einer Aufk-
lärungsschrift, da diese Vergünstigung nur eigentlichen poli-
tischen Parteien zukomme119.» 

b) Arten der Parteienfinanzierung und 
Rechtsgrundlagen 

Die finanzielle Unterstützung von Parteien ist neben recht-
lichen und institutionellen Massnahmen120 wesentliches Mit-
tel staatlicher Parteienförderung. Es werden folgende For-
men unterschieden121: 
Die indirekten Finanzhilfen unterstützen die von den Par-
teien in den staatlichen Organen geleistete Arbeit und ihre 
allgemeine politische Arbeit durch nicht kostendeckende 
staatliche Tarife, dazu gehören etwa: Fraktionenförderung, 
Förderung der Parteipresse, bevorzugte Behandlung 
bezüglich Amtsdrucksachen, Reisevergünstigungen, Taxver-
günstigungen bei der Post, steuerliche Vergünstigungen, 

                         
116 Vgl. BGE 124 I 55 E. 3, 60; vgl. auch N. 2626–2629. 
117 Vgl. Archiv für Schweizerisches Abgaberecht, Bd. 62, 633. 
118 Vgl. BGE 124 II 29–38. 
119 Vgl. BGE 101 Ib 292–296. 
120 Zu den rechtlichen und institutionellen Massnahmen gehören etwa die Aufwertung der 

Parteien in Vernehmlassungsverfahren, die Förderung ihrer Präsenz in Radio und Fernse-
hen, das Angebot öffentlicher Versammlungsräume, Propagandaförderung und -beschrän-
kung u.a.m. (vgl. BBl 1989 I 153 ff.). 

121 Vgl. BBl 1989 I 169 ff. 
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Herstellung und Versand von Wahlzetteln sowie Versand des 
Propagandamaterials für Wahlen und Abstimmungen. 
Die direkten, zweckgebundenen Zuschüsse werden im Unter-
schied zur vorstehenden Kategorie als Subventionen an die 
Parteien für bestimmte Auslagen ausgerichtet. Dazu gehören 
etwa die Beiträge an Kosten der Parteisekretariate, an Kos-
ten von Wahlen und Abstimmungen sowie für politische Bil-
dungsarbeit. Die direkten, nicht zweckgebundenen finanziel-
len Beiträge stehen den Parteien zur Verfügung im Rahmen 
ihres Zwecks und können frei verwendet werden. 
Im Bund sind die Bestimmungen über die Parteienfinan-
zierung verstreut in Bundesgesetzen und Verordnungen zu 
finden. Am ausführlichsten ist die finanzielle Förderung der 
Fraktionen der eidgenössischen Räte geregelt. Allerdings 
handelt es sich bei der eidgenössischen Fraktionenförderung 
nicht eigentlich um Parteienförderung, da der Bund diese 
beiden Bereiche strikte voneinander trennt. Die Beiträge ste-
hen ausschliesslich den Fraktionen als Organe des Parla-
mentes für ihre organisatorische Arbeit zu und werden so 
bemessen, dass sie nicht über die Fraktionen hinaus den Par-
teien zugute kommen. Zuschüsse an Fraktionen dürfen keine 
verschleierte Parteienförderung enthalten122. Gemäss 
Art. 8octies GVG erhalten die Fraktionen und Gruppen von 
Parlamentariern, die sich nach Sach- oder Interessengesi-
chtspunkten zusammenschliessen, soweit möglich, adminis-
trative Arbeitserleichterungen und Sitzungszimmer, wenn 
die Mitgliedschaft allen Parlamentariern jederzeit offensteht. 
Gestützt auf Art. 8septies Abs. 5 GVG gibt der Bund den Frak-
tionssekretariaten verschiedene Amtsdrucksachen wie Bot-
schaften, amtliche Bulletins usw. gratis ab. Das Entschädi-
gungsgesetz123 gewährt den Fraktionen Beiträge zur Deck-
ung ihrer Sekretariatskosten. 
Im Einzelnen ist die Parteienfinanzierung auch in den Kan-
tonen auf Gesetzes- und Verordnungsebene geregelt124. So-
dann haben die Kantone die bundesrechtliche Verpflichtung, 
bei Nationalratswahlen die Herstellung und den Versand der 
Wahlzettel zu übernehmen125. 

                         
122 BBl 1989 I 169; WEIGELT 140–144. 
123 Siehe Art. 12 des BG vom 18. März 1988 über die Bezüge der Mitglieder der eidgenössi-

schen Räte sowie über die Beträge an die Fraktionen (Entschädigungsgesetz), SR 171.21. 
124 Vgl. die Zusammenstellung kantonaler Regelungen in BBl 1989 I 209 f. 
125 Siehe Art. 33 BPR. 
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c) Bedeutung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit: 
Gleichbehandlung in der Parteienfinanzierung 

Staatliche Massnahmen zur Parteienfinanzierung müssen vor 
der Wahl- und Abstimmungsfreiheit des Art. 34 Abs. 2 BV 
standhalten und haben den daraus fliessenden Anforderun-
gen der Rechts- und Chancengleichheit zu genügen. Jeder 
Stimmbürger muss – unabhängig von der Partei – bei gege-
benen Voraussetzungen mit gleichen Chancen als Wähler 
oder Kandidat an einer Wahl126 teilnehmen können. Desglei-
chen soll die Teilnahme von Parteien an Wahlen unter glei-
chen Bedingungen möglich sein. Insofern bilden das Gleich-
heitsgebot und Diskriminierungsverbot des Art. 8 Abs. 1 und 
2 BV einen wesentlichen Bestandteil der Stimm- und Wahl-
freiheit127. Das Gebot der Gleichbehandlung der Parteien 
und politischen Gruppierungen im Bereich der Parteienfi-
nanzierung ist vergleichbar mit jenem der Gleichbehandlung 
der Gewerbegenossen (Art. 27 BV)128. Förderungsmassnah-
men dürfen den Wettbewerb zwischen den Parteien und 
parteiähnlichen Gruppierungen  
– unabhängig davon, ob sie in den Behörden vertreten sind – 
nicht verfälschen und müssen im Dienst des Chancenaus-
gleichs stehen. Es geht darum, auch anderen Gruppierungen 
als den traditionellen Parteien die Teilnahme am politischen 
Prozess zu ermöglichen129. 
Indirekte staatliche Unterstützungen und Hilfeleistungen 
sind in einem gewissen Umfang oft notwendig, damit Wah-
len ordnungsgemäss durchgeführt werden können. Sie 
müssen allerdings mit Bezug auf die Willensbildung und -
betätigung der Wähler neutral sein und dürfen nicht einzelne 
Kandidaten oder Parteien und Gruppierungen bevorzugen 
oder benachteiligen130. Aus der Wahl- und Abstimmungs-
freiheit kann indes kein verfassungsmässiger Anspruch auf 

                         
126 Vgl. Bger. vom 10. August 1993, Pra. 1994 Nr. 131, 436, wonach der Zugang zu den öf-

fentlichen Ämtern ein zentrales Element der schweizerischen demokratischen Ordnung 
bildet, weshalb die passiv Wahlberechtigten auch ohne Aktivwahlrecht eine Stimmrechts-
beschwerde erheben können; vgl. auch BGE 113 Ia 291 E. 3a, 294. 

127 Vgl. BGE 124 I 55 E. 2a, 57; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 4–7; FLEINER/GIACOMETTI 
404; BURCKHARDT, Kommentar 24; WEIGELT 99–104. 

128 Vgl. BGE 121 I 129–137. 
129 Vgl. auch BBl 1989 I 185. 
130 Vgl. BGE 113 Ia 291 E. 3c, 297 f., 118 Ia 259 E. 3, 263, 117 Ia 452 E. 3c, 457, 124 I 55 

E. 2a, 58; Bger. vom 22. November 1994, ZBl 1995 467–470 (469); vgl. STEINMANN 267. 
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Parteienförderung abgeleitet werden131. Es ist am Staat, sich 
für Förderungsmassnahmen zu entscheiden. 
Bei direkten Unterstützungsformen, wie sie etwa die Rück-
erstattung von Kosten für den Druck von Wahllisten und den 
Wahlkampf darstellen, kommt gemäss Bundesgericht dem 
Neutralitäts- und Gleichheitsgebot eine gesteigerte Bedeu-
tung zu, weil sie in vermehrtem und unmittelbarem Ausmass 
auf den Wettbewerb unter den Parteien Einfluss haben kön-
nen132. Bei direkten Eingriffen der öffentlichen Gewalt im 
Bereich der politischen Willensbildung und dadurch bewirk-
ter Beeinflussung der Chancengleichheit sind dem Ermessen 
enge Grenzen gezogen133. In jenen Fällen ist die Rechts- und 
Chancengleichheit streng formal zu verstehen; die Gestal-
tungsfreiheit der Behörden ist minimal. Eine derartige dif-
ferenzierte Behandlung der Parteien lässt sich nur durch 
zwingende Gründe rechtfertigen134. 
Eine absolute Gleichbehandlung aller Parteien und poli-
tischen Gruppierungen ist nicht praktikabel und widerspricht 
den tatsächlich vorhandenen Unterschieden. Selbst im Be-
reich direkter Unterstützungsformen ist nicht jede Differen-
zierung zum vornherein verboten. Im Einzelfall hängt die 
Zulässigkeit ungleicher Behandlung von einer Vielzahl von 
Umständen, insbesondere von den Eigenheiten des jeweili-
gen politischen Systems ab. Diese Umstände müssen auf 
dem Hintergrund der aus der Wahlfreiheit fliessenden Chan-
cengleichheit gegeneinander abgewogen und auf ihre Auss-
chlusswirkung im konkreten Umfeld hin gewichtet wer-
den135. 
Eine staatliche Unterstützung nach dem Wahlgang kann an 
die Bedingung geknüpft sein, dass die begünstigte Partei ein 
bestimmtes Quorum erreicht hat. Die öffentlichen Interessen, 
mit denen Sperrklauseln gerechtfertigt werden können, las-
sen sich nicht direkt auf den Bereich der Rückerstattung von 
allgemeinen Wahlkampfkosten übertragen. Die Sperrklau-
seln bezwecken eine Beschränkung der Anzahl der in den 
Parlamenten vertretenen Parteien und damit die Aufrechter-
haltung der Funktionstüchtigkeit der Volksvertretung. Die 
Beschränkung der Rückerstattung von Wahlkosten wirkt sich 
                         
131 Vgl. BGE 124 I 55 E. 5b, 65. 
132 Vgl. BGE 124 I 55 E. 5a, 62. 
133 Vgl. BVerfGE 73, 40 (88 f.). 
134 Vgl. BVerfGE 20, 56 (116). 
135 Vgl. BGE 124 I 55 E. 5b, 64. 
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demgegenüber faktisch schon auf die Möglichkeit aus, über-
haupt in das Parlament gewählt zu werden. Die Aussicht ei-
ner Partei, infolge nur geringer Wahlerfolge möglicherweise 
keinen Anspruch auf eine Rückerstattung erheben zu kön-
nen, kann für sie ein Hindernis darstellen, sich überhaupt an 
einer Wahl zu beteiligen. Das Erfolgserfordernis für staat-
liche Beitragsleistungen kann sich daher für neue oder nur 
lokal tätige Gruppierungen als eigentliche Zugangssperre 
auswirken. 
Eine Differenzierung der Parteien nach deren Bedeutung bei 
der Ausrichtung von Wahlbeiträgen bedarf spezifischer Be-
gründungen. Erstens ist eine allgemeine staatliche Unter-
stützung geeignet, die Bildung und Wahlbeteiligung von sehr 
kleinen (Jux-)Parteien zu fördern136 und kann damit zu einer 
Parteienzersplitterung führen. Eine solche ist nicht nur Aus-
druck eines breiten Pluralismus. Eine starke Parteienzersplit-
terung führt bei Wahlen dazu, dass eine Vielzahl von ab-
gegebenen Stimmen zum vornherein ohne Gewicht bleiben 
und mangels Erreichens des jeweils erforderlichen Quorums 
bei der Mandatsverteilung unberücksichtigt bleiben. Die 
damit verbundene Stimmenzersplitterung kann die Rep-
räsentativität der Wahl beeinträchtigen und erweist sich 
kaum als unterstützungswürdig137. Zweitens besteht ein öf-
fentliches Interesse daran, in erster Linie solche Parteien und 
Gruppierungen zu unterstützen, welche über ein Minimum 
an Anhang und eine gewisse Breite der politischen Anliegen 
verfügen und im Falle von Mandatsgewinnen eine minimale 
Gewähr für eine kontinuierliche politische Tätigkeit im Par-
lament bieten138. Es kann nicht Sache des Staates sein, sog. 
Jux-Listen oder Spontan-Gruppen finanziell zu unterstützen, 
denen die Ernsthaftigkeit im Hinblick auf die im Parlament 
zu leistende Arbeit abgeht. Es besteht durchaus ein öf-
fentliches Interesse daran, solche Gruppen von der Unter-
stützung auszuklammern, deren Programme nicht auf die 

                         
136 Für die Verhältnisse in Deutschland, wo ein wesentlicher Teil der Wahlkampfkosten vom 

Gemeinwesen übernommen wird, vgl. BVerfGE 20, 56 (117). 
137 Vgl. BVerfGE 24, 300 (341). 
138 Das Bundesverfassungsgericht spricht in diesem Zusammenhang vom Erfordernis einer 

gewissen Resonanz in der Aktivbürgerschaft (BVerfGE 73, 40 [95]). 
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parlamentarische Tätigkeit, sondern auf kurzfristige oder gar 
sachfremde Ziele ausgerichtet sind139. 
In diesem Sinne kann nach der Rechtsprechung hinsichtlich 
der direkten Unterstützung in engen Grenzen ein öffentliches 
Interesse für eine Differenzierung der Parteien nach deren 
Bedeutung namhaft gemacht werden. Der Wahlerfolg ist da-
bei ein objektiver Massstab und stellt ein Indiz für die Be-
deutung einer Partei dar. Demnach verstösst der kantonale 
Gesetzgeber nicht grundsätzlich gegen die Rechts- und 
Chancengleichheit, wenn er in Form eines Mindestwahler-
folges gewisse Schranken für die Entrichtung von Beiträgen 
festsetzt. Das kann allerdings im Einzelnen dazu führen, dass 
eine Partei mangels hinreichender Resonanz von der Bei-
tragsausrichtung ausgeschlossen wird, obwohl ihr die poli-
tische Ernsthaftigkeit nicht abgesprochen werden soll. Um-
gekehrt kann eine Gruppierung angesichts bedeutender Re-
sultate in den Genuss von Beiträgen kommen, obwohl sie 
von ihren Anliegen her betrachtet als Jux-Liste einzustufen 
wäre. Solche Erscheinungen lassen sich indes nicht 
grundsätzlich verhindern und sind hinzunehmen. 

d) Bundesgerichtsentscheid betreffend «Evangelische 
 Volkspartei Freiburg» 

Im Urteil «Evangelische Volkspartei Freiburg (EVP)»140, in 
dem es um den Ausschluss kleiner Parteien und Gruppierun-
gen von direkten Wahlzuschüssen ging, beurteilte das Bun-
desgericht die Frage, ob im Lichte der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit prima facie eine Ungleichbehandlung vor-
liege, nach streng formalen Massstäben141. Das Gesetz über 
die Ausübung der bürgerlichen Rechte des Kantons Frei-
burg142 sah vor, dass ein Beitrag an die Druckkosten der 
Wahllisten nur bei Erreichen des Quorums von 7,5 % und 
ein Beitrag an die Wahlkampagne nur beim Gewinn von fünf 
Sitzen im Grossen Rat ausgerichtet werde. Vorerst stellte das 
Bundesgericht fest, dass die Verweigerung der Beiträge an 
kleine Parteien diese in der Ausübung ihrer politischen 

                         
139 Vgl. BVerfGE 24, 300 (342) und die Aufzählung von sog. Jux-Listen in der Botschaft des 

Bundesrates über eine Teiländerung der Bundesgesetzgebung über die politischen Rechte, 
BBl 1993 III 483 und Anm. 32 auf S. 507. 

140 Vgl. BGE 124 I 55–75. 
141 Zu dieser Frage vgl. BGE 124 I 55 E. 5, 62–69. 
142 Siehe Art. 31 GBR FR. 

2625 

2626 



§ 44 

 

Tätigkeit und damit in ihrem aus der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit fliessenden Anspruch auf Gleichbehandlung 
betreffe, auch wenn die Beiträge erst nach der Durchführung 
der Wahlen und gestützt auf die Wahlergebnisse ausgerichtet 
werden143. 
Das Bundesgericht144 erachtete den Mindeststimmenanteil 
von 7,5 % für die Rückerstattung der Druckkosten für Wahl-
listen als zu gross, denn diese Ungleichbehandlung kleiner 
und grosser Parteien lasse sich durch keine zwingenden 
Gründe rechtfertigen. Zum einen sind die Kosten für den 
Druck von Wahllisten bei kleinen und grossen Parteien im 
Wesentlichen die gleichen. Zum andern kann nicht gesagt 
werden, dass eine Partei erst bei Erreichen von 7,5 % der 
Listenstimmen das Kriterium der Ernsthaftigkeit und einer 
gewissen Resonanz in der Stimmbürgerschaft im oben 
dargelegten Sinne erfüllt. Damit steht die Schranke im Wid-
erspruch mit dem aus der Wahlfreiheit abgeleiteten Rechts-
gleichheitsgebot und Diskriminierungsverbot und ist verfas-
sungsrechtlich nicht haltbar. Das Bundesgericht betrachtete 
eine Grenze von rund 1 % der Listenstimmen als angemes-
sen. 
Die Verweigerung eines Wahlkampfkosten-Beitrags an Par-
teien, die weniger als 5 Sitze im Grossen Rat erreichen, ver-
letzt die Wahl- und Abstimmungsfreiheit145. Dabei hob das 
Bundesgericht die relativ hohen Beiträge hervor. Kleine Par-
teien werden infolge der Sperrklausel nicht nur bei der Man-
datszuteilung, sondern auch bei der Beitragsausrichtung an 
den Wahlkampf leer ausgehen. Diese doppelte Ben-
achteiligung von kleinen Parteien wirkt sich umso stärker 
aus, als die Fraktionen im Grossen Rat des Kantons Freiburg 
bereits durch direkte Zuschüsse unterstützt werden. Denn 
das Überspringen der Hürde von 5 Grossratssitzen setzt eine 
beachtliche Stärke voraus. 

                         
143 Vgl. BGE 124 I 55 E. 2b, 58. 
144 Vgl. BGE 124 I 55 E. 6 und 7, 69–75. Das Bger. hatte im Urteil vom 12. September 1996, 

ZBl 1997 355–363 (361 f.) im abstrakten Normenkontrollverfahren diese Regelung beste-
hen lassen, da die Druckkosten für die Listen die ganz kleinen Parteien wohl überfordern 
könne. Insgesamt sei aber in Anbetracht der Aufwendungen für den Wahlkampf diese Be-
lastung gering. Im konkreten Anwendungsfall erachtete es die Konsequenzen bei einem 
Listenstimmenanteil von 1,92 % für unhaltbar. 

145 Vgl. BGE 124 I 55–75; anders noch im abstrakten Normenkontrollverfahren; vgl. Bger. 
vom 12. September 1996, ZBl 1997 355–363 (361 f.). 
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Das Bundesgericht legte die Schwelle zur Rückerstattung 
von Wahlkampfkosten nicht genau fest. Diese kann sich auf 
das gesamte Kantonsgebiet oder aber auf einzelne 
Wahlkreise beziehen146. Dabei darf die Grenze in bezug auf 
die Wahlkampfkosten etwas höher angesetzt werden als 
beim Druck der Wahllisten; dem formalen Aspekt der 
Gleichbehandlung kommt eine geringere Bedeutung zu, weil 
sich die Wahlkampfkosten stark voneinander unterscheiden. 

 
 
 
 

                         
146 Zur Wahl des Europäischen Parlaments vgl. den Verteilschlüssel mit Berücksichtigung der 

Resultate von 5 % in einem Land bzw. von 1 % in drei Ländern und das Urteil des EuGH 
vom 23. April 1986 betr. Parti écologiste «Les Verts», Slg. 1986, 1339 (1359 ff., Rz. 4 und 
11). – Für Deutschland hat das Bundesverfassungsgericht – in Bezug auf ein System, in 
dem die Aufwendungen für den Wahlkampf zu einem wesentlichen Teil vom Staat über-
nommen werden (vgl. WEIGELT 119–124) – vorerst ausgeführt, der – auf das Gesamtgebiet 
bezogene – Mindeststimmenanteil für die Rückerstattung von Wahlkampfkosten sei deut-
lich tiefer als die Sperrklausel von 5 % anzusetzen (BVerfGE 20, 56 [117 f.]); in einem 
zweiten Entscheid legte es die Grenze auf 0,5 % der Stimmen fest (BVerfGE 24, 300 
[341 ff.]). 
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I.  Grundsatz 

Die Frage, ob und wieweit öffentliche Unternehmen in den 
Abstimmungskampf eingreifen dürfen, beurteilt sich nach 
den Regeln, die für Behörden gelten1. Dies bedeutet, dass die 
öffentlichen Unternehmen ebenfalls an die innenpolitische 
Neutralität gebunden sind. Dieser Grundsatz ergibt sich 
schon daraus zwingend, dass es keine Rolle spielen kann, in 
welcher Rechtsform der Staat in den Abstimmungskampf 
eingreift. Der Staat kann nämlich direkt durch seine Organe 
oder indirekt über von ihm abhängige Unternehmen und 
Rechtsgebilde intervenieren. Die gewählte Rechtsform der 
fraglichen Unternehmung hat keinen Einfluss darauf, ob ihr 
Verhalten dem Staat zugeschrieben werden kann. Es kann 
sich demnach um Unternehmen in der Form einer öf-
fentlichrechtlichen Körperschaft, Anstalt, Stiftung, ein priva-
trechtlich organisiertes Gebilde oder ein ge-
mischtwirtschaftliches Unternehmen handeln2. Entscheidend 
ist allein, dass es ein staatlich beherrschtes Unternehmen ist. 
Dies ist bei gemischtwirtschaftlichen Unternehmen der Fall, 
wenn ein oder mehrere Gemeinwesen zusammen die Ak-
                         
1 Vgl. die ähnlichen Ausführungen von ANDREAS KLEY, AJP 1996, 286–292 (290–292). 
2 Vgl. Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (237 f.) = BVR 1996, 97–116; MÜLLER, 

Neutralität 427; WIDMER 211. 
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tienmehrheit besitzen oder die massgeblichen Organe ernen-
nen3. Für die Zurechnung zum Staat genügt es, wenn das 
Unternehmen direkt oder indirekt unter einem bestimmenden 
Einfluss des Gemeinwesens steht.4 
Die vom Staat beherrschten Unternehmen besitzen nicht di-
eselbe demokratische Legitimation wie die öffentlichrecht-
lichen Körperschaften. Die Einflussnahmen der Unterneh-
men müssen daher an noch strengere Voraussetzungen ge-
bunden werden, als sie für Behörden gelten5. Beispielsweise 
sind finanzielle Zuwendungen von öffentlichen Unterneh-
men an Parteien stets unzulässig6. Aber auch eine Interven-
tion in einem Abstimmungskampf, der das Unternehmen 
betrifft, ist grundsätzlich unzulässig7. 

 

II. Ausnahmsweise zulässige Interventionen 

Eine öffentliche Unternehmung könnte erst dann wie eine 
Privatperson behandelt werden, wenn die Beteiligung des 
Gemeinwesens verschwindend gering ist und das Unterneh-
men die Stellung auf dem Markt seiner wirtschaftlichen Ei-
genbehauptung verdankt. «In Verbindung mit marktwirt-
schaftlicher Unternehmensführung oder Konkurrenzsituation 
mit rein privaten Unternehmen hat das zur Folge, dass die 
Zurechnung zum Staat aus der Sicht des Stimmbürgers ab-
nimmt»8. Die öffentlichen Unternehmungen sind dann hin-
sichtlich ihrer Aktivitäten im Vorfeld von Abstimmungen 
zwischen den Behörden und Privaten anzusiedeln. Die je-
weils grössere Nähe zu den Privaten oder zu den Behörden 
bestimmt sich nach dem Einfluss des Gemeinwesens auf das 
Unternehmen. 
In besonderen Konstellationen können öffentliche Unter-
nehmen, die in der Nähe von Privaten anzusiedeln sind, Stel-
lungnahmen zu Volksabstimmungen abgeben. «Dies trifft 
insbesondere dort zu, wo die Unternehmung in der Um-
setzung ihres (gesetzlich oder statutenmässig umschrie-
benen) Auftrages betroffen ist, ihre (wirtschaftlichen) Inter-
                         
3 Vgl. WEDER 98–102 (100 f.). 
4 Vgl. Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (238) = BVR 1996, 97–116. 
5 Vgl. WIDMER 211. 
6 Vgl. MÜLLER, Neutralität 438 f. 
7 Vgl. MÜLLER, Neutralität 430 f.; a.M. WEDER 96 f. 
8 Bger. vom 11. Dezember 1991, ZBl 1993 119–127 (122 f.). 
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essen vertritt und somit ähnlich wie ein Privater berührt ist. 
Anders verhielte es sich möglicherweise dann, wenn der ei-
gentliche Auftrag an das Unternehmen in Frage steht und die 
Stimmbürger die entsprechende politische Frage ohne Zutun 
von Behörden und öffentlichen Unternehmen sollen ent-
scheiden können»9. In allen Fällen, wo das gesetzlich um-
schriebene Betätigungsfeld der Unternehmung betroffen ist, 
oder etwa ihre Rechtsform als öffentliche Unternehmung, 
darf keine Werbung zugunsten oder gegen die Vorlage ver-
breitet werden. In diesem Sinne wäre es beispielsweise unz-
ulässig, wenn eine als Anstalt organisierte Kantonalbank im 
Abstimmungskampf um eine Volksinitiative zur Privatis-
ierung dagegen Propaganda betreiben würde. Die Stimmbür-
ger sollen diese politische Frage frei entscheiden können. 
Die als Anstalt organisierte Kantonalbank ist in der Nähe des 
Gemeinwesens anzusiedeln. Sie ist in dieser Frage überhaupt 
nicht wie ein Privater betroffen. 
Wird ein Eingriff einer öffentlichen Unternehmung in einer 
Abstimmung als zulässig angesehen, so darf sich diese 
gleichwohl nicht wie eine private Unternehmung verhalten. 
Die Intervention darf nur mit einer «gewissen Zurückhal-
tung»10 erfolgen; das Unternehmen ist an den Verhältnismäs-
sigkeitsgrundsatz gebunden. Es hat seine wirtschaftlichen 
Interessen sachlich zu vertreten und darf den Stimmbürger 
nicht mit masslosen Übertreibungen und falschen Darstel-
lungen irreführen. Die öffentliche Unternehmung darf auch 
nicht mit einem unverhältnismässigen Einsatz öffentlicher 
Mittel in den Abstimmungskampf eingreifen. Die Zurückhal-
tung öffentlicher Unternehmen beurteilt sich ähnlich, wie 
wenn beispielsweise eine Gemeinde von einer kantonalen 
Vorlage besonders betroffen ist und daher eine eigene Stel-
lungnahme abgeben darf11. 

                         
9 Bger. vom 11. Dezember 1991, ZBl 1993 119–127 (123); ähnlich Bger. vom 26. Mai 1995, 

ZBl 1996 233–245, E. 3c = BVR 1996, 97–116; a.M. MÜLLER, Neutralität 430 f.; a.M. 
WEDER 96 f. 

10 Bger. vom 11. Dezember 1991, ZBl 1993 119–127 (123); ähnlich Bger. vom 26. Mai 1995, 
ZBl 1996 233–245, E. 3c. 

11 Vgl. Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245, E. 3c = BVR 1996, 97–116, und als 
Beispiel dafür BGE 116 Ia 466 E. 4, 469 (Gemeinde Cheseaux); vgl. auch N. 2645. 
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Das Bundesgericht hat seine Rechtsprechung zum Verhält-
nismässigkeitsgrundsatz wie folgt zusammengefasst12: 
Das Bundesgericht hat ausgeführt, «dass, um die Gleichheit 
der an der Auseinandersetzung Beteiligten so weit als 
möglich zu wahren, nach Erlass des Abstimmungsberichts 
von behördlicher Seite nicht mehr aufgewendet werden darf, 
als auch den Parteien und anderen Interessengruppen ohne 
erhebliche Opfer möglich ist. Konkret beurteilte es den von 
der Zürcher Gemeinde Eglisau in einem kantonalen Ab-
stimmungskampf gesprochenen Kredit von Fr. 60'000.– als 
verhältnismässig. Bei der Laufental-Abstimmung vom Sep-
tember 1983 beurteilte das Bundesgericht die Summe von 
(mindestens) Fr. 150'000.– als unverhältnismässig, die der 
Regierungsrat einem privaten Verein zu Propagandazwecken 
zur Verfügung stellte; dies unter anderem, weil der Betrag im 
Vergleich zur geringen Bevölkerung des Laufentals sehr 
hoch war und einen erheblichen Teil des Vereinsbudgets 
ausmachte (BGE 114 Ia 427 E. 6c, 446). Im [...] Entscheid 
vom 11. Dezember 1991 (ZBl 1993 119 E. 5c), in dem die 
Beteiligung (u.a.) der SBB am kommunalen Abstimmung-
skampf über einen Gestaltungsplan für die Überbauung des 
Zürcher Hauptbahnhofs (HB-Südwest) strittig war, hat das 
Bundesgericht ausgeführt, dass die zu Propagandazwecken 
eingesetzten Mittel in Relation zu setzen sind zum Umfang 
der Bauten, die der Gestaltungsplan ermöglichen soll. Die 
SBB hatten damals rund Fr. 100'000.– aufgewendet und 
überdies die Abstimmungskampagne weiter gefördert, indem 
sie ihre Infrastruktur zur Verfügung stellte und Mitarbeiter 
mitwirken liess. Angesichts des beabsichtigten Bauvolumens 
von rund 1 Milliarde Franken fand das Bundesgericht den 
Mitteleinsatz (0,1 ‰) gerechtfertigt.» 
Im Urteil zur Abstimmung über die «Aare-Schutz-Initiative» 
hatte das Bundesgericht die Intervention der Bernischen 
Kraftwerke zusammenfassend als unverhältnismässig ange-
sehen13: 
«Der Aufwand der Beschwerdegegner [nämlich der BKW] 
liegt [...] etwa in der Grössenordnung desjenigen des Komi-
tees ‹Ja zur Aare›. Entgegen der Auffassung des Grossen 
Rats bedeutet das noch nicht ohne weiteres, dass er verhält-
                         
12 Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245, E. 6a und 6d = BVR 1996, 97–116; zum 

Verhältnismässigkeitsgrundsatz vgl. die differenzierten Erörterungen von MÜLLER, Ab-
stimmungskampf 262 f. 

13 Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (244) = BVR 1996, 97–116. 
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nismässig war. Die Beeinflussung der Meinungsbildung im 
Abstimmungskampf selber ist in einer Demokratie grund-
sätzlich den Parteien, [privaten] Organisationen und Interes-
sierten, ihren Komitees, der freien Presse etc. vorbehalten. 
Gemischtwirtschaftliche und öffentliche Unternehmen dür-
fen zwar, wenn sie von der Materie besonders betroffen sind, 
auf sachliche, zurückhaltende Art ihren Standpunkt darlegen 
und allfällige von den Abstimmungsgegnern verbreitete 
Fehlinformationen berichtigen. Die Beschwerdegegner, die 
dem ideell ausgerichteten Initiativkomitee an Finanzkraft 
weit überlegen sind, haben dessen Abstimmungskampagne 
allein mit ihrer Gegenpropaganda etwa aufgewogen. Damit 
sind sie wohl zu weit gegangen.» 
Diese Rechtsprechung des Bundesgerichts erscheint mit der 
einzigen Ausnahme des Urteils HB-Südwest richtig14. Die 
Wahl- und Abstimmungsfreiheit will für einen fairen Ab-
stimmungskampf sorgen. Dessen Fairness lässt sich aber nur 
dann beurteilen, wenn der Propagandaeinsatz der Gegner 
und Befürworter gegenübergestellt wird. Das Volumen des 
allfälligen Bauvorhabens darf in dieser Verhältnismässig-
keitsprüfung indes keine Rolle spielen. Bei Grossvorhaben, 
wie etwa dem Projekt «HB-Südwest» mit einem Volumen 
von über einer Milliarde Franken wäre angesichts dieser 
Riesensumme die Verhältnismässigkeit fast immer gewahrt. 
Die ausnahmsweise zulässige Intervention einer öffentlichen 
Unternehmung in den Abstimmungskampf hat selbständig 
zu erfolgen. Die Unternehmung darf nicht mit eigenen Mit-
teln ein Abstimmungskomitee15 oder eine Partei16 finanziell 
oder logistisch unterstützen und insoweit verdeckt werben. 

 

III. Zulässige Korrektur von Irreführungen seitens  
 Privater 

Schliesslich geht es an, wenn ein Unternehmen in einem Ab-
stimmungskampf, in dem es durch die Abstimmungsvorlage 
unmittelbar betroffen ist17, irreführende Interventionen von 
Privaten berichtigt. Sei es, dass es falsche Angaben, die den 
eigenen Tätigkeitsbereich betreffen, richtigstellt oder sei es, 
                         
14 Offenbar a.M. MÜLLER, Abstimmungskampf 256 Anm. 5. 
15 Vgl. Bger. vom 20. Dezember 1991, Urteil 1P. 52/1991, nicht veröffentlicht, E. 6c. 
16 Vgl. MÜLLER, Neutralität 438 f. 
17 Beispielsweise in einer Abstimmung über die Privatisierung einer Kantonalbank oder einer 

kantonalen Gebäudeversicherungsanstalt. 
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dass es neue, für die Abstimmung wesentliche Tatsachen be-
kannt gibt. Diese unternehmerische Intervention ist indessen 
nur im Einverständnis des beherrschenden Gemeinwesens 
unter denselben Voraussetzungen zulässig18, unter denen 
eine Behörde im eigenen Abstimmungskampf eingreifen 
darf19. Dieser Eingriff setzt immer bereits erfolgte irre-
führende Interventionen voraus; er ist gewissermassen eine 
Gegenintervention zur Wiederherstellung des Fairness-
Gleichgewichts im Abstimmungskampf. 

 

IV. Stellung der Schweizerischen Radio- und  
 Fernsehgesellschaft (SRG) 

Das Fernsehen hat auf die politische Meinungsbildung einen 
starken Einfluss20. Fernsehsendungen können die Stimmbür-
ger namentlich bei Bundesvorlagen erheblich beeinflussen; 
sie sind unter Umständen geeignet, die Abstimmungs- und 
Wahlfreiheit zu beeinträchtigen. Unter den Veranstaltern hat 
die als Verein gemäss Art. 60 ff. ZGB organisierte und am 
24. Februar 1931 gegründete Schweizerische Radio- und 
Fernsehgesellschaft eine hervorragende Stellung inne. Sie 
erfüllt einen öffentlichen Auftrag («service public»), der 
vom Bundesgesetz über Radio und Fernsehen umschrieben 
wird21. Wegen der öffentlichen Aufgabe der SRG handelt es 
sich um Interventionen, die gewissermassen von einem qua-
siöffentlichen Unternehmen herrühren. Selbstverständlich 
gelten die nachfolgenden Ausführungen auch für rein private 
Veranstalter22, da sie ebenfalls der Radio- und Fernsehge-
setzgebung unterstehen. 
Nach Art. 4 RTVG ist in Konkretisierung von Art. 93 Abs. 2 
BV die Vielfalt der Ereignisse und Ansichten angemessen 
                         
18 Vgl. MÜLLER, Neutralität 435. Das Thurgauer Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil 

vom 5. Dezember 1990, Thurgauische Verwaltungsrechtspflege 1990, Nr. 3, E. 5, eine an-
dere Auffassung vertreten. Ein öffentliches Unternehmen dürfe im Rahmen einer Vorlage, 
die es selbst betreffe, wie eine Gemeinde eine Stellungnahme und eine entsprechende Be-
gründung abgeben; so auch WEDER 96. 

19 Vgl. N. 2593–2597. 
20 Vgl. bereits BGE 98 Ia 73 E. 3b, 82 (Volksabstimmung im Kanton Zürich über die Schul-

koordination). 
21 Vgl. BGE 118 Ib 356 E. 4b, 362; Art. 26 ff. des BG vom 21. Juni 1991 über Radio und 

Fernsehen (RTVG), SR 784.40. 
22 Vgl. VPB 1996, Nr. 84. 
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zum Ausdruck zu bringen (Abs. 1), Ansichten und Kommen-
tare haben überdies als solche erkennbar zu sein (Abs. 2). 
«Diese gesetzlichen Informationsgrundsätze decken sich mit 
jenen in Art. 4 Abs. 2 der Konzession vom 5. Oktober 1987 
beziehungsweise in Art. 3 Abs. 5 der Konzession vom 18. 
November 1992 für die Schweizerische Radio- und Fern-
sehgesellschaft»23. 
Art. 4 RTVG hat für das hier behandelte Problem eine be-
sondere Tragweite, wenn eigentliche Wahl- oder Abstim-
mungssendungen kurz vor dem Urnengang ausgestrahlt wer-
den. Die Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) für Radio 
und Fernsehen hat Anforderungen an Radio- und Fern-
sehsendungen mit Bezug auf aktuelle politische Ereignisse 
entwickelt24. Hier muss verhindert werden, dass «die öf-
fentliche Meinungsbildung einseitig beeinflusst und damit 
das Abstimmungsergebnis entsprechend verfälscht wird»25. 
Diese erhöhte Sorgfaltspflicht gilt nicht nur vor eigentlichen 
Wahl- und Abstimmungssendungen; sie erstreckt sich auf 
jede Ausstrahlung, die auf Wahlen oder Abstimmungen Be-
zug nimmt. «Bei politischen Sendungen, die in einem thema-
tischen Bezug zu Wahlen oder Abstimmungen stehen, folgt 
aus dem Vielfaltsgebot jedoch die Pflicht des Veranstalters 
zur Beachtung einer besonderen Sorgfalt bezüglich der 
Gestaltung der Sendung. Diese Sorgfaltspflicht ist unter 
Berücksichtigung von Konzeption und Wirkung der Sendung 
zu konkretisieren. Allgemein gilt jedoch, dass die verschärfte 
Sorgfaltspflicht umso strikter zu beachten ist, je ausgeprägter 
der Wahl- oder Abstimmungscharakter einer Sendung ist»26. 
Die Abstimmungs- und Wahlfreiheit entwickelt damit rund-
funkrechtliche Fernwirkungen. Art. 4 RTVG ist im Grunde 
genommen das medienrechtliche Pendant der Wahl- und Ab-

                         
23 Vgl. BGE 121 II 29 E. 3a, 33, deshalb kann an die gesamte frühere Rechtsprechung der 

UBI angeknüpft werden. Die Konzessionen der SRG sind im BBl 1987 III 814 bzw. 1992 
VI 569 mit Änderungen vom 17. Februar 1999 (BBl 1999 2784 f.) publiziert; vgl. auch 
ANDREAS KLEY, Medien im neuen Verfassungsrecht, in Ulrich Zimmerli (Hrsg.), Die neue 
Bundesverfassung (BTJP 1999), Bern 2000, 183–222 (215–218). 

24 Vgl. im Einzelnen: LEO SCHÜRMANN/PETER NOBEL, Medienrecht, 2. Aufl., Bern 1993, 
187–210; vgl. bereits BGE 98 Ia 73 E. 3c, 82 f. 

25 Entscheid der UBI vom 14. September 1988, VPB 1990, Nr. 15, 78. 
26 Entscheid der UBI vom 25. August 1995 b.297, VPB 1996, Nr. 84, 755; Entscheid der UBI 

vom 24. Oktober 1996, b.327, VPB 1997, Nr. 69, 651; vgl. auch VPB 1990, Nr. 15, 78; 
MARTIN DUMMERMUTH, Die Programmaufsicht bei Radio und Fernsehen in der Schweiz, 
Bern 1992, 382 f. 
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stimmungsfreiheit, wie sie das Bundesgericht entwickelt 
hat27. 
Freilich steht im Hintergrund stets auch die Program-
mautonomie, welche den Gestaltern einer Sendung einen 
gewissen Spielraum verschafft. Es verletzt weder die 
Konzession, noch die Wahl- und Abstimmungsfreiheit, wenn 
eine Person zu Wort kommt, die zwar eine bestimmte An-
sicht zu feststehenden Tatsachen zum Ausdruck bringt, diese 
aber dem Zuschauer zuvor als solche kenntlich gemacht 
worden ist (sog. Gebot der Erkennbarkeit der Ansichten)28. 
Die UBI konkretisiert das Gebot der Erkennbarkeit von An-
sichten und Kommentaren unter Zuhilfenahme des Begriffs 
der Transparenz29. Das Publikum muss in der Lage sein, 
zwischen den subjektiven Auffassungen von Programm-
schaffenden und Auskunftspersonen sowie der Wiedergabe 
objektivierter Fakten unterscheiden zu können. Das Gebot 
der Transparenz betrifft damit weniger den Wahrheitsgehalt 
von Aussagen als vielmehr die Fähigkeit des Publikums, den 
Inhalt einer Sendung zu würdigen und sich so von darin er-
folgten Aussagen ein eigenes Bild zu machen30. Allerdings 
hat die Rechtsprechung der UBI lediglich einen inhaltlichen 
Bezug zur Wahl- und Abstimmungsfreiheit, denn die UBI 
kann nur RTVG- und Konzessionsverletzungen feststellen. 
Die abstimmungsrechtliche Beurteilung bleibt auf jeden Fall 
der Rechtsprechung des Bundesgerichts beziehungsweise 
den obersten Bundesbehörden vorbehalten. 
Die Parteien und politischen Gruppierungen haben indessen 
kein selbständiges «Recht auf Antenne», das heisst keine 
Privatperson und auch keine juristische Person oder Per-
sonenvereinigung hat einen Anspruch darauf, an einer 
Sendung teilzunehmen oder kann verlangen, dass ein bes-
timmtes Thema behandelt oder eine Information verbreitet 
wird31. Entscheidet sich indessen ein Veranstalter für eine 
derartige Sendung, so ist er über Art. 4 Abs. 1 RTVG 
verpflichtet, über alle relevanten politischen Gruppierungen 
                         
27 Vgl. Entscheid der UBI vom 2. März 1990, VPB 1991, Nr. 38, 336, und Entscheid der UBI 

vom 14. September 1988, VPB 1990, Nr. 15, 78, wo auf die bundesgerichtliche Rechtspre-
chung zur Wahl- und Abstimmungsfreiheit ausdrücklich Bezug genommen wird. 

28 Vgl. Entscheid der UBI vom 2. März 1990, VPB 1991, Nr. 38, 338. 
29 Vgl. VPB 1995, Nr. 66. 
30 Ähnlich Entscheid der UBI vom 24. Oktober 1996, b.327, VPB 1997, Nr. 69, 653; vgl. 

auch den Entscheid der UBI vom 26. Juni 1998, b.365, VPB 1998, Nr. 87, 899 über die 
Tagesschauberichterstattung betreffend Stadtzürcher Wahlen. 

31 Vgl. BGE 119 Ib 241 E. 4, 248 f.; VPB 1996, Nr. 84, 754. 
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und Personen zu berichten. Einer politischen Partei darf in 
einer Wahl- oder Abstimmungsperiode nicht jede Medien-
präsenz versagt werden, während allen übrigen Parteien mit 
derselben Bedeutung diese Möglichkeit gewährt wird32. In-
sofern hat der Veranstalter den Grundsatz der 
Chancengleichheit zu gewährleisten, der allerdings nicht ab-
solut gehandhabt werden muss. Das den Parteien und Kan-
didaten von der Öffentlichkeit entgegengebrachte Interesse 
und somit das Informationsbedürfnis des Publikums soll 
ebenfalls berücksichtigt werden dürfen. Es ist zulässig, den 
im Zentrum der politischen Auseinandersetzung stehenden 
Meinungsträgern einen wichtigeren Platz einzuräumen als 
anderen Bewerbern33. 

 
 
 
 

                         
32 Vgl. BGE 97 I 731 E. 1, 733; VPB 1996, Nr. 84, 755 m.w.H. 
33 Vgl. Bger. vom 2. November 1999, Urteil 2A.444/1998, NZZ vom 25. November 1999, 

Nr. 275, 15. Gemäss diesem Entscheid ist es mit dem Grundsatz gleicher Wahlchancen 
vereinbar, dass in einer Sendung über Staatsratswahlen (Kantonsregierung) Kandidaten der 
im kantonalen Parlament vertretenen Parteien auf einem Podium Platz nehmen können, 
während sich andere Kandidaten mit reservierten Sitzen im Publikum und weniger Rede-
zeit begnügen müssen. 
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I.  Untergeordnete Gemeinwesen 

1.  Gemeinden 

Eine Gemeindebehörde darf grundsätzlich nicht in einen 
kantonalen Abstimmungskampf eingreifen. Ausnahmsweise 
gestatten triftige Gründe eine solche Intervention1. Triftige 
Gründe liegen vor, wenn die Gemeinde und ihre Stimmbür-
ger am Ausgang der Abstimmung ein unmittelbares und be-
sonderes Interesse haben, welches jenes der übrigen Ge-
meinden bei weitem übertrifft2. Eine Gemeinde darf 
beispielsweise in den kantonalen Abstimmungskampf über 
den Bau einer Umfahrung ihres Dorfkerns eingreifen, wenn 
für sie – wie für keine andere Gemeinde im Kanton – ein 
unmittelbares und offenkundiges Interesse am Ausgang der 
Abstimmung besteht3. Zu dieser erlaubten Intervention ste-
hen ihr dieselben Mittel zur Meinungsbildung zu, wie sie 
üblicherweise von den Befürwortern und Gegnern einer Vor-
                         
1 Vgl. BGE 108 Ia 155 E. 5a, 160 f., 114 Ia 427 E. 4c, 433, 116 Ia 466 E. 4a, 469, 119 Ia 271 

E. 6c, 278, und dazu YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung, AJP 1994, 243–248. 
2 Vgl. BGE 108 Ia 155 E. 5a, 160 f., 114 Ia 427 E. 4c, 433, 116 Ia 466 E. 4a, 469, 119 Ia 271 

E. 6c, 278, und dazu YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung, AJP 1994, 243–248, Ziff. 16. 
3 Vgl. BGE 105 Ia 243 E. 4, 244, BGE 108 Ia 155–164; Bger. vom 5. Januar 1982, ZBl 1980 

20–24; vgl. auch WIDMER 203–207; DECURTINS, Abstimmungskampf 232–240; RAMSEYER 
67–73; a.M. WEDER 74–78; MÜLLER, Neutralität 429 Anm. 8 f.; GRISEL, Information 61. 
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lage verwendet werden. Zwar wird von einer Gemeinde bei 
der Vertretung der kommunalen Interessen ein höheres Mass 
an Objektivität und Sachlichkeit als von Privaten erwartet, 
aber sie ist nicht an die gleich strengen Grundsätze gebunden 
wie bei der Abfassung von Abstimmungserläuterungen4. So 
darf sie sich beispielsweise auf die Darlegung der Meinung 
der Mehrheit der Stimmbürger in der Gemeinde 
beschränken. Der Einsatz öffentlicher Mittel muss indessen 
verhältnismässig sein. Zur Wahrung der «Waffengleichheit» 
unter den Beteiligten darf eine Gemeinde nicht mehr auf-
wenden, «als den Parteien und anderen Interessengruppen 
ohne erhebliche Opfer möglich ist»5. So ist beispielsweise 
ein Informationskredit der Gemeinde Eglisau von Fr. 
60'000.– «angesichts der Bedeutung der Umfahrungsstrasse 
für die Gemeinde und des Umstandes, dass die Stimmbürger 
eines grossen Kantons erreicht werden sollen», als verhält-
nismässig angesehen worden6. Dagegen darf eine Gemeinde 
in kantonalen Abstimmungen über Gesetzesvorlagen, wo 
generell-abstrakte Fragen zur Debatte stehen, keine Partei 
nehmen7. Es fehlt ihr an der besonderen Betroffenheit, selbst 
wenn die Mehrheit der Behördemitglieder diese Betroffen-
heit aus politischen Gründen behaupten. In diesem Sinne 
hatte das Bundesgericht einer Intervention der Gemeinde 
Wallisellen in den Abstimmungskampf über ein Geldspie-
lautomatenverbot jede Berechtigung abgesprochen. Letztlich 
soll sich der politische Meinungskampf in der Sphäre der 
Privaten abspielen. Die Gemeinden sollen nicht ihre (be-
trächtlichen) finanziellen Mittel einsetzen, um sich im kan-
tonalen politischen Kampf durchzusetzen. 
Die Gemeinden dürfen sich in entsprechender Weise auch im 
Abstimmungskampf auf Bundesebene engagieren8. Freilich 
stellt sich im Bund dieses Problem, wegen des fehlenden 
Finanzreferendums, anders. Bei projektbezogenen Volksini-
tiativen auf Partialrevision der Bundesverfassung9 sind der-
                         
4 Vgl. N. 2580–2589. 
5 BGE 108 Ia 155 E. 3b, 157. 
6 BGE 108 Ia 155 E. 5c, 162; vgl. auch N. 2635. 
7 In BGE 105 Ia 243 E. 4, 245, 108 Ia 155 E. 5a, 160 f., und 119 Ia 271 E. 6c, 279 offenge-

lassen; YVO HANGARTNER, AJP 1996, 271. 
8 Vgl. AUER, Intervention 192 f.; RAMSEYER 73–75; WIDMER 200–202. 
9 Beispiele: «Rothenturm-Initiative», angenommen an der Abstimmung vom 6. Dezember 

1987, BBl 1983 IV 198 (Zustandekommen), BBl 1985 II 1445 (Botschaft des Bundesrats), 
BBl 1987 I 984 (Bundesbeschluss der Bundesversammlung, Empfehlung zur Verwerfung), 
BBl 1988 I 569 (Erwahrungsbeschluss); «40 Waffenplätze sind genug», abgelehnt an der 

2646 



§ 46 

 

artige Konstellationen oft anzutreffen. Etwa im Zusammen-
hang mit der Abstimmung über die Initiative «für eine Zu-
kunft ohne weitere Atomkraftwerke» am 23. September 
1984 ist von kantonalen Instanzen die Beteiligung von Stan-
dortgemeinden oder benachbarten Gemeinden im Abstim-
mungskampf als zulässig angesehen worden10. 
Intervenieren mehrere besonders betroffene Gemeinden mit 
entgegengesetzten Standpunkten, so äusserte das Bundes-
gericht für diesen Sachverhalt Bedenken. Es wog der Aus-
sage Gewicht zu, wonach das zu einer Verschleuderung von 
Steuergeldern führe, wobei Minderheiten sich nicht mehr 
äussern könnten. Auch sei ein solches Vorgehen fragwürdig, 
wenn sich Gemeinden mit unterschiedlicher Finanzkraft an 
diesem Abstimmungskampf beteiligten. Das Bundesgericht 
hielt dem aber entgegen, dass die Gemeinden sich nicht wie 
Private äussern dürften, sondern nur im Falle besonderer Be-
troffenheit, zudem müsse der Mitteleinsatz verhältnismässig 
und sachbezogen sein11. In der Tat wird dieser seltene und 
vom Bundesgericht nur in einem obiter dictum erwähnte Fall 
kaum eine grosse Rolle spielen. 
Die von der Gemeinde in direkter Betroffenheit gemachte 
Intervention muss im Sinne der Auffassungen der Bevölk-
erungsmehrheit oder des Gemeindeparlaments erfolgen. Für 
die Mehrheit genügt offenbar ein relatives Mehr, das Bun-
desgericht hatte sich bislang nicht konkret dazu geäussert12. 
Ist die Gemeinde gespalten, so hatte dafür Grisel vorgesch-
lagen13, die Gemeinde solle in der öffentlichen Verlautba-
rung auch den Minderheitenstandpunkt vertreten. Dieses 
Vorgehen ist unpraktikabel; es würde den Sinn der Interven-
tion im kantonalen Abstimmungskampf vereiteln. Ange-

                                                           
Abstimmung vom 6. Juni 1993, BBl 1991 II 156 (Zustandekommen), BBl 1991 IV 254 
(Botschaft des Bundesrats), BBl 1992 V 889 (Bundesbeschluss der Bundesversammlung, 
Empfehlung zur Verwerfung), BBl 1993 II 1433 (Erwahrungsbeschluss). 

10 Vgl. BLVGE 1983/84, 13–20, betreffend die Gemeinde Pratteln und indirekte Bestätigung 
durch einen Entscheid des Bundesrates, VPB 1984, Nr. 53; vgl. ferner den Entscheid des 
Aargauer Regierungsrates vom 20. August 1984, ZBl 1985 201–210 betreffend die Ge-
meinde Kaiseraugst; vgl. dazu ausführlich RAMSEYER 73–75 und WIDMER 200–202. Hin-
gegen hiess das basellandschaftliche Verwaltungsgericht am 31. Juli 1984 eine Beschwer-
de gegen die Gemeinde Therwil gut, diese Volksinitiative zu unterstützen. Das Gericht 
hielt diese Gemeinde nicht stärker von der Initiative betroffen als andere Gemeinden; vgl. 
AUER, Intervention 193 f. 

11 Vgl. YVO HANGARTNER, AJP 1996, 271. 
12 Vgl. BGE 108 Ia 155 E. 6d, 164, 105 Ia 243 E. 5b, 246. 
13 Vgl. GRISEL, Information 61. 
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messener ist es, dass die Gemeinde bei knappen Mehrheiten 
diese Intervention unterlässt; die knappe Mehrheit lässt auf 
eine fehlende uniforme «Betroffenheit» der Gemeinde schli-
essen. Bei fehlender Mehrheit dürfen die Behördenvertreter 
nicht gegen den Willen der Gemeindebevölkerung handeln14. 
Stets sollte die Gemeinde die demokratische Legitimation 
ihrer Intervention betonen, indem sie auf den mehrheitlichen 
Kreditbeschluss des Gemeindeparlaments oder der Gemein-
deversammlung hinweist. 

2. Kantone 

Dürfen sich die Kantone wie die Gemeinden im Abstim-
mungskampf auf Bundesebene beteiligen? In der Lehre ist 
angeführt worden, dies widerspreche dem Grundsatz der de-
rogatorischen Kraft des Bundesrechts15. Dieser Einwand 
müsste sich freilich auf eine Norm des Bundesrechts ab-
stützen lassen, welche die kantonale Beteiligung untersagt. 
Eine solche bundesrechtliche Norm besteht aber nicht. Die 
Teilnahme der besonders betroffenen Kantone am Bunde-
sabstimmungskampf ist damit indes noch nicht zulässig. 
Zwischen den Kantonen und den Gemeinden bestehen we-
sentliche Unterschiede. Die Gemeinden sind die über-
lieferten Träger der kommunalen Selbstverwaltung, welche 
sich in genossenschaftlicher Weise der spezifischen Interes-
sen der ortsansässigen Bevölkerung annehmen. Eine Inter-
vention in den Abstimmungskampf des Kantons und des 
Bundes ist daher in diesem überlieferten Selbstverständnis 
folgerichtig. Die Kantone haben als Gliedstaaten zunächst 
einmal andere Einflussmöglichkeiten, um ihre Interessen auf 
Bundesebene geltend zu machen. So ist an ihre besonderen 
Mitwirkungsrechte zu erinnern16 ferner sind sie Adressaten 
des Vernehmlassungsverfahrens, wenn ihre Interessen 
betroffen sind17. Zudem setzen sich die Kantone als meist 
grosse Gemeinwesen anders als die Gemeinden regelmässig 
aus unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen mit diversen 
wirtschaftlichen und politischen Interessen zusammen18. Es 
wird sich daher nicht sehr leicht eine «kantonale» Meinung 

                         
14 Vgl. Bger. vom 19. Oktober 1983, BVR 1984, 97–109 (104 f.). 
15 Vgl. AUER, Intervention 193 f.; WIDMER 191 f. 
16 Vgl. N. 1976–1980. 
17 Siehe Art. 45 Abs. 2 BV. 
18 Vgl. RAMSEYER 76. 
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zu einer Bundesvorlage ausmachen lassen. Ferner führt die 
flächenmässige Grösse der meisten Kantone dazu, dass der 
Kanton von einer Bundesvorlage nicht so getroffen werden 
kann wie eine Gemeinde. Es müsste sich demnach eine ganz 
besondere Konstellation ergeben, welche mit jener der Ge-
meinden vergleichbar ist, damit eine solche kantonale Inter-
vention als zulässig angesehen werden kann19. In der Regel 
dürfte daher die in der Lehre vertretene Meinung, wonach 
sich die Kantone nicht in eine Bundesabstimmung ein-
mischen dürfen, zutreffend sein20, soweit es sich dabei um 
eine finanziell gestützte Abstimmungskampagne für oder 
gegen eine Bundesvorlage handelt. 
In der bisherigen Praxis haben die Kantonsregierungen zum 
Teil Abstimmungsparolen abgegeben. So hatte etwa die Kon-
ferenz der kantonalen Militärdirektoren zur Verwerfung des 
Bundesbeschlusses über die Aufhebung der kantonalen 
Zuständigkeit im Bereich der persönlichen Ausrüstung der 
Armeeangehörigen in der Volksabstimmung vom 10. März 
1996 aufgerufen. Diese Parolen haben eine schwer messbare 
Wirkung. Im Falle der Abstimmung vom 10. März 1996 dür-
fte allerdings die Beteiligung aller Militärdirektoren doch 
von einem gewissen Gewicht gewesen sein. Jene Parolen, 
die ohne finanziell gestützte Intervention ausgegeben wer-
den, sind zulässig; immerhin haben die Kantonsregierungen 
analog Art. 180 Abs. 1 BV die Regierungspolitik festz-
ulegen. In dieser Hinsicht dürfen sie sich auch veranlasst 
sehen, eine Abstimmungsparole zu Handen ihrer Stimmbür-
ger abzugeben. 

 

II. Übergeordnete Gemeinwesen 

Grundsätzlich unzulässig ist es, wenn eine übergeordnete 
Körperschaft in den Abstimmungskampf einer ihr unter-

                         
19 Vgl. das zutreffende Beispiel bei RAMSEYER 76 f., wonach der Kanton Waadt zur Volksab-

stimmung vom 1. April 1990 über die Kleeblattinitiativen in der Deutschschweiz Inserate 
veröffentlichte, die sich aber auf den Ausgang einer früheren Waadtländer Abstimmung 
(Vernehmlassungsreferendum) bezogen. Sie können wegen ihrer breiten Abstützung in der 
Bevölkerung und der Betroffenheit des Kantons Waadt als zulässig angesehen werden. 

20 Vgl. AUER, Intervention 194; WIDMER 191 f.; YVO HANGARTNER, AJP 1996, 272, schliesst 
von den föderativen Mitwirkungsrechten der Kantone auf die Zulässigkeit einer kantona-
len Intervention. 
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geordneten Körperschaft eingreift21. Eine solche Intervention 
von oben nach unten ist in der Konstellation vom Bund auf 
einen Kanton, vom Bund auf einen Selbstverwaltungskörper 
und vom Kanton auf einen Selbstverwaltungskörper denk-
bar. Die Einmischung des Bundes in einen kantonalen Ab-
stimmungskampf widerspricht dem Prinzip der Bundestreue: 
Der Bund muss den von der Bundesverfassung festgehal-
tenen kantonalen Gestaltungsspielraum respektieren. Erweist 
sich die Übernahme einer Aufgabe durch den Bund als sach-
lich notwendig, so hat dies ordentlicherweise über die Revi-
sion der Bundesverfassung und die Ausführungsgesetzge-
bung zu erfolgen. Die Einmischung in den kantonalen Ab-
stimmungskampf ist nicht zulässig22. Der Bund ist nämlich 
der kantonalen Ordnung nur soweit unterworfen, «als die 
Erfüllung der verfassungsmässigen Aufgaben des Bundes 
dadurch nicht verunmöglicht oder erheblich erschwert 
wird»23. Für zwingende Aufgaben hat der Bund die Dur-
chsetzungsmittel in der Hand; für politisch wünschbare Auf-
gaben muss er den Weg der Verfassungsrevision beschreiten. 
Eine Intervention in den Abstimmungskampf eines Kantons 
ist deshalb entbehrlich und unzulässig. 
Die Gemeindeautonomie verbietet es ebenfalls, dass der 
Bund oder der Kanton in einen Gemeindeabstimmungskampf 
eingreifen. Es ist ja gerade der Sinn, dass die Gemeinde und 
ihre Organe den Spielraum der «erheblichen Entscheidungs-
freiheit» selbst ausfüllen24. Der Bund und vor allem die Kan-
tone haben rechtlich genügende Wege, um ein Sachproblem 
zu lösen; die Intervention in den kommunalen Abstimmung-
skampf ist daher unzulässig25. Eine Intervention des Kantons 
ist deshalb noch zusätzlich problematisch, weil der Kanton 
die Aufsicht über die Gemeinden ausübt. Beschwerden 
gegen Gemeindeabstimmungen sind oft an die Kantons-
regierung zu richten; hier kann sich das Problem der Befan-
genheit ergeben26. 

                         
21 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 4d, 434 m.w.H.; RAMSEYER 77–85; AUER, Intervention 197 f.; 

GRISEL, Information 61; DECURTINS, Abstimmungskampf 222–225; WEDER 78; MÜLLER, 
Neutralität 435; YVO HANGARTNER, AJP 1996, 272 f.; GRISEL, Initiative 114 f. 

22 Vgl. RAMSEYER 84; WIDMER 194. 
23 BGE 91 I 409 E. 2a, 423; nachher muss hier noch eine Interessenabwägung vorgenommen 

werden. 
24 Vgl. N. 2422. 
25 Vgl. WIDMER 194; GRISEL, Information 61; RAMSEYER 84 f. 
26 Vgl. YVO HANGARTNER, AJP 1996, 273. 
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Das Bundesgericht hat eine solche Intervention von oben 
nach unten bisher nur in einem einzigen Fall, der sich kaum 
mehr wiederholen dürfte, beurteilt. Nach dem Laufental-
entscheid27 lässt sich ein solches Eingreifen des Kantons in 
den Abstimmungskampf eines Bezirks nur durch eine be-
sondere Betroffenheit des Kantons rechtfertigen. Die vom 
Kanton verbreiteten Informationen haben dabei sachlich und 
objektiv zu sein; sie dürfen nicht Züge von Werbung oder 
Propaganda annehmen. Im Laufentalentscheid bestand die 
besondere Betroffenheit für den Kanton Bern darin, dass es 
ihm bei der Laufental-Abstimmung um den Bestand seines 
Gebiets und seines Volkes ging. Darüber hinaus waren die 
damaligen Verhältnisse derart komplex, dass die Voraus-
setzungen für eine die einseitigen Erläuterungen der Bezirk-
skommission Laufental ergänzende kantonalbernische In-
formation zur Wiederherstellung der Chancengleichheit im 
Meinungsbildungsprozess als gegeben erachtet werden dur-
ften28. Unzulässig war es jedoch, wenn der Regierungsrat 
ohne gesetzliche Grundlage, heimlich und in unverhältnis-
mässigem Umfang ein privates Abstimmungskomitee unter-
stützte. Schliesslich betreiben Abstimmungskomitees Propa-
ganda und wollen die Stimmbürger in ihrem Sinne beein-
flussen. Die Unterstützung der Komitees liegt deshalb nicht 
im Interesse einer unverfälschten Willensbildung und Wil-
lensbetätigung der Stimmbürger. Zumal die Behörde bei der 
finanziellen Unterstützung «keine hinreichende Kontrolle 
über die zweckkonforme Verwendung der öffentlichen 
Geldmittel und über die Wahrung der gebotenen Objektivität 
und Zurückhaltung» hat29. 
Nach dem Laufentalentscheid ist es einzig zulässig, dass das 
übergeordnete, besonders betroffene Gemeinwesen gegen 
eine verzerrte Abstimmungspropaganda auftritt und für eine 
Richtigstellung sorgt30. Nur unter der Voraussetzung, dass 
die Stimmbürger des untergeordneten Gemeinwesens nicht 
richtig informiert worden sind, ist eine Intervention eines 
übergeordneten Gemeinwesens denkbar. 

                         
27 Vgl. BGE 114 Ia 427–451. 
28 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 5e, 442. 
29 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 6a, 443. TSCHANNEN 110 hält zu Recht die Unterstützung privater 

Komitees, wie es im Bger.-Urteil vom 19. Oktober 1983, BVR 1984, 97–109 noch zuge-
lassen wurde, für überholt. 

30 Vgl. RAMSEYER 84 f. 
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III. Gleichgeordnete Gemeinwesen 

Es kommt in der Praxis häufig vor, dass ein Gemeinwesen 
am Ausgang eines Abstimmungskampfes in einem ben-
achbarten, gleichgeordneten Gemeinwesen (Kanton, Ge-
meinde) ein besonderes Interesse hat. Ist es in diesem Fall 
zulässig, wenn das betreffende Nachbargemeinwesen in den 
Abstimmungskampf eingreift und sich für die Annahme oder 
Ablehnung der Vorlage ausspricht? Das Bundesgericht hatte 
sich mit dieser Frage indirekt im ersten Laufentalentscheid 
zu befassen31. Es hatte die mit der Abstimmung im Laufental 
gleichzeitig durchgeführte Abstimmung in Basel-Landschaft 
als Indiz für ein gewisses Ungleichgewicht zugunsten von 
Basel-Landschaft angesehen32. Die Frage war im Urteil je-
doch nicht zu entscheiden, da die Beschwerde gegen die In-
tervention von Bern erhoben worden war. 
Die Lehre vertritt die Auffassung, dass derartige Interven-
tionen unzulässig sind. Auf der Ebene der Kantone verletzt 
eine derartige Intervention das Prinzip der Bundestreue. Der 
Föderalismus bietet einen besonderen Schutzmechanismus 
gegen einen rechtswidrigen, unfreundlichen Akt eines Nach-
barkantons an, nämlich die staatsrechtliche Klage33. Die 
Einmischung in einen Abstimmungskampf erscheint deshalb 
unnötig und verletzt die Abstimmungsfreiheit34. Das 
entsprechende gilt auch auf der Ebene der Gemeinden; diese 
haben ihre Autonomie je gegenseitig zu respektieren und 
dürfen nicht in einen fremden Abstimmungskampf ein-
greifen35. Die Einmischung einer Gemeinde in den Abstim-
mungskampf einer benachbarten ausserkantonalen Ge-
meinde kommt einer Intervention unter Kantonen gleich36. 

 

                         
31 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 5c, 439. 
32 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 5d/bb, 441. 
33 Art. 83 Bst. b OG. 
34 Vgl. AUER, Intervention 194; MÜLLER, Neutralität 434; GRISEL, Initiative 115; GRISEL, 

Information 61; RAMSEYER 85; DECURTINS, Abstimmungskampf 245 f. 
35 Vgl. WIDMER 193; AUER, Intervention 194; RAMSEYER 86. 
36 Vgl. TSCHANNEN 114. 
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IV. Landeskirchen 

Die Landeskirchen nehmen insofern eine Sonderstellung ein, 
als sie vom Kanton anerkannte Personen des öffentlichen 
Rechts darstellen37. Es handelt sich demnach um Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, welche durch die öf-
fentlichrechtliche Gesetzgebung der Kantone konstituiert 
werden. Die Landeskirchen sind autonom, damit sie ihre in-
nerkirchlichen Angelegenheiten selbständig verwalten kön-
nen. Diese Autonomie und die Selbstverwaltung sind auf die 
Religionsfreiheit beziehungsweise auf die religiöse Betäti-
gung ihrer Mitglieder ausgerichtet38 und haben der Erfüllung 
des Selbstverständnisses der Landeskirchen zu dienen. 
Es stellt sich nun die Frage, inwieweit die Landeskirchen bei 
der Erfüllung ihres eigenen Auftrages auch in Wahl- und Ab-
stimmungskämpfen Stellung beziehen dürfen: Steht den 
Landeskirchen ein grösserer Spielraum politischer Einfluss-
nahme zu als den staatlichen Behörden? Ein Teil der Lehre 
hat die Frage positiv beantwortet, indem den Kirchen der 
Auftrag zuerkannt wird, ihre Anliegen bei Fragen von erhe-
blicher ethischer Relevanz in den öffentlichen und demokra-
tischen Meinungsbildungsprozess einzubringen39. Dagegen 
dürfen die Kirchen ihren Mitgliedern keine Nachteile andro-
hen40. Auf der andern Seite wird vereinzelt betont, dass für 
die Landeskirchen dieselben Grundsätze gelten, wie sie für 
das Gemeinwesen entwickelt worden sind41. Diese letztere 
Auffassung wird dem besonderen Charakter der Lande-
skirchen nicht gerecht. Die Autonomie und die Religions-
freiheit der Landeskirchen soll der Lehre, der die Kirchen 
verpflichtet sind, dienen und zu ihrer Umsetzung verhelfen. 
Es ist deshalb zulässig, wenn eine Landeskirche zu Abstim-
mungen Stellung bezieht, wenn «eine eindeutige Stellung-
nahme möglich ist oder sich geradezu aufdrängt»42. 

                         
37 Siehe z.B. Art. 64 Abs. 2 KV ZH und dazu BGE 118 Ia 259 E. 4a, 264; vgl. N. 2448. 
38 Vgl. YVO HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts, in Festschrift für Ulrich Häfelin zum 65. Geburtstag, Zürich 1989, 123 f. 
39 Vgl. PETER SALADIN , Die Beteiligung der Kirchen an politischen Entscheidungsprozessen, 

in Festschrift für Kurt Eichenberger, Basel 1982, 473; HAFNER 184; WIDMER 292 f. 
40 Vgl. WIDMER 291 f.; vgl. auch das bei PICENONI 79 angeführte Beispiel von Exkommuni-

kationsdrohungen. 
41 Vgl. HILLER 118 Anm. 131. 
42 YVO HANGARTNER, Bemerkungen zu BGE 118 Ia 259, AJP 1993, 329, Ziff. 11; vgl. auch 

HAFNER 184. 
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Hafner mahnt die Kirchen, Position zu beziehen, wo das 
Evangelium dies gebietet. Umgekehrt sollten die Kirchen 
dabei vorsichtig sein, «wenn das sozialethische Bewusstsein 
der Kirchenglieder mit demjenigen der kirchlichen Instanzen 
nicht übereinstimmt»43. In diesem Fall soll innerkirchliche 
Öffentlichkeitsarbeit geleistet werden. Die Situation erinnert 
an eine Gemeinde, die über eine kantonale Abstimmung 
gespalten ist. «Stellungnahmen, die im Glauben wurzeln, 
bedürfen allerdings materiell keiner demokratischen Legiti-
mation. Es genügt, wenn demokratisch legitimierte Organe 
der Landeskirche der Auffassung sind, es müsse um des 
Glaubens willen in einem Abstimmungskampf Partei er-
griffen werden»44. Für den Bereich der katholischen Kirche 
stellt sich das Problem anders, da die Stellungnahmen oft 
nicht von den landeskirchlichen Organen, sondern von den 
Bischöfen ausgehen. Wegen ihrer besonderen Nähe zu den 
Landeskirchen und ihrer kirchlichen Autorität sind diese den 
Landeskirchen voll zuzurechnen. Die Stellungnahmen der 
Landeskirchen können sich, da die Parteien historisch gese-
hen teilweise einen konfessionellen Hintergrund haben, mit 
parteipolitischen Abstimmungsparolen decken und eine ge-
wisse Nähe einer Landeskirche zu einer bestimmten Partei 
offenbaren. Freilich darf eine Landeskirche ausserhalb ihres 
religiösen Selbstverständnisses jedoch nicht eine bestimmte 
Parteipolitik betreiben. Sie ist insofern wie der Staat an eine 
parteipolitische Neutralität gebunden. Wird die Haltung ei-
ner Landeskirche durch eine konfessionelle Partei vertreten, 
scheint deren Bedürfnis, politische Äusserungen abzugeben, 
geringer45. 
Das Bundesgericht hat im Urteil betreffend den Zürcher Kir-
chenboten46 zu diesen Problemen erstmals Stellung bezogen. 
Im Kirchenboten erschien eine Woche vor der Regierungs-
ratswahl eine Wahlempfehlung für einen der Kandidaten. 
Auf die dagegen erhobene Stimmrechtsbeschwerde hin hatte 
das Bundesgericht zu Recht eine Verletzung der Wahlfreiheit 
                         
43 HAFNER 184 f. 
44 YVO HANGARTNER, AJP 1996, 275. 
45 YVO HANGARTNER, AJP 1996, 275 f., behandelt die privatrechtlichen Genfer und Neuen-

burger Landeskirchen wie öffentlichrechtlich verfasste Kirchen, was ihre Intervention in  
Abstimmungen anbelangt. 

46 Vgl. BGE 118 Ia 259–270 mit Bemerkungen von YVO HANGARTNER, AJP 1993, 327–329, 
und MÜLLER/SCHEFER 195 f. In Deutschland hat sich das Oberverwaltungsgericht Münster 
am 14. Februar 1962, JZ 1962, 767–775 und nachfolgend das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwGE 18, 14) mit dieser Frage in ähnlichem Sinne befasst. 
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festgestellt, da besonders strenge Grundsätze gelten und die 
Wahlhilfe für konkrete Kandidaten nicht in den religiösen 
Auftrag einer Landeskirche fällt. Wegen des deutlichen Wah-
lausgangs war aber von einer Aufhebung der Wahl abgese-
hen worden47. 
Teilweise bestehen politische Kleinstparteien, die sich eng 
an eine neuere kirchliche oder religiöse Gruppierung anleh-
nen und konsequent deren religiöse Linie auch in der Politik 
umzusetzen versuchen. Im Hinblick auf die Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit bestehen kaum Probleme, weil die öf-
fentlichrechtliche Anerkennung bisher nur sehr zurückhal-
tend ausgesprochen wurde48. Die neuen religiösen Grup-
pierungen betätigen sich in den Formen des Privatrechts und 
sind deshalb an keine Neutralitätspflicht gebunden. Sie sind 
einzig den Bedingungen unterworfen, welche die Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit selbst Privaten auferlegt49. 

 

                         
47 Vgl. BGE 118 Ia 259 E. 4e, 269 f. 
48 Vgl. CLA RETO FAMOS, Die öffentliche Anerkennung von Religionsgemeinschaften im 

Lichte des Rechtsgleichheitsprinzips. Diss. St. Gallen, Fribourg 1999. 

49 Vgl. N. 2670–2675 
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I.  Grundsatz: Freie politische   
  Auseinandersetzung im Vorfeld von Wahlen   
  und Abstimmungen 

1. Meinungsäusserungsfreiheit als Grundlage der 
Demokratie 

Die demokratische Willensbildung im Rahmen eines Wahl- 
oder Abstimmungskampfes kann nicht nur durch behördliche 
Informationen, sondern auch durch Interventionen seitens 
Privater beeinträchtigt werden1. Einzelne Privatpersonen, die 
Presse oder andere Medien können falsche und irreführende 
Angaben verbreiten und die Stimmbürger dadurch täuschen. 
Solche Machenschaften sind zwar unerwünscht und frag-
würdig; die politische Auseinandersetzung lebt jedoch von 
Übertreibungen, einseitigen Darstellungen oder halben 
Wahrheiten. 
Diese Äusserungen sind zudem durch die Meinungsfreiheit 
(Art. 16 BV; Art. 10 EMRK) und die Medienfreiheit (Art. 17 
Abs. 1 BV) grundrechtlich geschützt. Sie lassen sich mit an-
dern Worten nicht ohne schwerwiegende Beeinträchtigung 
dieser Grundrechte vermeiden. Gerade diese Kommunika-
tionsgrundrechte stellen darüberhinaus eine wesentliche Vo-
raussetzung für das faktische Funktionieren der Demokratie 
dar2. «Die Ausübung dieser Freiheiten kann natürlich zu har-
ten Meinungsauseinandersetzungen führen, deren Ausgang 
unter Umständen nicht mehr der Objektivität entspricht»3. 
Dies ist jedoch unter Beachtung bestimmter Schranken hin-
zunehmen. Privatpersonen, Parteien, Interessenvertreter und 
Verbände dürfen daher grundsätzlich den Wahl- und Ab-
stimmungskampf so führen, wie es ihrem politischen und 
taktischen Kalkül entspricht. Sie bestimmen Dauer, Umfang 
und den Einsatz der Werbemittel so, dass sie nach eigener 
Einschätzung den grössten politischen Erfolg davontragen 
können4. Der Stimmbürger ist dieser gewollten Beeinflus-
                         
1 Die folgenden Ausführungen wurden zum Teil bereits publiziert; siehe ANDREAS KLEY, 

AJP 1996, 286–292. 
2 Vgl. MÜLLER, Komm. BV, Meinungsfreiheit, N. 3–5; HILLER 420–424; KLEY, Grund-

pflichten 108; vgl. auch GRISEL, Initiative 116 f. 
3 BGE 117 Ia 41 E. 5a, 47; vgl. auch YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung zu BGE 119 Ia 

271, AJP 1994, 243–248, Ziff. 4. 
4 Vgl. WIDMER 272. 
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sung seitens Privater nicht wehrlos ausgesetzt. Es wird vo-
rausgesetzt, dass die Stimmbürger als rational überlegende 
und handelnde Wesen zumindest in einem gewissen Masse 
ein eigenes Urteil fällen können und deshalb nicht vor jeder 
Übertreibung und Einseitigkeit «geschützt» werden müssen5. 

2. Drittwirkung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit 

Das Bundesgericht hat allerdings anerkannt, dass eine krass 
irreführende oder sogar verleumderische Wahl- und Ab-
stimmungspropaganda von Privaten die Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit verletzen kann6. In diesem Sinne nimmt das 
Grundrecht der Wahl- und Abstimmungsfreiheit gemäss 
Art. 35 Abs. 1 und 3 BV auch Privatpersonen in Pflicht und 
auferlegt ihnen zumindest gewisse, minimale Enthal-
tungspflichten. Damit liegt eine Ausdehnung des Adres-
satenkreises eines Grundrechts auf Private und somit eine 
Drittwirkung vor. Der Gesetzgeber ist seinen «Schutzpflich-
ten»7 nachgekommen, indem er im 14. Titel des Strafgesetz-
buches (StGB) gewisse Vergehen gegen den Volkswillen 
verbietet und unter Strafe stellt. Danach sind etwa die 
Störung und Hinderung von Wahlen und Abstimmungen 
(Art. 279), Eingriffe in das Stimm- und Wahlrecht (280), 
Wahlbestechung (281), Wahlfälschung (282), Stimmenfang 
(282bis) oder die Verletzung des Abstimmungs- und Wahlge-
heimnisses (283) meist mit Gefängnis oder Busse bedroht8. 
Auch schützen das Zivilrecht (insbesondere Art. 28 ff. ZGB) 
und die Rundfunkgesetzgebung die Persönlichkeit von Kan-
didaten im Wahlkampf9. Da die Wahl- und Abstimmungs-
freiheit über gesetzliche Bestimmungen geschützt wird, han-
delt es sich um eine mittelbare oder indirekte Drittwirkung10. 
Die Rechtsprechung des Bundesgerichts zu Beeinträchtigun-
gen der Wahl- und Abstimmungsfreiheit seitens Privater 
                         
5 Vgl. N. 2479. 
6 Vgl. z.B. BGE 119 Ia 271 E. 3c, 274, 118 Ia 259 E. 3, 263 f., 117 Ia 452 E. 3c, 457 f., je 

m.w.H.; STEINMANN 258. 
7 So der Ausdruck in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschen-

rechte zur Drittwirkung von Konventionsrechten; vgl. z.B. Airey v. Ireland, Series A Vol. 
32, para. 32; X and Y v. the Netherlands, Series A Vol. 91, para. 23; Ärzte für das Leben v.  
Austria, Series A Vol. 139, paras. 32 ff.; Velosa Barreto v. Portugal, Series A Vol. 334, 
para. 23 und Gustafson v. Sweden, 26. April 1996, Reports 1996-II, 637–695 para. 45. 

8 Vgl. N. 295–305. 
9 Vgl. TSCHANNEN 24 f. 
10 Vgl. GRISEL, Initiative 68 f.; AUER, Droits politiques 64. 
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kommt darüberhinaus zum Zug und erfasst auch weitere 
Tatbestände, die von Privaten gesetzt werden. Diese 
Rechtsprechung beinhaltet demnach eine unmittelbare 
Drittwirkung11. Sie untersagt zwar nicht direkt übermässige 
Einflussnahmen seitens Privater auf die Stimmberechtigten. 
Erfolgen indessen private Interventionen, welche die Wahl- 
und Abstimmungsfreiheit beeinträchtigen, so werden die 
Behörden verpflichtet, Massnahmen zu treffen, damit die 
«Waffengleichheit» im politischen Prozess wiederhergestellt 
wird. Erfolgen keine solchen Massnahmen oder sind sie 
nicht (mehr) möglich, so kommt unter Umständen sogar eine 
Kassation der erfolgten Wahl oder Abstimmung in Frage12. 
Das direkte Anfechtungsobjekt einer Stimmrechtsbesch-
werde ist eine kantonale Wahl oder Abstimmung; meist wird 
es nach erfolgtem Abstimmungsakt der Erwahrungs-
beschluss sein. Bei Beanstandungen vor der Abstimmung 
wird es sich um die Weigerung der zuständigen Behörde 
handeln, einer Rüge nachzugehen und gegebenenfalls 
entsprechende Massnahmen zu treffen13. Mittelbares Anfech-
tungsobjekt ist freilich die Handlung einer Privatperson. Dies 
ist eine Folge der Drittwirkung, die Privatpersonen in Pflicht 
nimmt. Das indirekte Anfechtungsobjekt besteht aus irgend-
welchen Handlungen, welche die Abstimmungspropaganda 
von Privaten ausmachen: die Werbung mit allen Mitteln des 
politischen Marketings, die beschriebenen Tatbestände  
des Strafgesetzbuches14, das Versprechen von Vorteilen15 
sowie alle denkmöglichen unfairen Massnahmen. 

 

 

 

 

II. Schranken privater Abstimmungspropaganda 
                         
11 Vgl. AUER, Droits politiques 64; GRISEL, Initiative 68 f.; POLEDNA, Wahlrechtsgrundsätze 

235; WIDMER 273; RAMSEYER 100 f. 
12 Vgl. dazu N. 2694–2699. 
13 Vgl. KÄLIN , Staatsrechtliche Beschwerde 150–154. 
14 Vgl. N. 2665. 
15 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 41 E. 6b, 52, und Bger. vom 5. Oktober 1979, ZBl 1980 243–252 

(251 f.). 
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1. Allgemeines 

Bei den privaten Interventionen in den Wahl- und Abstim-
mungskampf ist ein ganz anderer Massstab anzulegen, als 
bei behördlichen Interventionen. In der liberalen plural-
istischen Demokratie bewerben sich unterschiedliche 
Parteien und Gruppierungen um die Gunst der Stimmbürger. 
Es muss daher möglich sein, dass Privatpersonen, Parteien 
und andere Gruppierungen sich grundsätzlich mit allen Mit-
teln Gehör verschaffen und ihre politischen Ideen verbreiten. 
Dabei wird auch zum vorneherein in Kauf genommen, dass 
die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppierungen auf 
Grund der dahinterstehenden Interessen unterschiedlich 
starke Einflussmöglichkeiten besitzen. Im Einzelfall muss 
deshalb eine tendenziöse, unsachliche oder sogar unrichtige 
Wahl- und Stimmpropaganda möglich sein: Die Argumenta-
tion darf auf Schlagworte verkürzt werden, die in Form von 
Übertreibungen, Polemiken und unerfüllbaren Versprechun-
gen an den Stimmbürger gebracht werden16. Dass die bun-
desgerichtliche Praxis, trotz teilweise problematischen Ein-
flussnahmen seitens Privater17, zurückhaltend ist, erscheint 
richtig18. Denn die Medien- und die Meinungsfreiheit stellen 
in der Demokratie zentrale Grundrechte dar. Eine Pluralität 
an vertretenen Meinungen stellt zudem ein gewisses Min-
destmass an «Objektivität» sicher. Erst wenn eine Propa-
ganda derart krass falsch und tatsachenwidrig die Willens-
freiheit der Stimmberechtigten tangiert, so dass das 
«richtige» Abstimmungsergebnis nicht mehr denkbar ist, 
liegt eine Verletzung des Anspruches auf freie Willens-
bildung der Stimmberechtigten vor. 
Auch in der Schweiz greifen vermehrt Einzelpersonen, Lob-
bies und sonstige Gruppierungen durch gezielten Einsatz 
von Massenmedien und mit aggressiven Werbemethoden in 
                         
16 Vgl. BGE 102 Ia 264 E. 3, 269, 119 Ia 271; dazu YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung, 

AJP 1994, 243–248, Ziff. 6. Entscheid des Regierungsrates von Appenzell A.Rh. vom 20. 
März 1979, AR GVP 1988, Nr. 1008, betreffend einen tendenziösen Leserbrief. Ein einzi-
ger, selbst ein unsachlicher Leserbrief dürfte, besondere Konstellationen ausgenommen, 
kaum ein Abstimmungsergebnis entscheidend beeinflussen; vgl. auch GRISEL, Initiative 
116 f. 

17 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 452 E. 5a, 461, wo die Zulässigkeit der Stellungnahme eines Ober-
gerichtspräsidenten zur einer Bezirksrichterwahl als «sehr fraglich» bewertet wurde; vgl. 
auch HAEFLIGER 227. 

18 Gl.M. TSCHANNEN, Stimmrecht 117 f. 
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den Wahl- und Abstimmungskampf ein. Die Finanzierung 
kann häufig nur durch Aufbringung beträchtlicher Beiträge 
seitens Privater sichergestellt werden. Dieser Umstand wirft 
freilich die Frage nach der Käuflichkeit von Urnengängen 
auf. Verschiedene politologische Untersuchungen kommen 
zum Schluss, dass die Möglichkeit einer Beeinflussung der 
Stimmbürger durch hohe Abstimmungskampfausgaben ge-
geben sei19. Damit sind solche Massnahmen grundsätzlich 
geeignet, mit der vom Bundesgericht geforderten Chancen-
gleichheit im Meinungsbildungsprozess20 in Konflikt zu ger-
aten. Insbesondere wenn man bedenkt, dass häufig nur ent-
weder Befürworter oder Gegner einer Abstimmungsvorlage 
ökonomische Interessen vertreten und daher auf Grund ihrer 
unterschiedlichen Distanz zu privaten Geldgebern nicht glei-
chermassen hohe Geldbeträge in Abstimmungskampagnen 
einbringen können, wird die mögliche Gefährdung der 
Chancengleichheit erkennbar. Bereits im Vorfeld von Ab-
stimmungen, bei der Sammlung von Unterschriften für Ini-
tiativen oder Referenden, können massive finanzielle Ein-
griffe das Verhalten der Stimmbürger beeinflussen21. Wenn 
aber im Umfeld von Wahlen und Abstimmungen nicht 
zusätzlich die nachfolgenden Tatbestandsvoraussetzungen 
(vgl. unten Ziff. 2) einer unzulässigen Beeinträchtigung 
durch Private erfüllt werden, müssen derartige Kampagnen 
aus verfassungsrechtlicher Sicht als zulässig erachtet wer-
den. Um indes den Stimmbürgern die Erkenntnis zu er-
möglichen, welche gesellschaftlichen oder politischen Kräfte 
hinter einer bestimmten Sachfrage stehen und dies mit hohen 
                         
19 Vgl. z.B. ERICH GRUNER /HANS PETER HERTIG, Der Stimmbürger und die «neue» Politik, 

Bern/Stuttgart 1983; HANS PETER HERTIG, Sind Abstimmungserfolge käuflich? – Elemente 
der Meinungsbildung bei eidgenössischen Abstimmungen, Schweizerisches Jahrbuch für 
politische Wissenschaft, Band 22, Bern 1982, 35–57; SILVANO MÖCKLI, Abstimmungsbud-
get und Abstimmungserfolg – Erfahrungen und Forschungsergebnisse aus den USA und 
aus der Schweiz, St. Gallen 1989; DAVID MAGLEBY, Direct Legislation: Voting on Ballot 
Propositions in the United States, Baltimore 1984; BETTY ZISK, Money, Media and the 
Grass Roots, Newbury Park/Ca. 1987; PHILIP L. DUBOIS/FLOYD FEENEY, Lawmaking by 
Initiative – Issues, Options and Comparisons, New York 1998. 

20 Vgl. BGE 114 Ia 427 E. 5e, 442. Im Entscheid BGE 125 I 441 E. 3a-b, 446–448, wurde 
festgehalten, dass die Bestimmung des Gesetzes über die Ausübung der politischen Rechte 
im Kanton Tessin, welche die Finanzierung des Wahlkampfs eines Kandidaten durch einen 
Dritten auf Fr. 50'000.– begrenzt, sowohl gegen den Grundsatz der Chancengleichheit als 
auch gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip verstösst. 

21 So z.B. bei der Sammlung von Unterschriften für ein Referendum gegen die bilateralen 
Verträge mit der EU, bei der je gesammelte Unterschrift bis Fr. 1.50 bezahlt wurde; vgl. 
Tages-Anzeiger vom 17. Januar 2000, 7. 
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finanziellen Aufwendungen ausdrücken, müsste die Finan-
zierung von Abstimmungskampagnen offengelegt werden. 
Das Aufdecken von Finanzströmen würde die politische Ein-
flussmöglichkeit grosser Geldgeber sowie die finanziellen 
Verflechtungen und Abhängigkeiten von Initiativ- und Ref-
erendumskomitees transparent machen. Ob derartige Of-
fenlegungspflichten eingeführt werden sollen, ist letztlich 
eine politische Frage, die vom Bundesgesetzgeber bei der 
Diskussion um die Volksrechtereform22 zu beantworten ist. 
Gewiss könnte damit dem Postulat nach Chancengleichheit 
im Meinungsbildungsprozess nachgeholfen werden. 

2. Tatbestandsvoraussetzungen einer unzulässigen 
Beeinträchtigung durch Private 

Eine unzulässige Beeinflussung der Stimmberechtigten seit-
ens Privater kommt nur dann zustande, wenn die folgenden 
vier Voraussetzungen gegeben sind: 

1.  Die fragliche Propaganda muss eine objektiv feststellbare 
Tatsache falsch darstellen. Damit vermögen Werturteile, so 
fragwürdig sie sein mögen, die freie Willensbildung nicht zu 
beeinträchtigen. Die Behauptungen über eine Tatsache be-
treffen etwa bei Wahlen die fachliche Kompetenz eines Kan-
didaten oder bei Sachabstimmungen die Kosten einer Mass-
nahme oder einer Gesetzesvorlage23. Die Unterscheidung 
zwischen Werturteilen und Tatsachenbehauptungen lässt sich 
nicht strikte durchführen. Vielfach sind bestimmte Wer-
turteile an bestimmte Tatsachenbehauptungen geknüpft (sog. 
«gemischte Werturteile»24). Da diese gerade bei Persönlich-
keitswahlen das Wahlergebnis entscheidend zu beeinflussen 
vermögen, sind sie ebenfalls wie Tatsachenbehauptungen zu 
behandeln. 

2.  Die falsche Tatsachenbehauptung muss eine schwer-
wiegende Irreführung darstellen25. Dies bedeutet, dass sie 

                         
22 Vgl. BBl 1997 I 452 f. 
23 Vgl. BGE 98 Ia 73 E. 3b, 81, 89 I 437 E. 7b, 446; Entscheid des basellandschaftlichen 

Verfassungsgerichts vom 25. März 1992, BLVGE 1992, 11–21, E. 5b. 
24 Vgl. z.B. BGE 93 IV 20 E. 3, 23, zu Art. 173 Abs. 1 StGB. 
25 Vgl. Bger. vom 3. Februar 1939, ZBl 1939 249–251; Entscheid des Zürcher Regierungsra-

tes vom 31. Juli 1958, ZBl 1958 484–486 (486); Bger. vom 5. Januar 1982, ZBl 1982 207–
210, wo von «offensichtlich unwahren und irreführenden Angaben» die Rede ist; BGE 117 
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bei der Wahl oder Sachabstimmung eine wesentliche Tatsa-
che oder sogar den Hauptpunkt der Vorlage betreffen muss. 
Etwa bei Richterwahlen sind die fachlichen Qualifikationen 
und die bisherige Amtsführung ein für die Wahl wesentliches 
Faktum26. 

3.  Die falschen und irreführenden Informationen müssen 
erstmals derart knapp vor dem Stimmakt erfolgt sein, dass 
die gegnerische Seite zeitlich gar nicht mehr die Möglichkeit 
einer Richtigstellung hatte27. Es ist entscheidend, dass es 
sich um neue falsche Tatsachen handelt28, die im bisherigen 
Abstimmungskampf nicht oder fast nicht zur Sprache ge-
kommen sind. Wiederholt hingegen eine irreführende Infor-
mation schon früher verbreitete Unwahrheiten, so liegt diese 
zeitliche Dringlichkeit nicht mehr vor29. Der Stimmbürger 
kann sich dann anhand der Entgegnungen und der amtlichen 
Erläuterungen genügend orientieren. 

4.  Schliesslich darf die durch die Irreführung bewirkte Bee-
influssung des Abstimmungsergebnisses nicht nur im 
Bereich des Möglichen liegen wie bei den Interventionen 
durch Behörden. Vielmehr muss die Auswirkung der 
schwerwiegenden Irreführung auf den Ausgang der Wahl 
oder Abstimmung ausser Zweifel stehen oder zumindest als 
sehr wahrscheinlich erscheinen30. 
Sind diese vier Voraussetzungen kumulativ gegeben, so 
muss die Abstimmung oder Wahl wegen einer Beeinträchti-
gung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit seitens Privater 

                                                           
Ia 41 E. 5a, 47; 118 Ia 259 E. 3, 264 («nur bei ganz schwerwiegenden Verstössen»); 119 Ia 
271 E. 3c, 274; dazu YVO HANGARTNER, Urteilsanmerkung, AJP 1994, 243–248, Ziff. 6. 

26 Vgl. z.B. BGE 117 Ia 452 E. 5, 459–462, wo vor allem der durch den erneut Kandidieren-
den verursachte Pendenzenberg zur Debatte stand. 

27 Vgl. BGE 117 Ia 41 E. 5a, 47, 102 Ia 264 E. 5d, 277 f., 98 Ia 615 E. 4b, 625 f.; Entscheid 
des basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 25. März 1992, BLVGE 1992, 11–21, 
E. 5b; HILLER 422; WIDMER 281 f. 

28 Vgl. BGE 102 Ia 264 E. 5d, 278; WIDMER 282. 
29 Vgl. BGE 98 Ia 73–86. 
30 Vgl. BGE 102 Ia 264 E. 3, 269; 105 Ia 368 E. 6b; nur in ZBl 1980 251; Bger. vom 5. 

Januar 1982, ZBl 1982 205–207 (207); BGE 117 Ia 41 E. 5a, 47, 118 Ia 259 E. 3, 264; 
Bger. vom 7. Februar 1991, ZBl 1991 347–353 (352); Regierungsrat des Kantons Zug vom 
27. Februar 1990, ZBl 1990 541–549 (546 f.); BGE 119 Ia 271 E. 3c, 274; Entscheid des 
basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 8. Juli 1992, BLVGE 1992, 21–27, E. 3a; 
HILLER 422. 
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kassiert werden. In der Praxis zeigt es sich, dass es nur selten 
dazu kommt31. 

3. Beeinflussung durch Massenmedien 

Die Massenmedien, Fernsehen, Radio, Presse und neuestens 
die internationalen Netzwerke des elektronischen Daten-
transfers, können einen entscheidenden Einfluss auf die 
Stimmberechtigten haben. Das zeigt sich daran, dass die Par-
teien diese Medien gerne nutzen, um ihre Wahl- und Ab-
stimmungskampagnen zu führen. An das Verhalten der elek-
tronischen Medien, insbesondere an Radio und Fernsehen 
sind strengere Anforderungen zu stellen als an jenes der 
Presse32. Dies rechtfertigt sich aus der starken, fast monopo-
lartigen Stellung und aus der grösseren Einflussmöglichkeit 
auf die Meinung der Stimmbürger und damit auf Wahlen und 
Abstimmungen selbst. Die elektronischen Medien gestatten 
ein rasches Agieren, Gegendarstellungsmöglichkeiten sind 
nur beschränkt gegeben. Es ist deshalb wichtig, Meinungen 
und Gegenmeinungen angemessen darzustellen. Den Sende-
gestaltern steht dabei jedoch ein «verhältnismässig grosser 
Ermessensspielraum offen», wie zum Beispiel in der Aus-
wahl der Gesprächsteilnehmer und in der Fragestellung. 
«Der Gesprächsleiter hat sich jedoch der Objektivität zu be-
fleissigen»33. Diese Grundsätze gelten sowohl für die staat-
lichen als auch für die privaten Sender. Das neue Radio- und 
Fernsehgesetz unterwirft die Sendungen von Radio und 
Fernsehen einer Kontrollmöglichkeit in Hinblick auf Ver-
letzungen der Konzession und der Programmvorschriften34. 
Unzulässige Beeinflussungen seitens Privater können na-
mentlich auch von der Presse ausgehen, seien dies Leser-
briefe, Kommentare, Artikel und Anzeigen. Dabei müssen 
die erwähnten Tatbestandsvoraussetzungen35 erfüllt sein, 
damit eine Beschwerde zum Erfolg führt. Zusätzlich hat sich 
das Bundesgericht mit der Konstellation beschäftigt, dass 
Gegnern einer Vorlage die Presse nur beschränkt zur Ver-

                         
31 Erfolgreich war etwa die Beschwerde THOMANN, Bger. vom 3. Februar 1939, ZBl 1939 

249–251, wo einem Kandidaten wahrheitswidrig und kurz vor dem Wahlgang ein Stim-
menkauf unterschoben wurde. 

32 Zur Stellung der SRG vgl. N. 2640–2644. 
33 Vgl. BGE 98 Ia 73 E. 3c, 83 (beide Zitate). 
34 Vgl. dazu N. 2641–2643. 
35 Vgl. N. 2670–2675; kritisch dazu TSCHANNEN, Stimmrecht 119. 
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fügung stand. Dies vermag grundsätzlich noch nicht die 
Aufhebung eines Abstimmungsergebnisses zu rechtfertigen. 
«Es entspricht dem Wesen der Demokratie, dass nicht alle 
politischen Gruppen über gleich starke private Einfluss-
nahme verfügen». Benützen die verschiedenen Interessen-
gruppen in ihrem Wettstreit untereinander die Presse zur 
Kundgabe ihrer Anliegen, so stehen ihre Meinungsäusserun-
gen unter dem Schutz der Medienfreiheit des Art. 17 BV. Die 
Vielzahl von «voneinander unabhängigen und den ver-
schiedenen Interessengruppen nahestehenden Zeitungen bie-
tet hinreichende Gewähr dafür, dass für eine wirksame 
Gegendarstellung genügend Raum bleibt»36. 

 

III. Beispiele (un-)zulässiger Abstimmungspropaganda 

1. Zürcher Volksabstimmung über das 
Schulkonkordat 

In einer Volksabstimmung nahm das Zürcher Volk 1971 den 
Beitritt zum Schulkonkordat mit einer Stimmenmehrheit von 
lediglich 133 Stimmen an37. In der Folge machte ein Besch-
werdeführer mit der Stimmrechtsbeschwerde geltend, die 
Stimmberechtigten seien durch die Presse und das Fernsehen 
unzulässig beeinflusst worden. Das Bundesgericht hielt da-
bei fest, dass von einer unzulässigen Beeinflussung nur dann 
gesprochen werden könne, wenn in einem so späten Zeit-
punkt in den Abstimmungskampf eingegriffen werde, dass es 
dem Bürger nicht mehr möglich sei, sich aus andern Quellen 
zuverlässig zu informieren. Da es jedoch möglich gewesen 
sei, sich aus den amtlichen Abstimmungserläuterungen zu 
informieren, wies es die Beschwerde ab. 

2. St. Galler Bezirksrichterwahl 

Die private Beeinflussung einer Wahl ist im St. Galler Fall 
betreffend die Wahl in das Bezirksgericht Werdenberg gera-
dezu klassisch aktuell geworden38. Im Verlauf eines heftigen 
Wahlkampfs um den siebten Sitz in das Bezirksgericht 
                         
36 Vgl. BGE 98 Ia 73–86. 
37 Vgl. BGE 98 Ia 73–86; vgl. auch die Bestätigung in BGE 98 Ia 615–626. 
38 Vgl. BGE 102 Ia 264–279. 
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wurde der bisherige Amtsinhaber, Dr. X., nicht mehr 
gewählt. In der Stimmrechtsbeschwerde wurde geltend ge-
macht, die Wahl sei durch ein irreführendes Flugblatt ver-
fälscht worden. Das Flugblatt wurde kurz vor dem Wahl-
wochenende an alle Haushalte verteilt. Es beschuldigte den 
Amtsinhaber schwer und zitierte aus oberinstanzlichen Ur-
teilen, welche scheinbar die richterlichen Qualifikationen 
des Dr. X. in Frage stellten: «Sein Entscheid ist nicht nur 
unrichtig, sondern darüber hinaus schlechthin unhaltbar, 
denn er verletzt einen allgemeinen Rechtsgrundsatz schwer.» 
Das Bundesgericht hielt das Flugblatt ebenfalls für irre-
führend, da die nicht mit dem Gerichtsbetrieb vertrauten 
Stimmbürger einen falschen Eindruck von der richterlichen 
Tätigkeit des Dr. X. erhalten könnten. Die Wahl wurde dann 
aber gleichwohl nicht kassiert, da die Vorwürfe schon viel 
früher im Wahlkampf vorgebracht wurden. Die Anhänger 
von Dr. X. hätten daher Gelegenheit gehabt, dazu Stellung 
zu nehmen. Aus diesem Grunde habe das Flugblatt auch kei-
nen wahlentscheidenden Einfluss gehabt. 
Das Urteil gibt die Fairnessüberlegungen, die dahinter ste-
hen, nur verkürzt wieder. Das Flugblatt kann wohl eine wah-
lentscheidende Auswirkung haben; es wäre im vorliegenden 
Fall indessen möglich gewesen, den Behauptungen der 
Gegner von Dr. X bereits viel früher entgegenzutreten. Die 
Behauptungen dürfen perfide, einseitig und polemisch sein, 
wenn der politische Gegner die Möglichkeit hat, argumenta-
tiv gegen sie vorzugehen. Dies ist aber bei neuen Behaup-
tungen kurz vor der Abstimmung nicht mehr möglich. Äh-
nlich wie in einem Gerichtsverfahren soll die Wahl- und Ab-
stimmungsfreiheit ein Minimum an «Waffengleichheit» 
zwischen den Parteien ermöglichen. Sie will jedoch nicht ein 
taktisch unkluges Verhalten einer Partei korrigieren. Geht 
diese auf bereits vorgebrachte Argumente nicht ein und zeigt 
sich etwa erst in einem Flugblatt kurz vor der Wahl über-
rascht, so ist die Berufung auf die Wahl- und Abstimmungs-
freiheit vergeblich. 

3. Hausbesuche? 

In kleineren Gemeinwesen sind systematische Hausbesuche 
von Kandidaten und deren Familienmitgliedern bei Wählern, 
namentlich bei Betagten, ein effektives Mittel der privaten 
Wahlwerbung. Dies muss grundsätzlich zulässig sein. Erfol-
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gen diese Hausbesuche jedoch in derartig grosser Zahl und 
aufdringlicher Weise, dass die Wahlfreiheit der Einzelnen 
(namentlich von Betagten in Altersheimen) beeinträchtigt 
wird, so liegt eine unzulässige Beeinflussung seitens Privater 
vor39. 

4. Beeinflussung seitens der Arbeitgeber 

Ein Arbeitgeber kann sich angesichts einer für ihn beschäfti-
gungspolitisch relevanten Sachvorlage veranlasst sehen, sei-
ne Angestellten zu einer entsprechenden Stimmabgabe zu 
bewegen. Das Bundesgericht hatte diese Verstösse «gegen 
die guten Abstimmungssitten» als unerwünscht und verwerf-
lich beurteilt. Sie müssten allerdings bis zu einem gewissen 
Grade in Kauf genommen werden40. Im Unterschied zum 
angeführten Urteil sind diese Einflussnahmen nicht mit einer 
irreführenden Propaganda in einer Zeitung zu vergleichen. 
Der potentielle Druck, welcher ein Arbeitgeber auszuüben 
vermag, ist deutlich grösser. Das Bundesgericht sieht erst 
das Drohen mit der Kündigung als eine unstatthafte Einwir-
kung auf die Arbeitnehmer an41. Doch der Arbeitgeber 
braucht das Wort «Kündigung» nicht direkt auszusprechen; 
vielmehr genügt es, auf die erforderliche Auftragslage im 
Unternehmen hinzuweisen, um auf den Arbeitnehmer beein-
flussend einzuwirken. Die Rechtsprechung sollte in diesem 
heiklen Punkt mehr Sensibilität zeigen. Das Arbeitsvertrags-
recht bietet dabei einen völlig ungenügenden Schutz, da 
Art. 336 Abs. 1 Bst. b OR lediglich die Kündigung infolge 
Ausübung eines verfassungsmässigen Rechts missbräuchlich 
macht, das heisst die Kündigung bleibt in Kraft, zieht aber 
eine Entschädigung von maximal sechs Monatslöhnen nach 
sich. 

                         
39 Vgl. Urteil des Thurgauer Verwaltungsgerichts vom 21. Oktober 1992, Thurgauische Ver-

waltungsrechtspflege 1992, Nr. 2. 
40 Vgl. Bger. vom 5. Oktober 1979, ZBl 1980 243–252 (251). 
41 Vgl. Bger. vom 5. Oktober 1979, ZBl 1980 243–252 (252). 
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§48  Rechtsfolgen von Verletzungen 

 

Inhalt           S. 

I.  Überblick 1085 
II.  Rechtsfolgen betreffend Mängel vor der   
  Abstimmung:  

 Behebung oder (vorsorgliche) Verschiebung 1087 
III.  Rechtsfolgen bei durchgeführten Abstimmungen   
  oder Wahlen 1088 
IV.  (Teil-)Ungültigkeit von Volksbegehren, welche   
  die Wahl- und Abstimmungsfreiheit nicht   
  beeinträchtigen 1091 
V.  Verzögerte Behandlung oder Umsetzung einer   
  Vorlage 1093 
VI.  Pflicht zur kurzfristigen Rüge von Mängeln 1094 

 

I.  Überblick  

Das Anfechtungsobjekt einer Abstimmungsbeschwerde kann 
grundsätzlich irgendwelche Akte, Handlungen oder Unter-
lassungen umfassen. Die Rechtsfolgen von Verletzungen der 
Abstimmungs- und Wahlfreiheit des Art. 34 Abs. 2 BV 
müssen deshalb differenziert betrachtet werden. Sie sind un-
terschiedlich, je nachdem, was für ein Akt angefochten wird 
und welches Verfahren (kantonales Verfahren oder Stim-
mrechtsbeschwerde gemäss Art. 85 OG) zur Verfügung 
steht. Das kantonale Prozessrecht spielt in Abstimmungssa-
chen eine wichtige Rolle. Dieses kann etwa einen sehr bre-
iten Rechtsschutz gewähren; vor Bundesgericht sind wegen 
der relativen Subsidiarität der Abstimmungsbeschwerde de-
shalb die kantonalen Verfügungen und Beschwer-
deentscheide in Abstimmungssachen anzufechten. Fehlt ein 
innerkantonaler Rechtsschutz in Abstimmungssachen, so 
sind die Verfügungen und Handlungen der kantonalen Be-
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hörden und der Privaten direkt beim Bundesgericht anfecht-
bar1. 
Die Literatur hat unter den möglichen Rechtsfolgen vor al-  
lem die Kassation von Abstimmungen behandelt2. Schli-
esslich können auch Unterlassungen von Behörden eine 
grosse Rolle spielen: Wenn etwa die Behandlungsfristen vor 
Ansetzung der Volksabstimmung verletzt werden oder wenn 
eine angenommene Initiative nicht innert nützlicher Frist 
tatsächlich umgesetzt wird. Im Folgenden wird lediglich auf 
die Rechtsfolgen im Hinblick auf die Stimmrechtsbesch-
werde vor Bundesgericht eingegangen. 
Treten schon bei der Vorbereitung der Abstimmung Mängel 
auf, welche die Wahl- und Abstimmungsfreiheit verletzen 
(z.B. einseitige Abstimmungsbotschaft, Suggestivfrage), 
dann sind die festgestellten Mängel zu beheben. So kann das 
Sachurteil die anordnende Instanz verpflichten, die Unterla-
gen zu ergänzen oder wenn dies nicht mehr möglich ist, die 
anberaumte Abstimmung zu verschieben (vgl. Abschnitt II). 
Vielfach wird eine Unregelmässigkeit während oder nach 
dem erfolgten Urnengang oder der Versammlung festgestellt. 
Hier kann nur noch das Abstimmungsergebnis angefochten 
werden. Die Beschwerdeinstanz kann dieses aufheben und 
damit eine Wiederholung der Abstimmung oder Wahl veran-
lassen. Bezieht sich die Unregelmässigkeit auf eine fehler-
hafte Auszählung der Stimmen, so kann das Erwahrungser-
gebnis3 aufgehoben und korrigiert werden. Dies macht unter 
Umständen eine Nachzählung der Stimmzettel erforderlich 
(Abschnitt III). 
Auch Vorlagen von Initianten unterliegen den Anforderun-  
gen der Wahl- und Abstimmungsfreiheit. Namentlich das 
Erfordernis der Einheit der Materie soll eine korrekte Wil-
lensbildung des Stimmkörpers ermöglichen. Hat nun eine 
kantonale Instanz eine Initiative zu Unrecht wegen ange-
blicher Verletzung des Grundsatzes der Einheit der Materie 
ungültig erklärt, so ist eine Volksabstimmung über die Initia-
tive durchzuführen. Es kann sich das Problem der Teilgültig-
keit stellen, demnach ist wenigstens über den gültigen Teil 
eine Volksabstimmung durchzuführen. Verletzt hingegen 
eine Initiative die Einheit der Materie und damit die Wahl- 
und Abstimmungsfreiheit, so besteht die Rechtsfolge darin, 
                         
1 Vgl. KÄLIN , Staatsrechtliche Beschwerde 152 f. 
2 Vgl. MÜLLER, Grundrechte 376–378; HILLER 410–426; RAMSEYER 92–95. 
3 Zum Begriff der Erwahrung vgl. N. 2687 sowie 1279 und 2388. 
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dass die Initiative ungültig erklärt wird und gar keine Volk-
sabstimmung durchzuführen ist (Abschnitt IV). 
Die verzögerte Behandlung oder Umsetzung einer Vorlage 
macht entgegen der kassatorischen Natur der Stimmrechts-
beschwerde positive Anordnungen nötig (Abschnitt V). 
Schliesslich setzt eine erfolgreiche Beschwerde stets die so-
fortige Rüge der festgestellten Mängel voraus. Andernfalls 
verwirkt ein Beschwerdeführer sein Recht, wenn er erst den 
Abstimmungsausgang abwartet und lediglich im Falle eines 
von ihm nicht gewünschten Ergebnisses dieses anficht (Ab-
schnitt VI). 

 

II. Rechtsfolgen betreffend Mängel vor der Abstim-
 mung: Behebung oder (vorsorgliche) Verschiebung 

Treten bei der Vorbereitung der Abstimmung erhebliche 
Mängel auf, welche die Wahl- und Abstimmungsfreiheit ent-
scheidend beeinträchtigen, so müssen die fraglichen Mängel 
sofort beseitigt werden. «Es kann daher nicht angehen, dass 
ein Kanton trotz gross aufgemachten Zeitungsberichten über 
Unregelmässigkeiten in einzelnen Gemeinden untätig bleibt, 
bis nach der Abstimmung Beschwerde erhoben wird, und die 
Gemeinden erst mit einem Rundschreiben nach der Abstim-
mung zu künftig gesetzeskonformer Abwicklung anmahnt»4. 
Im Sinne einer Schadensminimierung können damit die 
Auswirkungen von Fehlern möglichst ökonomisch beseitigt 
werden5. So sind beispielsweise zu Unrecht oder doppelt zu-
gesandte Abstimmungsunterlagen noch vor der Abstimmung 
wieder einzuziehen. Stimmberechtigte Personen, die keine 
Unterlagen erhalten haben, müssen den Stimmausweis und 
die Unterlagen nachbeziehen können. Vielfach lassen sich 
auf diese Weise kleinere Mängel beheben. 
Ist dagegen ein Mangel derart schwerwiegend (z.B. eine 
Suggestivfrage6 auf dem Stimmzettel), dass eine Abhilfe vor 
der Abstimmung nicht möglich ist, so muss die anberaumte 
Abstimmung verschoben werden. Die Vorbereitungen 

                         
4 BBl 1999 5988. 
5 Vgl. Arta 279, der das illustrative Beispiel Bger. vom 7. Februar 1991, ZBl 1991 347–353, 

vorträgt; vgl. auch Bger. vom 4. September 1995, ZBl 1997 254–260. 
6 Vgl. BGE 106 Ia 20 E. 3, 27, und dazu die Urteilsanmerkung von GERHARD SCHMID, recht 

1983, 30–34. 
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müssen in Hinblick auf das neue Abstimmungsdatum dann 
korrekt durchgeführt werden. In der Praxis werden Abstim-
mungen selten verschoben. Die kantonalen Behörden ver-
meiden diese unliebsame Konsequenz fast unter allen Um-
ständen. Vielfach wird das Risiko eingegangen, dass eine mit 
Vorbereitungsmängeln behaftete Abstimmung dennoch 
durchgeführt und allenfalls auf Stimmrechtsbeschwerde hin 
aufgehoben wird. Gerade hier zeigt aber auch das Bundes-
gericht eine grosse Zurückhaltung. Auch die vorsorgliche 
Abstimmungsverschiebung gemäss Art. 94 OG kommt nur 
selten vor. Diese fällt erst dann in Betracht, wenn der Man-
gel so gravierend ist, dass im Falle der Nichtverschiebung 
ohnehin mit einer Kassation des Abstimmungsergebnisses zu 
rechnen ist7. 
Bei unzulässigen Interventionen von Privaten muss die 
durchführende Behörde, wenn die entsprechenden Voraus-
setzungen gegeben sind8, richtigstellend eingreifen. Andern-
falls riskiert das Gemeinwesen, dass eine ausschlaggebende, 
massive private Intervention zur Kassation der Abstimmung 
führt9. 

 

III. Rechtsfolgen bei durchgeführten Abstimmungen 
 oder Wahlen 

Die Folgen einer Verletzung des Anspruches auf freie und 
unverfälschte Willenskundgabe bemisst das Bundesgericht 
in ständiger Praxis nach dem vermutungsweisen und wahr-
scheinlichen Einfluss auf das Abstimmungsergebnis10. Eine 
Volksabstimmung wird von der Beschwerdeinstanz nur dann 
aufgehoben, wenn die Verletzung der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit «von entscheidendem Einfluss auf das Ergeb-
nis gewesen ist oder hätte sein können»11. Freilich lässt sich 

                         
7 Vgl. Arta 280; Entscheid vom 17. November 1980 des Aargauer Regierungsrates, AGVE 

1980, 528–533. 
8 Vgl. N. 2670–2675. 
9 Vgl. N. 2693–2698. 
10 Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 5b, 155, 106 Ia 197 E. 4b, 200; MÜLLER, Grundrechte 376. 
11 Vgl. z.B. Art. 244 Abs. 3 GG SG und ständige bundesgerichtliche Rechtsprechung; vgl. 

MÜLLER, Grundrechte 376. 
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die Auswirkung nie ziffernmässig feststellen12. Das bedeutet 
indessen 
«nicht, dass die Mängel schon deswegen als erheblich zu 
erachten und [...] die Abstimmung neu durchgeführt werden 
müsse. Vielmehr ist nach den gesamten Umständen – und 
dabei sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hin-
sicht – zu beurteilen, ob eine Beeinflussung des Abstim-
mungsergebnisses möglich gewesen ist. Dabei ist namentlich 
auf die Grösse des Stimmenunterschieds, die Schwere des 
festgestellten Mangels und dessen Bedeutung im Rahmen 
der gesamten Abstimmung abzustellen. Erscheint die Mög-
lichkeit, dass die Abstimmung ohne den Mangel anders aus-
gefallen wäre, als derart gering, dass sie nicht mehr ernsthaft 
in Betracht kommt, so kann von der Aufhebung des Urnen-
gangs abgesehen werden»13. 
Das Bundesgericht hebt eine Volksabstimmung nur unter 
grösster Zurückhaltung auf14. Es muss sich um eine äusserst 
schwerwiegende Verletzung der Wahl- und Abstimmungs-
freiheit handeln, damit eine Abstimmung kassiert wird. Ein 
besonders krasser Mangel führt freilich auch dann zur Auf-
hebung des Abstimmungsergebnisses, wenn dieses an sich 
deutlich ausgefallen ist15. Das Bundesgericht zieht in seiner 
Praxis ungenügend in Betracht, dass bei einer schweren In-
tervention die mutmassliche Wirkung auf das Ergebnis eben-
falls grösser ist. Daher muss mit der zunehmenden Grösse 
des unzulässigen Einflusses, trotz grosser (eben gerade 
dadurch bewirkter) Stimmendifferenz ein Abstimmungser-
gebnis aufgehoben werden16. Eine einseitige Unterstützung 
von Parteien bei der Wahl in den Gemeinderat durch Steuer-
mittel17 oder die verdeckte und in grossem Umfang erfolgte 
Werbung des Kantons Bern betreffend die Laufental-
Abstimmung18 wurden als derart schwerwiegende Mängel 

                         
12 Vgl. ARTA 281 und das von ihm angeführte Beispiel, ZR 1984, Nr. 68, E. 6; BGE 119 Ia 

271 E. 7b, 281; 117 Ia 41 E. 5b, 48, 114 Ia 427 E. 7a, 446. 
13 BGE 117 Ia 41 E. 5b, 48; vgl. auch 114 Ia 42–49, 114 Ia 427 E. 7a, 446 f., 113 Ia 291 E. 

4a, 302, 112 Ia 129 E. 3a, 134, 112 Ia 332 E. 5, 338, nicht publ. E. 6 von BGE 105 Ia 368 
in ZBl 1980 243–252 (251), 102 Ia 264 E. 3, 269; vgl. auch BGE 117 Ia 452 E. 6, 462 f.; 
HILLER 118 f. und 420–424; vgl. auch den Entscheid des basellandschaftlichen Verfas-
sungsgerichts vom 19. Juni 1991, BLVGE 1991, 31–38; vgl. auch ARTA 283 f.; LEVI 85–
94. 

14 Vgl. MÜLLER, Grundrechte 377; HILLER 415–426. 
15 Vgl. HILLER 418; vgl. die Darlegung der Praxis bei Levi 88–90. 
16 Vgl. Müller/Schefer 186. 
17 Vgl. BGE 113 Ia 291–303. 
18 Vgl. BGE 114 Ia 427–451. 
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behandelt. Ferner hat das Bundesgericht etwa eine Wahl, bei 
der das natürliche Quorum in einem Wahlkreis das verfas-
sungsmässig vorgeschriebene Proporzwahlsystem in Frage 
stellte, kassiert19. Beim natürlichen Quorum fallen nur die-
jenigen Parteien bei der Restmandatsverteilung in Betracht, 
die zunächst ein Vollmandat errungen haben. 
Die sofortige Aufhebung einer Wahl ist in der Regel nicht 
praktikabel, da die Gewählten ihre Ämter umgehend nieder-
legen müssten. Die betreffende Körperschaft würde etwa bei 
einer Gesamterneuerungswahl ihrer Organe und damit ihrer 
Handlungsfähigkeit beraubt. Denn die früheren Mitglieder 
einer Behörde können nicht mehr für die Körperschaft han-
deln, da deren Amtszeit abgelaufen ist. Die zuständige 
Beschwerdeinstanz wird zwar eine derartige Wahl kassieren; 
sie wird aber gleichzeitig im Sinne einer vorsorglichen 
Massnahme die Rechtsfolgen der Kassation erst später ein-
treten lassen20. 
Ein besonderes Problem stellt sich bei knappen Wahl- und 
Abstimmungsergebnissen. Der Stimmbürger hat Anspruch 
darauf, dass ordnungsgemäss zustande gekommene Abstim-
mungs- und Wahlergebnisse anerkannt werden21. Ein An-
spruch auf Nachzählung besteht nicht, wenn allein das Er-
gebnis einer Abstimmung oder Wahl knapp ausgefallen ist22; 
vielmehr müssen Umstände hinzukommen, die auf eine nicht 
korrekte Ermittlung des Ergebnisses schliessen lassen. Die 
Behörden sind dann verpflichtet, die vorgebrachten Rügen 
näher zu untersuchen23. Das Bundesgericht hat nun al-
lerdings diese Rechtsprechung in dem Sinne präzisiert, dass 
bei einem äusserst knappen Ergebnis, wo nur zwei Stimmen 
für ein Mandat fehlten, ein Anspruch auf Nachzählung be-
stehe24. Ein äusserst knappes Ergebnis begründet demnach 
bereits als solches Zweifel an dessen Richtigkeit. 
Ein Anspruch auf Nachzählung ist nur ausnahmsweise im 
kantonalen Recht statuiert25; bei einem äusserst knappen 
Wahl- und Abstimmungsausgang kann es freilich mindestens 
                         
19 Vgl. BGE 107 Ia 217–225. 
20 Vgl. Urteil des basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 8. Juni 1994, BLVGE 1994, 

20–28 (28). 
21 Vgl. BGE 112 Ia 208 E. 1b, 211. 
22 Vgl. BGE 98 Ia 73–86. 
23 Vgl. BGE 114 Ia 42–49. 
24 Urteil vom 15. Dezember 1994, 1P. 363/1994, NZZ vom 16. Dezember 1995, Nr. 294, 15; 

Plädoyer 2/1995, 53 f. 
25 Vgl. Art. 39 Abs. 3 UAG SG; Art. 45 AV OW. 
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ein Gebot der Vorsicht und der «politischen Klugheit»26 sein, 
eine Nachzählung anzuordnen. Es lässt sich praktisch nie 
ausschliessen, dass das Auszählen völlig fehlerfrei erfolgt 
ist27. Bei relativ knappen Ergebnissen muss also stets ein 
Tatbestand hinzukommen, der Zweifel an der Richtigkeit der 
Auszählung erhebt. Wurde etwa falsch gezählt oder wurden 
zu berücksichtigende Stimmen nicht mitgezählt, so kann das 
amtliche Abstimmungsergebnis (die sog. «Erwahrung») auf-
gehoben werden. Dies bedeutet nicht unbedingt eine Wie-
derholung der Abstimmung. Denn die Stimmzettel werden 
mindestens bis zur rechtsgültigen Erwahrung nach der Ab-
stimmung aufbewahrt28, so dass eine Nachzählung möglich 
ist. Das neue korrekte Ergebnis kann dann mit den vorhan-
denen Stimmzetteln festgestellt werden29. Je nachdem kann 
sich das Ergebnis der Wahl oder Abstimmung ändern. Eine 
Wiederholung der Abstimmung ist aber nicht nötig, es sei 
denn, die Stimmzettel wurden versehentlich vernichtet. Letz-
teres war bei der Volksabstimmung über die neue Thurgauer 
Kantonsverfassung vom 28. Juni 1987 notwendig geworden, 
wo die Differenz zwischen Ja- und Nein-Stimmen nur 69 
Stimmen betrug. Die Thurgauer Behörden waren den Rügen 
betreffend die fehlerhafte Auszählung der Stimmen nicht 
nachgegangen. Das Bundesgericht hiess deshalb eine Stim-
mrechtsbeschwerde gut30. In der Zwischenzeit hatten indes-
sen einige Gemeinden entgegen der Weisung der Thurgauer 
Staatskanzlei die Stimmzettel vernichtet. Deshalb wurde eine 
Wiederholung der Volksabstimmung unumgänglich; die 
neue Verfassung wurde am 4. Dezember 1988 viel deutlicher 
angenommen31. 
Bei Abstimmungsergebnissen an Versammlungen dürfte eine 
fehlerhafte Auszählung, da sich die Stimmenverhältnisse 
beim Schätzverfahren nicht mehr rekonstruieren lassen, 
meist zu einer Wiederholung der Abstimmung an der näch-
                         
26 BGE 98 Ia 73 E. 4, 85. 
27 Vgl. WIDMER 173 und Anm. 26 führt als Beispiel BGE 101 Ia 238–251 an. 
28 Siehe z.B. § 25 WAV BS; Art. 42 Abs. 1 VPR BE (zentrale Sammlung der Stimmzettel bei 

der Staatskanzlei); §§ 26 f. WAV ZH; § 35 WAG SZ; vgl. PICENONI 109–111; WIDMER 177 
Anm. 38 m.w.H. 

29 Im Falle der äusserst knapp ausgefallenen Wahl von Ständerat Gian-Reto Plattner im 
Herbst 1991 führte eine Wahlbeschwerde dazu, dass das Ergebnis erst am 15. Januar 1992 
vom Grossen Rat von Basel-Stadt erwahrt werden konnte. Der Kanton Basel-Stadt war 
deshalb in der Wintersession 1991 im Ständerat nicht vertreten; vgl. Amtl.Bull. StR 1992 1. 

30 Vgl. BGE 114 Ia 42–49. 
31 Vgl. KLEY, Grundpflichten xlvii. 
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sten Versammlung führen32. Es sei denn, die Kantone 
schreiben für diesen Fall eine exakte Abzählung an der Ver-
sammlung vor33. Ist dieses Verfahren nicht vorgeschrieben, 
so sichert die Wahl- und Abstimmungsfreiheit dennoch den 
Anspruch auf eine richtige und in dieser Konstellation ex-
akte Feststellung des Abstimmungsergebnisses34. Bei Zwei-
feln ist auch ohne ausdrückliche Rechtsvorschrift eine 
Auszählung vorzunehmen. Ansonsten müsste bei einer 
möglichen, falschen Abschätzung das festgestellte Abstim-
mungsergebnis aufgehoben werden. 

 

IV. (Teil-)Ungültigkeit von Volksbegehren, welche die 
 Wahl- und Abstimmungsfreiheit nicht beeinträchti-_
 gen 

Das Verhältnismässigkeitsprinzip gilt es auch im Falle der 
Rechtsfolgen von Verletzungen der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit zu beachten. Es spielt insbesondere bei Volk-
sinitiativen, welche den Grundsatz der Einheit der Materie 
verletzen35. Die vollständige Ungültigerklärung einer Volk-
sinitiative könnte unverhältnismässig sein; möglicherweise 
genügt nämlich eine mildere Massnahme. So könnte eine 
Initiative durch eine Aufteilung in die einzelnen Postulate 
gewissermassen «gerettet» werden; der Grundsatz der Ein-
heit der Materie wäre dann gewahrt. Für den Bund lässt 
Art. 139 Abs. 3 BV die Teilgültigkeit einer Initiative aus-
drücklich zu, was von den Räten mit dem Verhältnismässig-
keitsprinzip begründet wurde. Eine Initiative ist demnach 
teilungültig zu erklären, «wenn ein relativ unbedeutender 
Teil der Initiative herausgenommen und dadurch die Sub-
stanz der Volksinitiative gerettet werden kann36». 
Erklärt das Kantonsparlament eine Volksinitiative für 
ungültig, so werden die zwei gegenläufigen Interessen deut-
lich: Einerseits die korrekte Ausübung des Stimmrechts, in-
dem die Willensbildung der Stimmbürger frei zustande 
kommen soll und anderseits die möglichst ungehinderte 
                         
32 Vgl. GVP 1973, Nr. 32, wo sich die Ergebnisse zwar feststellen liessen, das Abstimmungs-

verfahren aber nicht zu Ende geführt worden ist. Deshalb war eine Wiederholung nötig. 
33 So etwa Art. 59 Abs. 1 KV OW; Art. 21 Abs. 2 GVA OW; Art. 16 Abs. 2 LV AI. 
34 Vgl. BGE 104 Ia 428 E. 3a, 431; vgl. dazu allgemein N. 2557–2559. 
35 Vgl. GRISEL, Initiative 257 f.; KÖLZ , Volksinitiative 26. 
36 Amtl.Bull. StR 1998 120 (Sonderdruck; Votum BR Koller). 
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Ausübung des Initiativ- und Referendumsrechts37. Wird eine 
Initiative, welche die Einheit der Materie verletzt, ungültig 
erklärt, so wird zum einen der Stimmbürger in seinem Recht, 
sich korrekt zu einem Vorschlag aus dem Volk äussern zu 
können geschützt, aber zum andern werden die Initianten in 
ihrem Recht, ein Volksbegehren wirksam zu stellen, ein-
geschränkt. Diese doppelte Beeinträchtigung ist bei jeder 
Ungültigerklärung zu berücksichtigen. Nach dem Verhält-
nismässigkeitsgrundsatz darf das Parlament eine Initiative 
dann nicht im ganzen Umfang als ungültig erklären, 

– zum einen, mit dem Stimm- und Wahlrecht der Bürger im 
Hintergrund, «si le vice ne frappe qu'une partie mineure 
de l'initiative sans en atteindre le fondement ou la raison 
d'être.» 

– zum andern, mit dem Initiativrecht im Hintergrund: «Il 
faut observer d'autre part que le respect de la volonté des 
signataires de l'initiative empêche qu'on soumette au vote 
populaire une initiative amputée d'une partie de son 
contenu sans leur accord exprès (sous forme de clause 
autorisant le comité d'initiative à retirer tout ou partie de 
l'initiative) ou présumé (lorsqu'on peut raisonnablement 
admettre que les signataires auraient donné leur accord à 
l'initiative, même sans sa partie viciée)»38. Es ist 
allerdings schwierig zu entscheiden, ob ein Teil einer 
Initiative zustande gekommen wäre. Dem zuständigen 
Organ, meist dem Parlament, kommt dabei ein erheblicher 
Beurteilungsspielraum zu. 

Die zuständige Behörde hat keine Pflicht zur Teilungülti-
gerklärung oder gar Aufteilung der Vorlage, ausser wenn di-
ese Möglichkeit bei gegebenen Voraussetzungen vom kan-
tonalen Recht vorgesehen ist. So lässt etwa Art. 66 Abs. 2 
KV GE die Aufteilung einer Initiative zu, deren Bestandteile 
als solche gültig sind (d.h. die Einheit der Form wie die 
Konformität mit dem übergeordneten Recht) wahren39. Der 
                         
37 KÄLIN , Staatsrechtliche Beschwerde 97–102. 
38 BGE 105 Ia 362 E. 3, 365 (beide Zitate). Diese Rechtsprechung ist mehrfach bestätigt 

worden; vgl. BGE 110 Ia 176 E. 3b, 182, 112 Ia 382 E. 6a, 388 f., 114 Ia 267 E. 4, 274, 
117 Ia 147 E. 5c, 156; Entscheid des basellandschaftlichen Verfassungsgerichtes vom 
8. November 1989, BLVGE 1989, 11–22; vgl. auch HANGARTNER, Staatsrecht I 223; 
KÖLZ, Volksinitiative 26; a.M. ETIENNE GRISEL, La validité partielle des initiatives popu-
laires, in Festschrift für Kurt EICHENBERGER, Basel 1982, 329–339 (335–339). 

39 Vgl. gerade dazu BGE 123 I 63 E. 6a, 74 f.; vgl. auch ODERMATT 718. 
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Grundsatz der Einheit der Materie ist relativer Natur; die 
zuständige Behörde hat einen Gestaltungsspielraum, der 
auch nach politischen Gesichtspunkten wahrzunehmen ist. 
«Das läuft auf ein stimmrechtliches Willkürverbot hinaus»40. 
Die vom kantonalen Recht ermöglichte Aufteilung einer Ini-
tiative ist dann zu verweigern, wenn diese Aufteilung einen 
Rechtsmissbrauch darstellen würde. Vielmehr ist eine Initia-
tive in diesem Fall ganz nichtig zu erklären. Ein Rechtsmiss-
brauch ist dann anzunehmen, wenn eine Initiative eine Viel-
zahl von Massnahmen aus dem wirtschaftlich-sozialen Be-
reich vorschlägt, etwa die Stärkung der wirtschaftlichen 
Beschäftigung, die Verminderung der Arbeitslosigkeit und 
eine Steuerreform. Unter diesen Postulaten besteht kein eng-
er innerer Zusammenhang. Die Aufteilung ergäbe einen 
Strauss von Volksabstimmungen, die über eine einzige Un-
terschriftensammlung erreicht worden wäre. Es handelt sich 
hier um einen Missbrauch des Initiativrechts, weshalb diese 
Initiative integral ungültig erklärt worden ist41. 
Im Übrigen gibt es weitere Gründe ausserhalb der Verlet-  
zung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit, welche nach dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip zu einer Teilungültigkeit 
führen42. 

 

V. Verzögerte Behandlung oder Umsetzung einer Vor-_
 lage 

Bis zur Volksabstimmung kann ein Initiativkomitee die Rüge 
erheben, wonach die zur Behandlung zuständige Behörde 
(z.B. das Parlament) das Verfahren ungebührlich verzögere. 
Diese Rüge ist vor allem dort möglich, wo das Abstim-
mungsrecht konkrete Behandlungsfristen ansetzt. Nach der 
Volksabstimmung ist diese Rüge nicht mehr zulässig43. Nach 
der Annahme einer Vorlage durch das Volk ist die zuständige 
Behörde, meist die Exekutive, verpflichtet, das Anliegen zu 
realisieren44. Die ungebührliche Verzögerung dieses Anlie-
gens bedeutet eine Verletzung der politischen Rechte und der 

                         
40 TSCHANNEN, Stimmrecht 129. 
41 Vgl. BGE 123 I 63 E. 6c, 76 f. 
42 Vgl. N. 853 sowie 2134 und 2135. 
43 Vgl. Bger. vom 16. November 1994, ZBl 1995 419–422 (421). 
44 Vgl. GRISEL, Initiative 61. 
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Wahl- und Abstimmungsfreiheit und kann mittels Stim-
mrechtsbeschwerde durchgesetzt werden45. Freilich wird der 
Behörde – insbesondere bei Verfassungsinitiativen in der 
Form der allgemeinen Anregung – wohl ein grosszügiger 
zeitlicher Rahmen zu geben sein; sind konkrete Um-
setzungsmassnahmen bereits eingeleitet, so dürfte kaum eine 
Verzögerung vorliegen. In diesem Fall ist dieses Rechtsmit-
tel nicht nur kassatorisch, denn die Herstellung des recht-
mässigen Zustandes setzt positive Anordnungen des 
Bundesgerichts voraus46. 

 

VI. Pflicht zur kurzfristigen Rüge von Mängeln 

Das kantonale Recht sieht häufig äusserst kurze Beschwer-
defristen vor47, die seit Entdeckung des Mangels (relative 
Verwirkungsfrist) oder aber spätestens nach der amtlichen 
Veröffentlichung der Ergebnisse der Abstimmung (absolute 
Verwirkungsfrist) einzureichen sind48. Wird der Mangel 
nicht innert der kurzen Fristen gerügt, so wird auf eine 
Beschwerde nicht eingetreten und eine an sich denkbare Ver-
letzung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit bleibt ohne 
                         
45 Vgl. Bger. vom 16. November 1994, ZBl 1995 419–422 (422); vgl. dazu die Urteilsbe-

sprechung von MÜLLER/SCHEFER 190. In BGE 121 I 357–366 hat das Bundesgericht eine 
vom Grossen Rat ausgearbeitete Gesetzesvorlage aufgehoben, welche eine allgemeine An-
regung umzusetzen suchte. Dabei verwendete der Grosse Rat Mittel, welche die Initianten 
abgelehnt hatten. 

46 Vgl. Arta 281. 
47 Siehe an Stelle vieler: Art. 89 Abs. 2 GPR BE oder Art. 62 Abs. 2 GPR AR: drei Tage, oder 

§ 50 Abs. 2 Ziff. 1 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 1. April 1976 des Kantons 
Zug (SG 162.1): acht Tage. 

48 Die Beschwerdefristen bei eidgenössischen Urnengängen sind bundesrechtlich festgelegt; 
siehe Art. 77 Abs. 2 BPR: drei Tage seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätes-
tens jedoch am dritten Tage nach Veröffentlichung der Ergebnisse im kantonalen Amts-
blatt. Mittels «Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregierungen über Probleme 
des Abstimmungswesens» vom 11. August 1999 werden die Kantone zur zeitverzugslosen 
Publikation der Abstimmungsergebnisse aufgefordert, da andernfalls die Erwahrung der 
gesamtschweizerischen Ergebnisse verhindert wird. Im selben Schreiben werden die Kan-
tonsregierungen gebeten, die in Art. 79 Abs. 1 BPR genannte Beschwerdeentscheidfrist 
(Entscheid innert zehn Tagen nach Eingang der Beschwerde) einzuhalten. «Im Zusam-
menhang mit der Volksabstimmung vom 18. April 1999 entschieden freilich einzelne Kan-
tone über Beschwerden statt innert zehn Tagen innerhalb eines Monats, derweil andere die 
vom Regierungsrat entschiedenen Beschwerden erst eine Woche später versandten. Ein 
solches Vorgehen blockiert den Bundesrat in der Erwahrung der Abstimmungsresultate, 
was je nach rechtlicher oder politischer Konstellation insbesondere im Fall von Dringlich-
keitsrecht sehr negative Folgen zeitigen kann» (BBl 1999 5989). 
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Rechtsfolgen49. Das Bundesgericht hat diese kurzen Fristen 
mehrfach geprüft und als mit der Wahl- und Abstimmungs-
freiheit vereinbar erklärt, da ein erhebliches öffentliches In-
teresse der Behörde bestehe, so frühzeitig wie möglich einen 
Mangel in der Vorbereitung der Abstimmung beheben zu 
können50. «Eine [relative] Verwirkungsfrist von drei Tagen 
erscheint in der Tat als sehr kurz, besonders wenn man be-
denkt, dass vielen möglichen Beschwerdeführern die nötigen 
Rechtskenntnisse fehlen, weshalb sie nach Entdeckung eines 
allfälligen Beschwerdegrundes zunächst einmal mit einem 
Rechtsanwalt oder einer andern rechtskundigen Person 
Fühlung nehmen müssen. Im interkantonalen Vergleich 
präsentiert sich die dreitägige Frist [...] als ungewöhnlich 
kurz, aber nicht einmalig»51. Die Dreitagesfrist ist eindeutig 
zu kurz: Läuft sie über ein Wochenende und endet sie am 
Montag, kann sie gar nicht effektiv wahrgenommen wer-
den52. Immerhin lässt das Bundesgericht angesichts der 
knappen Frist eine rudimentäre Beschwerdeschrift genügen. 
Zudem erlaubt die einjährige, absolute Verwirkungsfrist bei 
schwerwiegenden Mängeln, die erst viel später nach der Ab-
stimmung aufgedeckt werden, eine Neuüberprüfung der Er-
wahrung. «Wenn nachträglich eine massive Beeinflussung 
einer Wahl oder Abstimmung zutage tritt, dann muss Art. [8 
Abs. 1] BV den Betroffenen unmittelbar ein Recht auf Über-
prüfung der Regularität der betreffenden Wahl oder Abstim-
mung geben»53. Als Frist zur Einreichung eines derartigen 
Revisions- oder Wiedererwägungsgesuches hat das Bundes-
gericht ein Jahr ab Kenntnisnahme der neuen Tatsache er-
wogen, ohne sich definitiv festzulegen. 

                         
49 Vgl. Entscheid vom 12. April 1995 des Berner Regierungsrates, BVR 1996, 145–147 

(146); HILLER 74; ANDREAS KLEY, Urteilsanmerkung zu BGE 121 I 1, AJP 1995, 788–790 
zu Konstellationen, wo die Dreitagesfrist die Einlegung des Rechtsmittels vereitelt. 

50 Vgl. Bger. vom 26. Mai 1995, ZBl 1996 233–245 (237) = BVR 1996, 97–116; Bger. vom 
4. September 1991, ZBl 1992 312–319 (315 f.); Bger. vom 4. Oktober 1978, ZBl 1979 
527–534 (528 f.); vgl. auch den Entscheid vom 25. April 1995 des Zuger Regierungsrats, 
ZBl 1995 416–419 (418); STEINMANN 257. 

51 Bger. vom 4. September 1991, ZBl 1992 312–319 (315). 
52 Vgl. Bger. vom 4. September 1991, ZBl 1992 312–319 m.w.H.; BGE 121 I 1 mit Urteils-

anmerkung von ANDREAS KLEY, AJP 1995, 788 f.; MÜLLER/SCHEFER 183; vgl. auch den 
Entscheid des Grossen Rats des Kantons Bern vom 15. März 1994, BVR 1994, 481–483. 

53 BGE 113 Ia 146 E. 3b, 153; vgl. auch den Entscheid des basellandschaftlichen Verfas-
sungsgerichtes vom 21. Augsut 1991, BLVGE 1991, 13–26 (24); die BV-Bestimmung 
wurde angepasst. 
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Sieht das kantonale Recht längere, zum Beispiel eine dreis-
sigtägige Beschwerdefrist vor, so darf diese Frist ganz aus-
geschöpft werden. Die Pflicht zur sofortigen Rüge bezieht 
sich auf den festgestellten Mangel, dieser löst den Fris-
tenlauf aus. Es darf also nicht die Abstimmung abgewartet 
werden, das Beschwerderecht würde dadurch verwirkt. Ein-
zig wenn die durch den Mangel ausgelöste Frist sich bis auf 
einen Zeitpunkt nach der Abstimmung erstreckt, kann mit 
der Beschwerde noch zugewartet werden und dann gege-
benenfalls das Abstimmungsergebnis angefochten werden54. 
Die gesetzliche Frist kann stets voll genutzt werden, ohne 
dass dies als treuwidriges Verhalten gewertet werden dür-
fte55. Der behauptete Mangel löst die Frist zu jenem Zeit-
punkt aus, bei dem dieser Mangel durch Publikation oder 
Zustellung öffentlich wird. Hat der Beschwerdeführer aus 
internen Quellen Kenntnis von dem Mangel etwa in der Ab-
stimmungsbotschaft, so beginnt die Frist gleichwohl erst mit 
der Zustellung der Unterlagen an die Stimmberechtigten56. 
Bei Abstimmungen und Wahlen im Versammlungsverfahren, 
namentlich auf kommunaler Ebene, muss ein zutage treten-
der Mangel sofort, an der Versammlung selbst gerügt wer-
den57, ansonsten verwirkt ein Beschwerdeführer sein Besch-
werderecht. Der Grundsatz von Treu und Glauben des Art. 5 
Abs. 2 BV hat auch im Bereich der politischen Rechte 
Gültigkeit58. Es wäre stossend, wenn ein Stimmbürger einen 
                         
54 BGE 110 Ia 176 E. 2a, 178, 106 Ia 197 E. 2c, 198 f., 101 Ia 238 E. 3, 241; die gegenteilige 

frühere Rechtsprechung gemäss BGE 99 Ia 216 E. 2a, 220 ist damit überholt worden. 
55 Vgl. Entscheid des Berner Regierungsrates vom 22. Mai 1996, BVR 1996, 501–511 

(503 f.). 
56 Vgl. Entscheid des Berner Regierungsrates vom 22. Mai 1996, BVR 1996, 501–511 (504). 
57 Vgl. Entscheid des Regierungsrates des Kantons Graubünden vom 20. Juli 1981, RPR 

1981/82, Nr. 1; Entscheid des Regierungsrates des Kantons Obwalden vom 7. Januar 1977, 
VVGE OW 1976–1977, Nr. 4. 

58 Vgl. BGE 115 Ia 392 E. 4c, 397, 110 Ia 176 E. 2a, 180, 92 I 350 E. 2c, 354, 89 I 80 E. 4, 
86; Entscheid vom 13. Oktober 1993 des Berner Regierungsrates, BVR 1994, 193–199; 
Entscheid des basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 19. Juni 1991, BLVGE 
1991, 31–38; Entscheid des basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 25. März 
1992, BLVGE 1992, 11–21, E. 2; Entscheid des Bündner Verwaltungsgerichts vom 31. 
Oktober 1990, PVG 1990, Nr. 2; Entscheid des Bündner Verwaltungsgerichts vom 3. Juni 
1986, PVG 1986, Nr. 4; Bger. vom 25. Juli 1991, ZBl 1992 169–173; Entscheid des Regie-
rungsrates von Appenzell A.Rh. vom 13. Februar 1973, AR GVP 1988, Nr. 1014; Ent-
scheid des Regierungsrates von Appenzell A.Rh. vom 15. Juli 1980, AR GVP 1988, 
Nr. 1016; Entscheid der Direktion des Innern des Kantons Aargau vom 3. Dezember 1971, 
AGVE 1971, 510–513; Entscheid des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 13. Juli 
1991, LGVE 1984 III Nr. 6; Urteil des basellandschaftlichen Verfassungsgerichts vom 26. 
Oktober 1994, BLVGE 1994, 28–37 (32). 
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Verfahrensfehler hinnähme und die Hauptabstimmung ab-
wartete, um dann, wenn ihm das Abstimmungsergebnis nicht 
zusagt, noch eine Beschwerde dagegen zu erheben. An der 
Versammlung abwesende Stimmbürger sind überhaupt nicht 
legitimiert, nachträglich wegen Verfahrensfehlern Besch-
werde einzulegen59. Die Pflicht zur sofortigen Rüge dient in 
diesem Sinne der Verfahrensökonomie60. Diese hat im Be-
reich der politischen Rechte ein besonderes Gewicht, da der 
Stimmkörper vor unnötigen Abstimmungen und Wahlen 
möglichst verschont werden soll. Das Bundesgericht ver-
langt die Erhebung von Stimmrechtsbeschwerden innert 30 
Tagen seit der kantonalen Anordnung. Läuft diese Frist, die 
voll ausgeschöpft werden kann, erst nach dem Urnengang 
ab, so kann nicht verlangt werden, dass schon vor der 
Durchführung der Abstimmung eine Beschwerde erhoben 
wird. In diesem Fall kann die Vorbereitungshandlung aus-
nahmsweise mit einer gegen die Abstimmung als solche ge-
richteten Beschwerde mitangefochten werden61. 
Die effektive Durchsetzung der Wahl- und Abstim-  mungs-
freiheit wird durch die kurzen Beschwerdefristen und die 
sofortigen Rügepflichten an Versammlungen etwas rela-
tiviert. Die Wahl- und Abstimmungsfreiheit ist freilich nicht 
das einzige Prinzip, das im Vordergrund steht, sondern die 
Glaubwürdigkeit demokratischer Verfahren ist vor einem 
«taktischen» Beschwerdeverhalten der Stimmbürger zu 
schützen. Dieses ist deshalb eine gängige Praxis, weil im 
politischen Bereich harte und unzimperliche Auseinander-
setzungen unter Ausschöpfung aller Mittel nicht selten sind. 
Einer diesbezüglichen Instrumentalisierung der Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit wird ein Riegel vorgeschoben.

                         
59 Vgl. Bger. vom 25. Juli 1991, ZBl 1992 169–173. 
60 Vgl. z.B. den Entscheid des Berner Regierungsrates vom 22. Mai 1996, BVR 1996, 501–

511 (503). 
61 Vgl. BGE 110 Ia 176 E. 2a, 178; HILLER 337–341; KÄLIN , Staatsrechtliche Beschwerde 

354; RHINOW/ KRÄHENMANN 254; 118 Ia 271–276; Entscheid des Berner Regierungsrates 
vom 22. Mai 1996, BVR 1996, 501–511 (503). 
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